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KIRCHENGESETZE

I.
Kirchengesetz zur Änderung des

Kirchengesetzes zur Ausführung des
Besoldungs- und Versorgungsgesetzes

der EKD
vom 12. Juni 2021

Die 37. ordentliche Landessynode hat auf Ihrer Ta-
gung am 11. und 12. Juni 2021 aufgrund von § 8 des
Besoldungs- und Versorgungsgesetzes der EKD das
folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Kirchengesetzes zur Ausführung
des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes der

EKD
Das Kirchengesetz zur Ausführung des Besoldungs-
und Versorgungsgesetzes der EKD (AG.BVG.EKD)
vom 17. November 2016 (KABl. 2016 S. 482 ff.), zu-
letzt geändert durch Kirchengesetz vom 19. Mai 2017
(Ges. u. VOBl. Bd. 16 Nr. 8 S.158), wird wie folgt
geändert:

§ 4
(zu § 9 Absatz 3 BVG.EKD)

Vikarinnen und Vikare
(1)  Vikarinnen und Vikare erhalten Vikariatsbezüge
für die Zeit vom Tage ihrer Berufung zur Vikarin oder
zum Vikar bis zum Ende des Dienstverhältnisses als
Vikarin oder Vikar.
(2) 1Vikarinnen und Vikare erhalten einen Grundbe-
zug in Höhe von 50 % der Bezüge der Erfahrungsstufe
5 der Besoldungsgruppe A 12. 2Der Grundbezug wird
auf volle Euro aufgerundet und monatlich im Voraus
gezahlt.
(3)  Für den Familienzuschlag gilt § 13 BVG.EKD
entsprechend.
(4)  Zu den Bestandteilen der Bezüge der Anwärter-
innen und Anwärter gilt das Recht des Landes Nord-
rhein-Westfalen mit Ausnahme von § 79 LBesG
NRW.

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2021 in Kraft.

Detmold, den 29. Juni 2021
Der Landeskirchenrat

BESCHLÜSSE

II.
Ausführungsverordnung

zum Gesetz zum Schutz vor
sexualisierter Gewalt

(AVO KGSsG)
vom 16. März 2021

Der Landeskirchenrat am 16. März 2021 aufgrund von
§ 11 des Kirchengesetzes zum Schutz vor sexualisier-
ter Gewalt zur Ausführung des Gesetzes folgende Ver-
ordnung beschlossen:

§ 1
Adressaten des KGSsG

(zu § 3 KGSsG)
(1)  Zum Personenkreis der Mitarbeitenden im Sinne
des § 3 KGSsG gehören unter Berücksichtigung aller
zu dessen Auslegung dienenden Rechtsregelungen
und allgemeiner Grundsätze alle Personen, die in den
laufenden Arbeitsbetrieb eingegliedert sind, insbeson-

dere auch (Schul-)Praktikantinnen und (Schul-)Prak-
tikanten.
(2) Zu den ehrenamtlich Tätigen im Sinne des § 3
KGSsG gehören alle Personen, die an der Durchfüh-
rung kirchlicher Angebote regelmäßig und planend
oder leitend mitwirken. Nicht erfasst werden insoweit
Personen, die ausschließlich an kirchlichen Veranstal-
tungen und Angeboten teilnehmen.
(3) In Honorarverträgen ist grundsätzlich die Geltung
des KGSsG zu vereinbaren, einschließlich der Pflicht
zur Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses.
Bei bereits geschlossenen Honorarverträgen, die die
Honorartätigen über den 28. Februar 2022 hinaus zur
Leistung verpflichtet, ist auf die Einbeziehung des
KGSsG hinzuwirken.Die Vorlagepflicht eines erwei-
terten Führungszeugnisses kann ausnahmsweise ent-
fallen, wenn die Bewertung der Honorartätigkeit an-
hand von Art, Intensität und Dauer des Kontaktes mit
Minderjährigen und Volljährigen in Abhängigkeits-
verhältnissen die Vorlage nicht erfordert.
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§ 2
Art, Dauer und Intensität des Kontakts zu

vulnerablen Personengruppen
(zu § 5 Abs. 3 KGSsG und § 1 Abs. 3 AVO

KGSsG)
Entscheidungen zur Bewertung von Art, Intensität und
Dauer des Kontaktes mit Minderjährigen und Voll-
jährigen in Abhängigkeitsverhältnissen, die gemäß
des Kirchengesetzes zum Schutz vor sexualisierter
Gewalt (KGSsG) oder dieser Ordnung zu erfolgen ha-
ben, sind von der zuständigen Person oder dem zu-
ständigen Organ zu dokumentieren.
Eine Orientierungshilfe zur Entscheidungsfindung
enthält Anlage 1.

§ 3
Einsatzbereiche bei Verurteilung

(zu § 5 Abs. 1 Nr. 3 f) KGSsG
Leitungsaufgaben im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 3 f
KGSsG liegen vor, wenn
a) eine Person alleine oder als Mitglied eines Or-

gans mit anderen die fachliche, personelle, orga-
nisatorische und wirtschaftliche Verantwortung
für eine Organisationseinheit wahrnimmt und

b) wenn der Person oder dem Organ mindestens
zwei der unter a) beschriebenen Aspekte aus-
drücklich übertragen wurden.

§ 4
Anforderung und Umgang mit erweiterten

Führungszeugnissen
(zu § 5 Abs. 3 KGSsG)

(1) Das jeweilige Leitungsorgan ist verantwortlich für
die Anforderung und Einsichtnahme der erweiterten
Führungszeugnisse der Mitarbeitenden entsprechend
den Regelungen des Kirchengesetzes zum Schutz vor
sexualisierter Gewalt, soweit dies nicht ohnehin einer
Stelle ( z.B. Landeskirchenamt) im Rahmen der all-
gemeinen Personalverwaltung obliegt.
(2) Hängt die Pflicht, ein erweitertes Führungszeugnis
vorzulegen von Art, Dauer und Intensität des Kontak-
tes zu Minderjährigen und Volljährigen in Abhängig-
keitsverhältnissen ab, entscheidet darüber das Lei-
tungsorgan.
(3) Das Leitungsorgan legt fest, wie und ab wann in
den einzelnen Arbeitsbereichen die nichtberuflich
Mitarbeitenden erfasst und wie personelle Verände-
rungen aufgenommen werden. Die Anforderung er-
weiterter Führungszeugnisse und die Einsichtnahme
werden beruflich Mitarbeitenden übertragen.
(4) 1Bezüglich der Einsichtnahme in die erweiterten
Führungszeugnisse dürfen bei beruflich Beschäftigten
nur der Umstand, dass Einsicht in ein Führungszeug-
nis genommen wurde, das Datum des Führungszeug-
nisses und die Information, ob die das Führungszeug-
nis betreffende Person wegen einer Straftat nach § 5
Abs. 1 Nr. 1 KGSsG rechtskräftig verurteilt worden
ist, gespeichert werden. Bei ehrenamtlich Tätigen dür-
fen diese erhobenen Daten nur verarbeitet werden, so-

weit dies zum Ausschluss der Personen von der Tä-
tigkeit, die Anlass zu der Einsichtnahme in das Füh-
rungszeugnis gewesen ist, erforderlich ist. Die Daten
sind spätestens drei Monate nach der Beendigung der
Tätigkeit zu löschen. Weitergehende staatliche oder
kirchliche Bestimmungen bleiben unberührt.

§ 5
Kosten des erweiterten Führungszeugnisses

(zu § 5 Abs. 3 KGSsG)
Soweit keine Gebührenbefreiung greift, trägt der An-
stellungsträger oder der Träger der kirchlichen oder
diakonischen Arbeit die Kosten des erweiterten Füh-
rungszeugnisses.

§ 6
Schutzkonzepte

(zu § 6 Abs. 1 und 3 KGSsG)
Schutzkonzepte sind nach der erstmaligen Erstellung
und nach jeder Änderung dem Aufsichtsorgan zeitnah
zur Kenntnis vorzulegen.

§ 7
Ansprech- und Meldestelle

(zu § 7 KGSsG)
Für den Bereich der Lippischen Landeskirche werden
die Aufgaben nach § 7 KGSsG von verschiedenen
Stellen entsprechend der §§ 8 und 9 wahrgenommen.
Für den Bereich des Diakonischen Werkes Rheinland-
Westfalen-Lippe e.V. (Diakonie RWL) gilt in Bezug
auf die Meldestelle § 9; bezüglich der Ansprechstelle
gemäß § 8 kann im Bereich des Diakonischen Werkes
RWL eine gemeinsame Ansprechstelle für die Mit-
glieder errichtet werden.

§ 8
Ansprechstelle
(zu § 7 KGSsG)

(1) Die Aufgaben der Ansprechstelle für Betroffene
sexualisierter Gewalt nimmt eine entsprechend von
der Landeskirche hauptamtlich beauftragte Person mit
besonderem Seelsorgeauftrag gem. § 3 SeelGG wahr.
Sie oder er steht Betroffenen beratend und auf Wunsch
seelsorgend zur Verfügung. Im Umgang mit dem The-
menkomplex sexualisierte Gewalt fortgebildet und er-
fahren, kann die beauftragte Person in entsprechenden
Gesprächen mit den Betroffenen erste Handlungs-
möglichkeiten entwickeln und sie bei der Entschei-
dungsfindung über das weitere Vorgehen begleiten.
Die beauftragte Person kann im Rahmen des Seelsor-
gegeheimnisses absolute Verschwiegenheit garantie-
ren.
(2) Die oder der Beauftragte ist darüber hinaus ver-
antwortlich für die fachliche Fortentwicklung des
Schutzes vor und des Umgangs mit sexualisierter Ge-
walt innerhalb der Landeskirche und beteiligt sich an
entsprechenden Fortentwicklungsprozessen auf der
Ebene der Ev. Kirche in Deutschland (EKD).
(3) Um Betroffenen, die sich nicht an Repräsentantin-
nen oder Repräsentanten der Institution, in deren Kon-

Gesetz- und Verordnungsblatt der Lippischen Landeskirche Band 17 Nr. 9 vom 30. Juni 2021   347



text sie sexualisierte Gewalt erlebt haben, wenden
wollen, ein alternatives Angebot zu schaffen, soll die
Landeskirche eine unabhängige Stelle beauftragen,
mit angemessenen Zeitanteilen für Beratungsgesprä-
che zur Verfügung zu stehen.

§ 9
Meldestelle

(zu § 7 KGSsG)
(1)  Die Meldestelle gemäß § 7 wird
1. durch allgemeine Beratung zur Präventions- und

Interventionsarbeit unterstützen, z.B. durch Defi-
nition von Standards für die Entwicklung von
Schutzkonzepten, Erarbeitung von Handreichun-
gen, Vernetzung und Koordination des fachlichen
Austausches von Präventionsfachkräften und Mul-
tiplikatorinnen und Multiplikatoren, einschließlich
der Schulung der letzteren (entsprechend § 7 Abs.
3 Nr. 1 und Nr. 3 KGSsG),

2. bei einem Verdacht im Sinne von Ziff. 1 den Lei-
tungsorganen Unterstützung im Rahmen des gel-
tenden Notfall- und Handlungsplans anbieten (sog.
Interventionsberatung; vgl. § 7 Abs. 3 Nr. 4
KGSsG),

3. Meldungen bei Verdacht auf sexualisierte Gewalt
oder einen Verstoß gegen das Abstinenzgebot ent-
gegennehmen und diese bei begründetem Verdacht
a) an das zuständige Leitungsorgan zur Bearbei-

tung und Ergreifung notwendiger Maßnah-
men der Intervention und Prävention weiter-
leiten (vgl. §§ 7 Abs. 3 Nr. 5 i.V.m. 8 Abs. 1
S. 1 KGSsG) und

b) die Landeskirche informieren, soweit ihre all-
gemeine Aufsicht berührt ist,

4. Mitarbeitende auf Nachfrage zur Einschätzung ei-
nes Verdachts auf sexualisierte Gewalt oder eines
Verstoßes gegen das Abstinenzgebot beraten (§ 8
Abs. 1 S. 2 KGSsG),

5. Anträge Betroffener auf Leistungen zur Anerken-
nung erlittenen Unrechts entgegennehmen und die-
se an die Unabhängige Kommission zur Entschei-
dung weiterleiten (§ 7 Abs. 3 Nr. 6 KGSsG),

6. sich an der fachlichen Fortentwicklung des The-
menkomplexes Umgang mit und Schutz vor sexu-
alisierter Gewalt innerhalb der Landeskirche und
der EKD im Sinne von § 7 Abs. 3 Nr. 8 KGSsG
beteiligen und

7. mit der Zentralen Anlaufstelle.help der EKD zu-
sammenarbeiten (entsprechend § 7 Abs. 3 Nr. 9
KGSsG) und

8. entsprechend den Vereinbarungen zwischen den
Gliedkirchen und der EKD zu statistischen Zwe-
cken anonymisierte Daten an die EKD melden.

(2)  Eine Unterstützung der Leitungsorgane bei der
konkreten Präventionsarbeit (§ 7 Abs. 3 Nr. 2, teils Nr.
1 KGSsG) erfolgt nicht durch die Meldestelle. Es liegt
in der Verantwortung der jeweiligen Leitungsorgane
entsprechend fachliche Begleitung zur Erarbeitung

und Weiterentwicklung ihrer Schutzkonzepte sicher-
zustellen.
(3)  Die Funktion der Meldestelle nimmt eine entspre-
chende qualifizierte Stelle beim Diakonischen Werk
Rheinland-Westfalen-Lippe e.V. (Diakonie RWL)
wahr. Sie ist damit zugleich die zuständige Stelle im
Sinne von §§ 31 Abs. 2 Nr. 3 c), 31a PfDG.EKD und
§§ 24 Abs. 2 Nr. 3 c), 24a KBG.EKD.

§ 10
Datenschutz

(1) Die Meldestelle darf im Rahmen ihrer Aufgaben
nach § 10 Abs. 1 bei Meldungen von Mitarbeitenden,
Betroffenen und Dritten personenbezogene Daten im
Sinne von § 4 Nr. 1 DSG.EKD und besondere Kate-
gorien personenbezogener Daten im Sinne von § 4 Nr.
2 e) und f) DSG.EKD der meldenden Person, der Be-
troffenen und Beschuldigten, je nach Umständen des
Einzelfalls auch dritter Personen verarbeiten, soweit
dies zur weiteren Erfüllung der Aufgaben der Melde-
stelle erforderlich ist.
Zum Schutz personenbezogener Daten gem. § 4 Nr. 1
und Nr. 2 e) und f) DSG.EKD insbesondere von Be-
troffenen wie Beschuldigten wird Mitarbeitenden
empfohlen, das Beratungsrecht zur Einschätzung ei-
nes Verdachts im Sinne von § 8 Abs. 1 S. 1 KGSsG
zunächst unter anonymisierter oder pseudonymisierter
Sachverhaltsschilderung in Anspruch zu nehmen. So-
weit Betroffene sich zur Einschätzung eines Verdach-
tes an die Meldestelle wenden, gilt S. 2 entsprechend.
(2) Bei begründetem Verdacht legt die Meldestelle ge-
genüber dem zuständigen Leitungsorgan die Daten of-
fen, die zur Durchführung von Interventions- und Prä-
ventionsmaßnahmen unter Abwägung der mutmaßli-
chen Interessen Betroffener erforderlich sind. Ein Ver-
dacht ist begründet, wenn die geschilderten Umstände
erheblich und plausibel sind. Betrifft der offenzule-
gende Verdacht alle mit Vorsitz und stellvertretendem
Vorsitz beauftragten Personen des Leitungsorgans,
legt die Meldestelle den Verdacht dem Aufsichtsorgan
offen.
(3) Das zuständige Leitungsorgan verarbeitet die von
der Meldestelle übermittelten Daten zur Durchfüh-
rung von erforderlichen Interventions- und Präventi-
onsmaßnahmen im Sinne von § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2
KGSsG im Rahmen des geltenden Handlungs- und
Notfallplans.
(4) Eine Offenlegung personenbezogenen Daten an
Strafverfolgungsbehörden ist zulässig, wenn dies zur
Aufdeckung einer Straftat oder zum Schutz möglicher
Betroffener erforderlich erscheint.
(5) Alle personenbezogenen Daten, die nach dem
KGSsG und dieser Verordnung verarbeitet werden,
sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen.

§ 11
Kommunikation

Es ist darauf zu achten, dass Schutzkonzepte und im
Besonderen die Handlungs- und Notfallpläne und alle
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dazugehörenden Präventionsmaßnahmen angemessen
kommuniziert werden, so dass Menschen diese bar-
rierefrei wahrnehmen können, speziell auch jene, die
auf besondere Kommunikationsformen oder -wege
angewiesen sind.

§ 12
Übergangsvorschriften

(1) Für Mitarbeitende und Honorarkräfte, die nach
geltendem Recht bereits erweiterte Führungszeugnis-
se vorlegen müssen, z. B. im Bereich der Kinder- und
Jugendhilfe, und für die bereits die Rechtspflicht be-
steht, diese in wiederkehrenden Zeiträumen erneut
vorzulegen, gelten die laufenden Fristen unabhängig
vom Inkrafttreten des Gesetzes zum Schutz vor sexu-
alisierter Gewalt.
(2) Für Mitarbeitende, die bereits beschäftigt werden
oder tätig sind und die bisher kein erweitertes Füh-
rungszeugnis vorlegen mussten, muss die Aufforde-
rung zur Vorlage des Führungszeugnisses so rechtzei-
tig erfolgen, dass es spätestens bis zum 31. März 2022
vorgelegt werden kann.
(3) Für Mitarbeitende, die nach geltendem Recht be-
reits einmalig ein erweitertes Führungszeugnis vorle-
gen mussten, gilt eine Frist für die erneute Vorlage,
die sich ab dem letzten Vorlagedatum berechnet, so-
fern seit der letzten Vorlage nicht fünf Jahre vergangen
sind. Sind fünf Jahre vergangen muss die Aufforde-
rung zur Vorlage des Führungszeugnisses so rechtzei-
tig erfolgen, dass es spätestens bis zum 31. März 2022
vorgelegt werden kann.
(4) Jedes Leitungsorgan muss für die Erstellung eines
Schutzkonzeptes spätestens bis zum 31. Juni 2022 ei-
nen Zeitplan aufstellen und dem Aufsichtsorgan zur
Kenntnis geben. Der Beschluss eines Schutzkonzeptes
hat bis zum 31. März 2024 durch das Leitungsorgan
zu erfolgen. Satz 1 und 2 gelten entsprechend für er-
forderliche Änderungen bereits bestehender Schutz-
konzepte. Bis zum Beschluss eines Handlungs- und
Notfallplans im Rahmen des Schutzkonzepts erfolgt
die Beratung eines Verdachts sexualisierter Gewalt
bzw. des Verstoßes gegen das Abstinenzgebot und ge-
eigneter Interventionsmaßnahmen durch das Lei-
tungsorgan unter Einbeziehung der Meldestelle gem.
§ 9 Abs. 3.

§ 13
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. April 2021 in Kraft.

Detmold, den 16. März 2021
Der Landeskirchenrat

Anlage 1 zu § 2 AVO KGSsG

Gefährdungspotenzial nach Art, Intensität und
Dauer

Niedrig Hoch
Art

Es besteht kein besonde-
res Vertrauensverhältnis.

Es besteht ein besonderes
Vertrauensverhältnis.

Es besteht kein Hierar-
chie-/Machtverhältnis.

Es besteht ein Hierar-
chie-/Machtverhältnis.

Merkmal der Schutzbe-
fohlenen, zu denen Kon-
takt besteht:
keine Behinderung, kein
besonderes Abhängig-
keitsverhältnis

Merkmal der Schutzbe-
fohlenen, zu denen Kon-
takt besteht:
Behinderung, besonderes
Abhängigkeitsverhältnis

Merkmal bei Kindern
und Jugendlichen, zu de-
nen Kontakt besteht:
höheres Alter; keine oder
nur geringe Altersdiffe-
renz

Merkmal bei Kindern
und Jugendlichen, zu de-
nen Kontakt besteht:
junges Alter; signifikante
Altersdifferenz

Intensität
Tätigkeit wird gemein-
sam mit anderen wahrge-
nommen.

Tätigkeit wird allein
wahrgenommen.

Sozial offener Kontext
hinsichtlich
- Räumlichkeit oder
- struktureller Zusam-

mensetzung oder
- Stabilität der Gruppe

Sozial geschlossener
Kontext hinsichtlich
- Räumlichkeit oder
- struktureller Zusam-

mensetzung oder
- Stabilität der Gruppe

Tätigkeit mit Gruppen Tätigkeit mit einzelnen
Schutzbefohlenen

Geringer Grad an Intimi-
tät

Hoher Grad an Intimität

Kein Wirken in Privat-
sphäre der Schutzbefoh-
lenen (z. B. Körperkon-
takt/Pflege)

Wirken in Privatsphäre
der Schutzbefohlenen (z.
B. Körperkontakt/Pflege

Dauer
Einmalig/punktuell/gele-
gentlich

Von gewisser Dauer/Re-
gelmäßigkeit/umfassen-
de Zeitspanne

Regelmäßig wechselnde
Schutzbefohlene

Dieselben Schutzbefoh-
lenen für eine gewisse
Dauer

Gesetz- und Verordnungsblatt der Lippischen Landeskirche Band 17 Nr. 9 vom 30. Juni 2021   349



III.
Förderrichtlinien

„Klimaschutz am Bau“
vom 18. Mai 2021

Der Landeskirchenrat hat die am 2. Mai 2017 be-
schlossenen Förderrichtlinien „Klimaschutz am Bau“
in seiner Sitzung am 18. Mai 2021 ergänzt:
1. nach § 1 Abs. 7 Satz 1 wird nach den Worten „Die

Mindestfördersumme beträgt 5.000 €“ die Fußnote
eingefügt: „Wird von der Kirchengemeinde im
Vorfeld eine detaillierte planerische Leistung mit
Einsparvorschlägen (Ziff. 4 des Maßnahmenkata-
loges) in Auftrag gegeben, wird diese Leistung oh-
ne Darlehnsvergabe mit 25 % bezuschusst, obwohl
die Mindestfördersumme unterschritten wurde.
Diese Regelung ist befristet bis zum 31. März
2022. Leistungen sind insb. die Anlagenbegutach-
tungen mit Betriebs-Optimierung durch Energie-
Effizienzberater oder die Erstellung von Monito-
ring-Konzepten mit Einbau von Messtechnik (Mo-
nitoring) für die Messung von Energieströmen und
Lastgangprofilen vorbereitend für Sanierungs-
maßnahmen und intelligente Steuerung der Hei-
zungs- und Lüftungstechnik.“

2. nach § 2 Abs. 5 wird nach den Worten „Die För-
derung setzt eine qualifizierte Gebäudestruktur-
analyse des Gebäudebestands der Antragsstellen-
den voraus.“ der Satz eingefügt: „Dem Antrag sind
die Energieverbrauchsdaten (Rechnungen EVU)
für das/die Gebäude für die letzten drei Jahre vor
Antragstellung beizufügen.“

3. nach § 4 Abs. 1 wird nach den Worten „Die in-
haltliche Antragsprüfung erfolgt durch ein Verga-
begremium. Dies setzt sich aus je einem Mitglied
des Finanzausschusses und der Kammer für öf-
fentliche Verantwortung und dem/der Umwelt-
beauftragten zusammen.“ die Fußnote eingefügt:
„Das Vergabegremium wird befristet für die Dauer
der Besetzung der Klimaschutzmanagement-Stelle
durch den/die jew. Stelleninhaber/in ergänzt.“

Die Ergänzungen treten mit Beschlussfassung in
Kraft.

Detmold, den 18. Mai 2021
Der Landeskirchenrat

IV.
Pfarrstellenaufhebungen

vom 12. Juni 2021
Die 37. ordentliche Landessynode hat auf Ihrer Ta-
gung am 11. und 12. Juni 2021 den Beschluss gefasst,
nachfolgende Pfarrstellen mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2021 aufzuheben:
- Pfarrstelle II (Ost) der Ev.-ref. Kirchengemeinde

Barntrup
- Pfarrstelle III der Ev.-ref. Kirchengemeinde Det-

mold-Ost
- Pfarrstelle II der Ev.-ref. Kirchengemeinde Help-

up
- Pfarrstelle II der Ev.-ref. Kirchengemeinde Ho-

henhausen
- Pfarrstelle I der Ev.-ref. Kirchengemeinde Lage

Detmold, den 29. Juni 2021
Der Landeskirchenrat

ARBEITSRECHTSREGELUNGEN

V.
Arbeitsrechtsregelung

über die Ordnung zur Regelung der
Rechtsverhältnisse der

Auszubildenden in der Ausbildung zur
Pflegeassistenz (AzubiO-

Pflegeassistenz) – redaktionelle
Änderungen

vom 19. Mai 2021

§ 1
Änderung der Ordnung zur Regelung der

Rechtsverhältnisse der Auszubildenden in der
Ausbildung zur Pflegeassistenz (AzubiO-

Pflegeassistenz)
Die Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse der
Auszubildenden in der Ausbildung zur Pflegeassis-
tenz (AzubiO-Pflegeassistenz) vom 21. April 2021
wird wie folgt geändert:
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1. § 3 wird wie folgt gefasst:
„§ 3

Weitere Pflichten der Auszubildenden und des
Trägers der praktischen Ausbildung

Die weiteren Pflichten der Auszubildenden sowie des
Trägers der praktischen Ausbildung ergeben sich aus
den jeweiligen für die Ausbildung geltenden landes-
rechtlichen Ausbildungs- und Prüfungsordnungen.“
2. In Anlage 1 „Entgeltordnung“ wird in § 3 Absatz 2
die Angabe „Absatz 2“ durch die Angabe „Absatz 1“
ersetzt.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. April 2021 in
Kraft.

Dortmund, den 19. Mai 2021
Rheinisch-Westfälisch-Lippische

Arbeitsrechtliche Kommission
Der Vorsitzende

Koopmann

BEKANNTMACHUNGEN

VI.
Kirchengesetz zur Regelung der

Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen
und Pfarrer in der Evangelischen

Kirche in Deutschland
(Pfarrdienstgesetz der EKD –

PfDG.EKD)
(ABl. EKD Nr. 2 S. 34 vom 15. Februar 2021)

Die 35. ordentliche Lippische Landessynode hat auf
Ihrer Tagung am 22. November 2011 durch Beschluss
ihre Zustimmung zum Pfarrdienstgesetz der EKD er-
klärt (GVOBl. Bd. 15 Nr. 2 S. 63).
Durch das Kirchengesetz zur Änderung dienstrechli-
cher Regelungen 2020 der Evangelischen Kirche in
Deutschland - Dienstrechtsänderungsgesetz 2020 -
DRÄG 2020 vom 9. November 2020 (ABl. EKD S.
280) wurde das Pfarrdienstgesetz der EKD angepasst.
Nachfolgend wird die Neufassung des Kirchengeset-
zes zur Regelung der Dienstverhältnisses der Pfarre-
rinnen und Pfarrer in der Evangelischen Kirche von
Deutschland in der seit dem 1. Januar 2021 geltenden
Fassung bekannt gegeben.

Kirchengesetz zur Regelung der
Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen und
Pfarrer in der Evangelischen Kirche in

Deutschland
(Pfarrdienstgesetz der EKD – PfDG.EKD)
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Teil 1 Grundbestimmungen

§ 1
Amt der öffentlichen Wortverkündigung und

Sakramentsverwaltung, Geltungsbereich
(1)  Die Kirche lebt vom Evangelium Jesu Christi, das
in Wort und Sakrament zu bezeugen sie beauftragt ist.
Zu diesem kirchlichen Zeugendienst sind alle Getauf-
ten berufen. Auftrag und Recht zur öffentlichen Aus-
übung dieses Amtes vertraut die Kirche Pfarrerinnen
und Pfarrern mit der Ordination an (Amt der öffentli-
chen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung).
(2)  Die Ordination setzt voraus, dass ein geordneter
kirchlicher Dienst übertragen werden soll, der die öf-
fentliche Wortverkündigung und die Sakramentsver-
waltung einschließt.

(3)  Dieses Kirchengesetz regelt das Pfarrdienstver-
hältnis als Form des geordneten kirchlichen Dienstes,
in den Pfarrerinnen und Pfarrer von der Evangelischen
Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüssen berufen werden.

§ 2
Pfarrdienstverhältnis

(1)  Das Pfarrdienstverhältnis ist ein kirchengesetzlich
geregeltes öffentlich-rechtliches Dienst- und Treue-
verhältnis zu der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, den Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusam-
menschlüssen (Dienstherren). Diese Dienstherren be-
sitzen das Recht, Pfarrdienstverhältnisse zu begründen
(Dienstherrnfähigkeit). Ihre obersten kirchlichen Ver-
waltungsbehörden sind jeweils oberste Dienstbehör-
den.
(2)  Ein Pfarrdienstverhältnis wird auf Lebenszeit be-
gründet. Ein Pfarrdienstverhältnis kann auch begrün-
det werden
1. auf Probe, wenn zur späteren Verwendung im

Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit eine Probe-
zeit abzuleisten ist (§ 9),

2. auf Zeit für die Dauer einer Beurlaubung aus einem
bereits bestehenden öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis, wenn für eine bestimmte Zeit ein geor-
dneter kirchlicher Dienst im Sinne des § 1 Absatz
2 wahrgenommen werden soll (§ 109),

3. als Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt, wenn ein
geordneter kirchlicher Dienst im Sinne des § 1 Ab-
satz 2 regelmäßig unentgeltlich im Ehrenamt wahr-
genommen werden soll (§ 111).

(3)  Die Evangelische Kirche in Deutschland kann
Pfarrerinnen und Pfarrer in ein Pfarrdienstverhältnis
berufen, die in einer Gliedkirche oder einem glied-
kirchlichen Zusammenschluss ordiniert worden sind.

Teil 2 Ordination

§ 3
Ordination

(1)  Das mit der Ordination anvertraute Amt der öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung (Amt) ist auf Lebenszeit angelegt.
(2)  Die Ordinierten sind durch die Ordination ver-
pflichtet, das anvertraute Amt im Gehorsam gegen den
dreieinigen Gott in Treue zu führen, das Evangelium
von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift ge-
geben und im Bekenntnis ihrer Kirche bezeugt ist, rein
zu lehren, die Sakramente ihrer Einsetzung gemäß zu
verwalten, ihren Dienst nach den Ordnungen ihrer
Kirche auszuüben, das Beichtgeheimnis und die seel-
sorgliche Schweigepflicht zu wahren und sich in ihrer
Amts- und Lebensführung so zu verhalten, dass die
glaubwürdige Ausübung des Amtes nicht beeinträch-
tigt wird.
(3)  Die in der Ordination begründeten Rechte und
Pflichten sind für Ordinierte, die in einem kirchlichen
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Dienstverhältnis stehen, auch Rechte und Pflichten
aus dem Dienstverhältnis.

§ 4
Voraussetzungen, Verfahren

(1)  Das Amt der öffentlichen Wortverkündigung und
Sakramentsverwaltung kann durch die Ordination
Frauen und Männern anvertraut werden, die sich im
Glauben an das Evangelium gebunden wissen, am Le-
ben der christlichen Gemeinde teilnehmen und die
nach ihrer Persönlichkeit, ihrer Befähigung und ihrer
Ausbildung für den Dienst der öffentlichen Wortver-
kündigung und Sakramentsverwaltung geeignet sind.
(2)  Der Entscheidung über die Ordination geht ein
Ordinationsgespräch über die Bedeutung der Ordina-
tion und die Voraussetzungen für die Übernahme des
Amtes voraus.
(3)  Eine Versagung der Ordination ist auf Verlangen
zu begründen. Die Versagung der Ordination ist recht-
lich nur insoweit überprüfbar, als Verfahrensmängel
geltend gemacht werden.
(4)  Vor der Ordination erklären diejenigen, die ordi-
niert werden sollen: "Ich gelobe vor Gott, das Amt der
öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsver-
waltung im Gehorsam gegen den dreieinigen Gott in
Treue zu führen, das Evangelium von Jesus Christus,
wie es in der Heiligen Schrift gegeben und im Be-
kenntnis meiner Kirche bezeugt ist, rein zu lehren, die
Sakramente ihrer Einsetzung gemäß zu verwalten,
meinen Dienst nach den Ordnungen meiner Kirche
auszuüben, das Beichtgeheimnis und die seelsorgliche
Schweigepflicht zu wahren und mich in meiner Amts-
und Lebensführung so zu verhalten, dass die glaub-
würdige Ausübung des Amtes nicht beeinträchtigt
wird". Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können je für ihren Bereich eine andere
Verpflichtungserklärung bestimmen.
(5)  Die Ordination wird in einem Gottesdienst nach
der Ordnung der Agende vollzogen. Über die Ordina-
tion wird eine Urkunde ausgestellt.

§ 5
Verlust, Ruhen

(1)  Ordinierte verlieren Auftrag und Recht zur öffent-
lichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung
1. durch schriftlich erklärten Verzicht,
2. durch Erklärung des Austritts aus der Kirche,
3. bei Anschluss an eine andere Kirche oder Religi-

onsgemeinschaft, die nicht mit der Evangelischen
Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche oder ei-
nem gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kan-
zel- und Abendmahlsgemeinschaft steht,

4. bei Nichtigkeit und Rücknahme der Berufung in
das Dienstverhältnis,

5. bei Verlust der Anstellungsfähigkeit,
6. bei Entlassung,
7. wenn kein geordneter kirchlicher Dienst übertra-

gen ist,

8. durch entsprechende Entscheidung in einem Lehr-
beanstandungs- oder Disziplinarverfahren.

Satz 1 Nummer 2 und 6 findet keine Anwendung,
wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer mit vorheriger Ge-
nehmigung der obersten Dienstbehörde im unmittel-
baren Zusammenhang mit der Erklärung des Kirchen-
austritts Mitglied einer Kirche wird, die mit der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche
oder einem gliedkirchlichen Zusammenschluss in
Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft steht.
(2)  Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkün-
digung und Sakramentsverwaltung können im kirch-
lichen Interesse belassen werden. Die Belassung kann
jederzeit widerrufen werden. Ein kirchliches Interesse
im Sinne des Satzes 1 kann insbesondere vorliegen
1. im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2, 3 und

6, wenn eine Pfarrerin oder ein Pfarrer die Entlas-
sung aus dem Pfarrdienstverhältnis beantragt, um
in den Dienst einer anderen evangelischen Kirche
zu treten, mit der keine Kanzel- und Abendmahls-
gemeinschaft besteht, und das Benehmen mit die-
ser Kirche hergestellt ist,

2. im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 5, 6 und
7, wenn die künftige Tätigkeit der oder des Ordi-
nierten im deutlichen Zusammenhang mit dem
Verkündigungsauftrag steht.

(3)  Mit dem Verlust von Auftrag und Recht zur öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung geht auch die Anstellungsfähigkeit verloren so-
wie das Recht, die Amtsbezeichnung zu führen und
die Amtskleidung zu tragen. Die Ordinationsurkunde
ist zurückzugeben. Wird sie trotz Aufforderung nicht
zurückgegeben, so ist sie für ungültig zu erklären. Der
Verlust der Rechte aus der Ordination ist im Amtsblatt
der Evangelischen Kirche in Deutschland bekannt zu
machen, auch soweit das Amtsblatt im Internet veröf-
fentlicht wird.
(4)  Der Verlust der Rechte aus der Ordination und der
Widerruf der Belassung sind in einem schriftlichen,
mit Gründen versehenen Bescheid festzustellen. In
diesem ist auch der Zeitpunkt des Verlustes zu be-
stimmen und auf die Rechtsfolgen hinzuweisen.
(5)  Das Ruhen der Rechte aus der Ordination kann
festgestellt werden, wenn eine Pfarrerin oder ein Pfar-
rer wegen einer Krankheit oder einer Behinderung
nicht in der Lage ist, die eigenen Angelegenheiten zu
besorgen. Das Recht der öffentlichen Wortverkündi-
gung und Sakramentsverwaltung darf während des
Ruhens im Einzelfall mit Genehmigung ausgeübt wer-
den.
(6)  Für Pfarrerinnen und Pfarrer, denen bei der Ent-
lassung Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortver-
kündigung und Sakramentsverwaltung belassen wur-
den, gelten § 3 Absatz 2 und die §§ 30 bis 34 entspre-
chend. Sie unterstehen der Lehr- und Disziplinarauf-
sicht der Kirche, in der sie einen geordneten kirchli-
chen Dienst ausüben, hilfsweise der Kirche, in der sie
zuletzt einen geordneten kirchlichen Dienst ausgeübt
haben. Die Kirche, die die Lehr- und Disziplinarauf-
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sicht ausübt, entscheidet auch über die weitere Belas-
sung oder den Entzug der Rechte aus der Ordination.

§ 6
Erneutes Anvertrauen

(1)  Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkün-
digung und Sakramentsverwaltung können auf Antrag
erneut anvertraut werden; die Ordination wird dabei
nicht wiederholt. Bevor Auftrag und Recht zur öffent-
lichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung
erneut anvertraut werden, ist die Erklärung nach § 4
Absatz 4 zu wiederholen.
(2)  Vor einer Entscheidung nach Absatz 1 ist das Be-
nehmen mit der Kirche herzustellen, die den Verlust
von Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkün-
digung und Sakramentsverwaltung festgestellt hat.
(3)  Die Ordinationsurkunde ist wieder auszuhändigen
oder neu auszustellen.

§ 7
Anerkennung der Ordination

(1)  Jede im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes
vollzogene Ordination einer Pfarrerin oder eines Pfar-
rers wird anerkannt. Satz 1 gilt entsprechend für Ver-
lust, Beschränkung, Ruhen und erneutes Anvertrauen
der Rechte aus der Ordination.
(2)  Absatz 1 gilt entsprechend für die Ordination von
Pfarrerinnen und Pfarrern, die durch eine Kirche or-
diniert wurden, mit der die gegenseitige Anerkennung
der Ordination für alle Gliedkirchen der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland vereinbart wurde.
(3)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich die Ordination durch
eine andere in- oder ausländische Kirche anerkennen.
(4)  Ordinierte können beim Wechsel des Dienstherrn
auf das Bekenntnis der aufnehmenden Gliedkirche
oder des aufnehmenden gliedkirchlichen Zusammen-
schlusses verpflichtet werden, sofern sie nicht bereits
anlässlich ihrer Ordination hierauf verpflichtet wur-
den.

Teil 3 Probedienst und Anstellungsfähigkeit

Kapitel 1
Pfarrdienstverhältnis auf Probe

§ 8
Allgemeine Regelungen zum
Pfarrdienstverhältnis auf Probe

(1)  Im Probedienst soll innerhalb eines bestimmten
Zeitraumes die Bewährung in der selbständigen und
eigenverantwortlichen Ausübung des Pfarrdienstes
festgestellt werden.
(2)  Die Regelungen dieses Kirchengesetzes sind auf
Pfarrdienstverhältnisse auf Probe anzuwenden, soweit
sie nicht die Übertragung einer Stelle voraussetzen
und nicht etwas anderes bestimmt ist.

§ 9
Voraussetzungen, Eignung

(1)  In das Pfarrdienstverhältnis auf Probe kann nur
berufen werden, wer
1. Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kir-

che in Deutschland ist,
2. nach Persönlichkeit und Befähigung erwarten

lässt, den Anforderungen des Pfarrdienstes zu ge-
nügen,

3. die vorgeschriebene wissenschaftliche und prakti-
sche Ausbildung für den Pfarrdienst erhalten und
die vorgeschriebenen Prüfungen bestanden hat,

4. nicht infolge des körperlichen Zustandes oder aus
gesundheitlichen Gründen bei der Ausübung des
Pfarrdienstes wesentlich beeinträchtigt ist,

5. bereit ist, die nach § 4 Absatz 4 mit der Ordination
einzugehenden Verpflichtungen zu übernehmen,

6. erwarten lässt, nicht vorzeitig wegen Dienstunfä-
higkeit in den Ruhestand versetzt zu werden und

7. das 35. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.
In besonders begründeten Fällen kann von den Vor-
aussetzungen des Satzes 1 Nummer 3 und 7 abgewi-
chen werden. Ein besonders begründeter Fall liegt ins-
besondere vor, wenn das 35. Lebensjahr aufgrund
Mutterschutz, Elternzeit oder Pflege von Angehörigen
überschritten wurde.
(1a) Für eine Einstellung kommt gemäß Absatz 1 Satz
1 Nummer 2 insbesondere nicht in Betracht, wer we-
gen einer Straftat, die nach dem Achten Buch Sozial-
gesetzbuch zum Ausschluss von Aufgaben in der Kin-
der- und Jugendhilfe führt, rechtskräftig verurteilt
worden ist. Über die Einleitung eines Strafverfahrens,
das die Eignung für diese Aufgaben in Frage stellen
kann, ist Auskunft zu geben. Vor der Einstellung ist
ein erweitertes Führungszeugnis nach § 30a des Bun-
deszentralregistergesetzes vorzulegen. Die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ih-
ren Bereich die regelmäßige Vorlage eines erweiterten
Führungszeugnisses vorsehen.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich ein höheres Höchstalter
für die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Probe
festsetzen.
(3)  In das Pfarrdienstverhältnis auf Probe können
auch Bewerberinnen und Bewerber berufen werden,
die die Anstellungsfähigkeit besitzen und deren Über-
nahme in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit be-
absichtigt ist.
(4)  Ein Anspruch auf Berufung in ein Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe besteht nicht.
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§ 10
Begründung des Pfarrdienstverhältnisses auf

Probe
(1)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe wird durch
Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer im Pfarr-
dienstverhältnis auf Probe begründet. Die Amtsbe-
zeichnung lautet "Pfarrerin" oder "Pfarrer".
(2)  Die Berufung erfolgt durch Aushändigung einer
Berufungsurkunde. Sie wird mit Aushändigung der
Berufungsurkunde wirksam, wenn nicht in der Urkun-
de ausdrücklich ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist.
Eine Berufung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt
ist unzulässig und insoweit unwirksam.
(3)  Die Berufungsurkunde muss die Worte "unter Be-
rufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Probe" enthal-
ten.

§ 11
Auftrag und Ordination

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Probe werden in der Regel mit einem gemeindli-
chen Dienst (§ 27) beauftragt. Der Auftrag kann aus
dienstlichen oder wichtigen persönlichen Gründen ge-
ändert werden.
(2)  Der Auftrag kann durch eine Dienstbeschreibung
geregelt werden.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Probe sollen zu Beginn des Probedienstes ordiniert
werden. Wird die Ordination gemäß § 118 Absatz 2
erst später vollzogen, sollen sie mit der öffentlichen
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung vor-
läufig beauftragt werden.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Probe werden bei Antritt des Dienstes in einem
Gottesdienst vorgestellt.

§ 12
Dauer des Probedienstes

(1)  Der Probedienst dauert drei Jahre. Der Probedienst
kann im Einzelfall unter Anrechnung anderer Dienste
bis auf ein Jahr verkürzt oder aus besonderen Gründen
um höchstens zwei Jahre verlängert werden. Die ge-
nannten Fristen verlängern sich um die Dauer einer
Beurlaubung und einer Inanspruchnahme von Eltern-
zeit, soweit währenddessen kein Dienst mit mindes-
tens der Hälfte eines vollen Dienstumfangs ausgeübt
wird. Vor Ablauf des Probedienstes ist über die Zuer-
kennung der Anstellungsfähigkeit zu entscheiden.
(2)  Ergeben sich Zweifel an der Bewährung, so soll
dies der Pfarrerin oder dem Pfarrer im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe alsbald mitgeteilt und gemeinsam
erörtert werden. Es können geeignete Maßnahmen an-
geordnet, ein anderer Auftrag übertragen und der Pro-
bedienst bis zu der zulässigen Höchstdauer verlängert
werden. Die Möglichkeit einer vorzeitigen Entlassung
nach § 14 Absatz 2 Nummer1 bleibt unberührt.
(3)  Nach der Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit
wird das Pfarrdienstverhältnis auf Probe fortgesetzt.

(4)  Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können die Dauer des Probedienstes all-
gemein verkürzen und die in Absatz 1 Satz 2 genann-
ten Fristen abweichend regeln. Sie können nähere Re-
gelungen über die Feststellung der Eignung und die
Verlängerung des Probedienstes nach Absatz 2 tref-
fen.

§ 13
Dienstunfähigkeit

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Probe sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn
sie infolge Krankheit, Verletzung oder sonstiger Be-
schädigung, die sie sich ohne grobes Verschulden bei
der Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zu-
gezogen haben, dienstunfähig (§ 89 Absatz 1) gewor-
den sind. Sie können in den Ruhestand versetzt wer-
den, wenn sie aus anderen Gründen dienstunfähig ge-
worden sind; § 94 Absatz 1 findet Anwendung.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Probe werden nach Zuerkennung der Anstellungs-
fähigkeit auch dann in den Ruhestand versetzt, wenn
sie aus anderen Gründen dienstunfähig geworden sind.
§ 94 Absatz 1 findet Anwendung.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Probe können nicht in den Wartestand versetzt
werden.

§ 14
Beendigung

(1)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe endet in der
Regel durch die Berufung in ein Pfarrdienstverhältnis
auf Lebenszeit.
(2)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe wird außer
durch Tod und durch Beendigung nach den §§ 99 bis
100 und § 102 durch Entlassung beendet, wenn
1. die Pfarrerin oder der Pfarrer im Pfarrdienstver-

hältnis auf Probe sich nicht im Sinne des § 16 Ab-
satz 1 bewährt hat,

2. im Laufe der Probezeit eine der Voraussetzungen
für die Berufung nach § 9 Absatz 1 weggefallen ist,
ohne dass ein Fall von § 13 Absatz 1 vorliegt,

3. eine Amtspflichtverletzung vorliegt, die im Pfarr-
dienstverhältnis auf Lebenszeit mindestens eine
Kürzung der Bezüge zur Folge hätte,

4. die Pfarrerin oder der Pfarrer im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe dienstunfähig ist und nicht in den
Ruhestand versetzt wird,

5. die Ordination versagt worden ist.
(3)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe ist durch Ent-
lassung zu beenden, wenn nicht innerhalb von vier
Jahren nach Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit
ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit begründet
wird. Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können abweichende Regelungen hierzu
erlassen. Die Frist verlängert sich um die Dauer einer
Beurlaubung, des Mutterschutzes und einer Inan-
spruchnahme von Elternzeit.
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(4)  Bei einer Entlassung nach Absatz 2 Nummer 1, 2,
4 und 5 sowie nach Absatz 3 sind folgende Fristen
einzuhalten:

bei einem Probe-
dienst von
bis zu drei Monaten zwei Wochen zum Monats-

schluss,
mehr als drei Mona-
ten

ein Monat zum Monatsschluss,

mehr als einem Jahr sechs Wochen zum Schluss eines
Kalendervierteljahres,

mehr als drei Jahren drei Monate zum Schluss des Ka-
lendervierteljahres.

Kapitel 2
Anstellungsfähigkeit

§ 15
Wesen der Anstellungsfähigkeit

(1)  Anstellungsfähigkeit ist die Fähigkeit, unter Be-
rufung in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit eine
Stelle insbesondere in einer Kirchengemeinde über-
tragen zu bekommen.
(2)  Die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit be-
gründet keinen Anspruch auf Berufung in ein Pfarr-
dienstverhältnis.

§ 16
Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit

(1)  Die Anstellungsfähigkeit wird von den Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüssen nur
Bewerberinnen und Bewerbern zuerkannt, die
1. die vorgeschriebene wissenschaftliche und prakti-

sche Ausbildung für den Pfarrdienst erfolgreich
absolviert haben,

2. die Voraussetzungen für die Ordination ( § 4 Ab-
satz 1) erfüllen,

3. die Voraussetzungen des § 9 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 bis 7 für die Berufung in das Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe erfüllen und

4. sich im Pfarrdienst, insbesondere in der selbstän-
digen und eigenverantwortlichen Wahrnehmung
pfarrdienstlicher Aufgaben, in vollem Umfang be-
währt haben.

In der Regel wird die Bewährung im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe nachgewiesen.
(2)  Die Anstellungsfähigkeit kann abweichend von
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 aufgrund einer anderen
Ausbildung erworben werden, wenn die übrigen Vo-
raussetzungen der Anstellungsfähigkeit erfüllt sind
und die andere Ausbildung der in den geltenden Kir-
chengesetzen über die Ausbildung zum Pfarrdienst
vorgeschriebenen wissenschaftlichen und praktischen
Ausbildung gleichwertig ist.
(3)  Absatz 2 gilt insbesondere für Hochschullehrerin-
nen und -lehrer der evangelischen Theologie, denen
die Anstellungsfähigkeit nicht bereits gemäß Absatz 1
zuerkannt wurde, aber die die übrigen Voraussetzung-

en der Anstellungsfähigkeit erfüllen. Von dem Nach-
weis einer praktischen Ausbildung kann in Ausnah-
mefällen abgesehen werden.
(4)  Theologinnen und Theologen aus nicht zur Evan-
gelischen Kirche in Deutschland gehörenden evange-
lischen Kirchen, die die Voraussetzungen der Anstel-
lungsfähigkeit mit Ausnahme der Anforderungen zur
praktischen Ausbildung (Absatz 1 Satz 1 Nummer 1)
und zur Bewährung im Pfarrdienst (Absatz 1 Satz 1
Nummer 4) erfüllen, kann die Anstellungsfähigkeit
nach angemessener Vorbereitung und aufgrund eines
Kolloquiums zuerkannt werden.
(5)  Theologinnen und Theologen aus nicht zur Evan-
gelischen Kirche in Deutschland gehörenden evange-
lischen Kirchen, die die Voraussetzungen der Anstel-
lungsfähigkeit mit Ausnahme der Anforderungen zur
wissenschaftlichen Ausbildung erfüllen, kann die An-
stellungsfähigkeit zuerkannt werden, nachdem sie den
nachträglichen Erwerb ausreichender wissenschaftli-
cher Bildung durch eine Prüfung nachgewiesen haben.
(6)  Theologinnen und Theologen, die aus einer nicht-
evangelischen Kirche zur evangelischen Kirche über-
getreten sind, kann die Anstellungsfähigkeit nach an-
gemessener Probezeit und aufgrund einer besonderen
Prüfung zuerkannt werden, sofern die Voraussetzung-
en der Anstellungsfähigkeit, insbesondere der vorge-
schriebenen wissenschaftlichen Ausbildung erfüllt
sind.

§ 17
Anerkennung der Anstellungsfähigkeit

(1)  Die im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes
nach § 16 Absatz 1 zuerkannte Anstellungsfähigkeit
wird von der Evangelischen Kirche in Deutschland,
den Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüssen anerkannt.
(2)  Liegt der Anstellungsfähigkeit eine Entscheidung
nach § 16 Absatz 2 bis 6 zugrunde, so können die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sie allge-
mein oder im Einzelfall anerkennen.

§ 18
Verlust, erneute Zuerkennung

(1)  Die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit kann,
solange ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit nicht
begründet worden ist, zurückgenommen werden,
wenn Tatsachen bekannt werden, deren Kenntnis der
getroffenen Entscheidung entgegengestanden hätte.
(2)  Sind seit der Zuerkennung der Anstellungsfähig-
keit mehr als fünf Jahre vergangen, ohne dass ein ge-
ordneter kirchlicher Dienst übertragen worden ist, so
kann das Fortbestehen der Anstellungsfähigkeit vom
Ausgang eines Kolloquiums oder einer anderen Über-
prüfung abhängig gemacht werden. Hiervon kann ab-
gesehen werden, wenn das Amt der öffentlichen Wort-
verkündigung regelmäßig ehrenamtlich ausgeübt wur-
de. Zuständig für die Durchführung des Kolloquiums
und die Entscheidung über einen Widerruf der An-
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stellungsfähigkeit ist die Gliedkirche, bei der ein
Pfarrdienstverhältnis begründet werden soll. Sie wi-
derruft die Anstellungsfähigkeit nicht gegen den Wi-
derspruch der Gliedkirche, die die Anstellungsfähig-
keit zuerkannt hat.
(3)  Mit dem Verlust der Anstellungsfähigkeit verliert
die Pfarrerin oder der Pfarrer vorbehaltlich der Rege-
lung des § 5 Auftrag und Recht zur öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung.
(4)  Werden Auftrag und Recht zur öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung gemäß § 6
erneut anvertraut, so kann damit die erneute Zuerken-
nung der Anstellungsfähigkeit verbunden werden.

Teil 4 Begründung des Pfarrdienstverhältnisses

§ 19
Voraussetzungen

(1)  In ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit kann
berufen werden, wer
1. die in § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6 genann-

ten Voraussetzungen erfüllt; § 9 Absatz 1 Satz 2
bleibt unberührt,

2. im Sinne von § 7 unbeschadet des § 118 Absatz 2
ordiniert ist,

3. die Anstellungsfähigkeit nach diesem Kirchenge-
setz von einer Gliedkirche oder einem gliedkirch-
lichen Zusammenschluss erhalten hat und

4. das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.
In besonders begründeten Fällen kann von den Vor-
aussetzungen des Satzes 1 Nummer 4 abgewichen
werden. Ein besonders begründeter Fall liegt insbe-
sondere vor, wenn das 40. Lebensjahr aufgrund Mut-
terschutz, Elternzeit oder Pflege von Angehörigen
überschritten wurde.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich ein höheres Höchstalter
für die Aufnahme in das Pfarrdienstverhältnis auf Le-
benszeit festsetzen.

§ 20
Berufung

(1)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit wird
durch die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf
Lebenszeit begründet. Gleichzeitig erfolgt die Beru-
fung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer, wenn diese nicht
bereits gemäß § 10 Absatz 1 erfolgt ist.
(2)  Die Berufung wird mit Aushändigung der Beru-
fungsurkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde
ausdrücklich ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist. Eine
Berufung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist un-
zulässig und insoweit unwirksam.
(3)  Die Berufungsurkunde muss die Worte: "in das
Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit berufen" enthal-
ten.
(4)  Die Begründung des Pfarrdienstverhältnisses auf
Lebenszeit ist in der Regel mit der erstmaligen Über-

tragung einer Stelle einer Anstellungskörperschaft im
Sinne des § 25 Absatz 2 verbunden.
(5)  Die in das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit
berufenen Pfarrerinnen und Pfarrer werden in einem
Gottesdienst eingeführt.

§ 21
Nichtigkeit der Berufung

(1)  Eine Berufung ist nichtig,
1. wenn sie nicht der in § 20 Absatz 3 vorgeschrie-

benen Form entspricht,
2. wenn sie von einer unzuständigen Stelle ausge-

sprochen wurde,
3. wenn die oder der Berufene nicht Mitglied einer

Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land war,

4. wenn die oder der Berufene zur Zeit der Berufung
ganz oder teilweise unter Betreuung stand oder

5. wenn die Ordination nicht vollzogen wurde.
(2)  Die Berufung ist von Anfang an als wirksam an-
zusehen, wenn
1. im Fall des Absatzes 1 Nummer 1 aus der Urkunde

oder aus dem Akteninhalt eindeutig hervorgeht,
dass die für die Berufung zuständige Stelle ein be-
stimmtes Pfarrdienstverhältnis begründen oder ein
bestehendes Dienstverhältnis in ein solches ande-
rer Art umwandeln wollte, für das die sonstigen
Voraussetzungen vorliegen,

2. im Fall des Absatzes 1 Nummer 2 die zuständige
Stelle die Berufung rückwirkend bestätigt.

(3)  Sobald der Grund für die Nichtigkeit bekannt wird,
ist dieser der berufenen Person mitzuteilen und ihr,
wenn es sich um eine erstmalige Berufung handelt,
jede weitere Ausübung des Dienstes zu untersagen, bei
Nichtigkeit nach Absatz 1 Nummer 2 aber erst, wenn
die Bestätigung versagt worden ist.

§ 22
Rücknahme der Berufung

(1)  Die Berufung ist mit Wirkung auch für die Ver-
gangenheit zurückzunehmen, wenn
1. sie durch Täuschung oder auf andere unredliche

Weise herbeigeführt wurde,
2. nicht bekannt war, dass die berufene Person ein

Verbrechen oder ein Vergehen begangen hatte, das
sie für die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis
unwürdig erscheinen lässt,

3. im Zeitpunkt der Berufung die Fähigkeit zur Wahr-
nehmung kirchlicher oder öffentlicher Ämter nicht
vorlag.

(2)  Die Berufung soll, soweit sie nicht bereits nach
§ 21 nichtig ist, zurückgenommen werden, wenn sie
wegen Fehlens von Voraussetzungen zur Berufung
nach § 19 Absatz 1 nicht ausgesprochen werden durfte
oder wenn nicht bekannt war, dass die berufene Person
in einem rechtlich geordneten Verfahren aus einem
kirchlichen oder einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
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verhältnis entfernt worden war oder ihr die Versor-
gungsbezüge oder die mit der Ordination verliehenen
Rechte aberkannt worden waren.
(3)  Die Berufung ist innerhalb von sechs Monaten,
nachdem die für die Berufung zuständige Stelle von
dem Grund der Rücknahme Kenntnis erlangt hat, zu-
rückzunehmen. Der Rücknahmebescheid wird zuge-
stellt.
(4)  Sobald der Grund für die Rücknahme bekannt
wird, ist er der berufenen Person mitzuteilen. Jede
weitere Ausübung des Dienstes kann untersagt wer-
den, wenn es sich um eine erstmalige Berufung han-
delt.

§ 23
Rechtsfolgen von Nichtigkeit und Rücknahme,

Amtshandlungen
(1)  Die Nichtigkeit und die Rücknahme haben zur
Folge, dass die Berufung von Anfang an unwirksam
ist.
(2)  Die Feststellung der Nichtigkeit, die Rücknahme
und die Untersagung der Dienstausübung haben auf
die Gültigkeit der bis dahin vollzogenen dienstlichen
Handlungen keinen Einfluss. Die gezahlte Besoldung
kann belassen werden.

Teil 5 Amt und Rechtsstellung

Kapitel 1
Wahrnehmung des Dienstes

§ 24
Amtsführung

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben den Auftrag und
das Recht, das Wort Gottes öffentlich zu verkündigen
und die Sakramente zu verwalten. Sie sind berechtigt
und verpflichtet zur Leitung des Gottesdienstes, zur
Vornahme von Amtshandlungen, zur christlichen Un-
terweisung und zur Seelsorge.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind in Gestaltung und
Inhalt ihrer Verkündigung frei und nur an die Ver-
pflichtungen aus der Ordination nach § 3 Absatz 2 und
an die Ordnungen ihrer Kirche gebunden.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben in ihrem dienstli-
chen und außerdienstlichen Verhalten erkennen zu
lassen, dass sie dem anvertrauten Amt verpflichtet
sind und dieses sie an die ganze Gemeinde weist. Sie
berücksichtigen in ihrem Dienst die Vielfalt der Hand-
lungsfelder und Erscheinungsformen, in denen sich
der Auftrag der Kirche konkretisiert.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben die ihnen oblie-
genden Pflichten mit vollem persönlichen Einsatz
treu, uneigennützig und gewissenhaft zu erfüllen.

§ 25
Wahrnehmung des geordneten kirchlichen

Dienstes
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer nehmen das Amt der öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung in einem gemeindlichen Auftrag, in einem allge-

meinen kirchlichen Auftrag oder in einem kirchenlei-
tenden Amt wahr.
(2)  Ein Auftrag ist nach Maßgabe des Rechts der
Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse in der
Regel mit einer Stelle verbunden. Anstellungskörper-
schaften, bei denen Stellen errichtet werden, können
neben den in § 2 Absatz 1 genannten Dienstherren
Kirchengemeinden und andere juristische Personen
sein, über die die Evangelische Kirche in Deutschland,
eine Gliedkirche oder ein gliedkirchlicher Zusammen-
schluss die Aufsicht führt.
(3)  Der Auftrag kann durch eine Dienstbeschreibung
geregelt werden.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, über
den mit einem Auftrag unmittelbar übertragenen Auf-
gabenbereich hinaus Vertretungen und andere zusätz-
liche Aufgaben zu übernehmen.
(5)  Für Inhaberinnen und Inhaber kirchenleitender
Ämter, die in einem Pfarrdienstverhältnis stehen, kön-
nen die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se je für ihren Bereich durch Kirchengesetz abwei-
chende Regelungen treffen. Die Evangelische Kirche
in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse bestimmen je für ihren Bereich,
wer ein kirchenleitendes Amt innehat.

§ 26
Gesamtkirchliche Einbindung des Dienstes

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer werden in ihrem Dienst
durch ihren Dienstherrn gefördert und begleitet. Die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse stellen dafür
geeignete Einrichtungen und den Dienst kirchlicher
Leitungs- und Aufsichtsämter zur Verfügung. Pfarre-
rinnen und Pfarrer sind berechtigt und verpflichtet,
diese Begleitung anzunehmen.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind auf die Fürbitte, den
Rat und die Hilfe der Gemeinde angewiesen. Pfarre-
rinnen und Pfarrer wirken mit allen in den Dienst der
Kirche Gerufenen an der Erfüllung des kirchlichen
Auftrages mit und tragen mit ihnen Verantwortung für
diese Dienstgemeinschaft.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer stehen als Ordinierte in
einer Gemeinschaft untereinander. Sie sollen bereit
sein, einander in Lehre, Dienst und Leben Rat und
Hilfe zu geben und anzunehmen. Sie sind verpflichtet,
regelmäßig am Pfarrkonvent und entsprechenden Ein-
richtungen teilzunehmen.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer üben ihren Dienst in Ver-
antwortung für die Einheit der Kirche und die ihr ob-
liegenden Aufgaben aus. Sie haben insbesondere alles
zu unterlassen, was den Zusammenhalt einer Gemein-
de oder den Dienst anderer Ordinierter erschweren
kann.
(5)  Pfarrerinnen und Pfarrer sollen Konflikten in der
Wahrnehmung des Dienstes rechtzeitig mit geeigne-
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ten Mitteln begegnen. Hierzu kommen neben den Mit-
teln der Dienst- und Gemeindeaufsicht insbesondere
Visitation, Mediation, Gemeindeberatung oder Super-
vision in Betracht.

§ 27
Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer

(1)  Der Dienst von Pfarrerinnen und Pfarrern, die eine
gemeindliche Stelle innehaben oder einen anderen ge-
meindlichen Auftrag im Sinne des § 25 wahrnehmen
(Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer) kann
sich auf eine oder mehrere Kirchengemeinden, auf
rechtlich geordnete Teile von Kirchengemeinden oder
einen rechtlich geordneten Verbund mehrerer Kir-
chengemeinden beziehen.
(2)  Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer ha-
ben dafür Sorge zu tragen, dass der Zusammenhalt ih-
rer Gemeinde gestärkt und erhalten wird. Sie sind zu
einer vertrauensvollen Zusammenarbeit mit den Lei-
tungsorganen ihrer Gemeinde und ihrer Kirche ver-
pflichtet. Ihr Dienst umfasst auch die Aufgaben, die
sich aus der geordneten Zusammenarbeit einer Ge-
meinde mit anderen Gemeinden und Einrichtungen
ergeben.
(3)  Sind in einer Gemeinde mehrere Gemeindepfar-
rerinnen und Gemeindepfarrer tätig, so sind sie einan-
der in der öffentlichen Wortverkündigung und Sakra-
mentsverwaltung gleichgestellt und in besonderer
Weise zu vertrauensvoller Zusammenarbeit verpflich-
tet.
(4)  Die Gliedkirchen können bestimmen, dass die Er-
teilung von Religionsunterricht zum Auftrag der Ge-
meindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer gehört.

§ 28
Parochialrecht

(1)  Amtshandlungen an Gliedern einer Kirchenge-
meinde werden von der zuständigen Pfarrerin oder
dem zuständigen Pfarrer vorgenommen.
(2)  Gottesdienste und Amtshandlungen außerhalb des
Bereichs der örtlichen Zuständigkeit einer Pfarrerin
oder eines Pfarrers bedürfen der Genehmigung der
örtlich zuständigen Stelle.
(3)  In Notfällen, insbesondere bei Todesgefahr, ist je-
de Pfarrerin und jeder Pfarrer zu Amtshandlungen un-
mittelbar berechtigt und verpflichtet. Sie haben darü-
ber der zuständigen Pfarrerin oder dem zuständigen
Pfarrer alsbald Mitteilung zu machen.
(4)  Das Nähere einschließlich möglicher Ausnahmen
regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se.

§ 29
Amtsbezeichnungen

(1)  Die Amtsbezeichnung lautet "Pfarrerin" oder
"Pfarrer". Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand füh-
ren ihre letzte Amtsbezeichnung mit dem Zusatz "im
Ruhestand" ("i. R.").

(2)  Bei Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses er-
lischt das Recht zur Fortführung der Amtsbezeich-
nung, es sei denn, dass dieses Recht ausdrücklich be-
lassen wird. In diesem Falle darf die bisherige Amts-
bezeichnung nur mit dem Zusatz "außer Dienst" ("a.
D.") geführt werden. Das Recht zur Fortführung der
Amtsbezeichnung kann entzogen werden, wenn sich
die frühere Pfarrerin oder der frühere Pfarrer dessen
als nicht würdig erweist.
(3)  Endet ein kirchliches Leitungs- und Aufsichtsamt
ohne gleichzeitigen Eintritt in den Ruhestand, so gilt
Absatz 2 entsprechend.

Kapitel 2
Pflichten

§ 30
Beichtgeheimnis und seelsorgliche

Schweigepflicht
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, das
Beichtgeheimnis gegenüber jedermann unverbrüch-
lich zu wahren.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben auch über alles zu
schweigen, was ihnen in Ausübung der Seelsorge an-
vertraut worden oder bekannt geworden ist. Werden
sie von der Person, die sich ihnen anvertraut hat, von
der Schweigepflicht entbunden, sollen sie gleichwohl
sorgfältig prüfen, ob und inwieweit sie Aussagen oder
Mitteilungen verantworten können.
(3)  Soweit Pfarrerinnen und Pfarrern Nachteile aus
der Pflicht zur Wahrung des Beichtgeheimnisses und
der seelsorglichen Schweigepflicht entstehen, hat die
Kirche ihnen und ihrer Familie Schutz und Fürsorge
zu gewähren.

§ 31
Amtsverschwiegenheit

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben über alle Angele-
genheiten, die ihnen in Ausübung ihres Dienstes be-
kannt geworden sind, Verschwiegenheit zu bewahren.
Dies gilt auch über den Bereich eines Dienstherrn hin-
aus sowie nach Beginn des Ruhestandes und nach Be-
endigung des Pfarrdienstverhältnisses.
(2)  Absatz 1 gilt nicht, soweit
1. Mitteilungen im dienstlichen Verkehr geboten

sind,
2. Tatsachen mitgeteilt werden, die offenkundig sind

oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung
bedürfen, sofern nicht ein Vorbehalt ausdrücklich
angeordnet oder vereinbart, ist oder

3. gegenüber einer von der obersten Dienstbehörde
bestimmten Stelle ein durch Tatsachen begründe-
ter Verdacht mitgeteilt wird, dass beruflich oder
ehrenamtlich in der Kirche Mitarbeitende
a) für die Dienstausübung oder das Unterlassen

einer Diensthandlung einen Vorteil für sich
oder einen Dritten gefordert, sich versprechen
lassen oder angenommen haben, ohne die Ge-
nehmigung der zuständigen Stelle zuvor oder
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unverzüglich nach Empfang eingeholt zu ha-
ben,

b) eine Vorteilsgewährung oder Bestechung im
Sinne des Strafgesetzbuches begangen haben
oder

c) sexualisierte Gewalt ausgeübt oder eine Straf-
tat gegen die sexuelle Selbstbestimmung im
Sinne des Strafgesetzbuches begangen haben.

Dasselbe gilt im Falle eines Versuches. § 30 bleibt
unberührt.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen über Angelegen-
heiten, die nach Absatz 1 der Amtsverschwiegenheit
unterliegen, ohne Genehmigung weder vor Gericht
noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen ab-
geben. Die Genehmigung kann versagt werden, wenn
durch die Aussage besondere kirchliche Interessen ge-
fährdet würden. Hat sich der Vorgang, der den Ge-
genstand der Äußerung bildet, bei einem früheren
Dienstherrn ereignet, darf die Genehmigung nur mit
dessen Zustimmung erteilt werden.

§ 31a
Meldepflicht und Beratungsrecht

Zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für den Ver-
dacht einer Verletzung des Abstinenz- und Abstands-
gebotes oder sexualisierter Gewalt durch beruflich
oder ehrenamtlich in der Kirche Mitarbeitende haben
Pfarrerinnen und Pfarrer unverzüglich einer vom
Dienstherrn bestimmten Stelle mitzuteilen. Sie sind
berechtigt und verpflichtet, zur Einschätzung eines
unklaren Vorfalls Beratung durch eine vom Dienst-
herrn benannte Stelle zu suchen. § 30 bleibt unberührt.

§ 31b
Abstinenz- und Abstandsgebot

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben bei ihrer berufli-
chen und ehrenamtlichen Tätigkeit das Nähe- und Dis-
tanzempfinden des Gegenübers zu achten (Abstands-
gebot). Sexuelle Kontakte zu Personen, die zu ihnen
in einem Obhutsverhältnis, in einer Seelsorgebezie-
hung oder in einer vergleichbaren Vertrauensbezie-
hung stehen, sind ihnen untersagt. Macht- und Ab-
hängigkeitsverhältnisse dürfen Pfarrerinnen und Pfar-
rer nicht zur Befriedigung eigener Interessen und Be-
dürfnisse, für sexuelle Kontakte oder andere grenz-
überschreitende Verhaltensweisen missbrauchen
(Abstinenzgebot).
(2)  Im Rahmen von § 58 Absatz 2 können Anordnun-
gen ergehen, ein Verhalten zu unterlassen, das geeig-
net ist, die notwendige Distanz zu verletzen. Die
Anordnungen können insbesondere darauf abzielen,
sich nicht an bestimmten Orten aufzuhalten oder Kon-
takte zu bestimmten Personen oder Gruppen zu mei-
den.

§ 32
Geschenke und Vorteile

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern ist es mit Rücksicht auf
ihre Unabhängigkeit und das Ansehen des Amtes un-
tersagt,

1. Belohnungen, Geschenke, sonstige Zuwendungen
oder Vorteile jedweder Art für sich oder ihre An-
gehörigen zu fordern, sich versprechen zu lassen
oder anzunehmen,

2. Belohnungen, Geschenke, sonstige Zuwendungen
oder Vorteile für einen Dritten zu fordern, sich
versprechen zu lassen oder anzunehmen, soweit
dies bei ihnen oder ihren Angehörigen zu einem
wirtschaftlichen oder sonstigen Vorteil führt.

Satz 1 gilt auch für erbrechtliche Begünstigungen.
(2)  Absatz 1 ist nicht anzuwenden
1. für ortsübliche Sachzuwendungen geringen Um-

fangs,
2. für Zuwendungen, die im Familien- und Freundes-

kreis üblich sind und keinen Bezug zum Dienst der
Pfarrerin oder des Pfarrers haben,

3. für Erbschaften oder Vermächtnisse, soweit die
Pfarrerin oder der Pfarrer zu den gesetzlichen Er-
ben gehört.

(3)  In besonders begründeten Fällen kann der Dienst-
herr die Annahme von Zuwendungen im Sinne des
Absatzes 1 genehmigen. Die Genehmigung ist vor der
Annahme der Zuwendung einzuholen.
(4)  Wer gegen das in Absatz 1 genannte Verbot ver-
stößt, hat auf Verlangen das aufgrund des pflichtwid-
rigen Verhaltens Erlangte dem Dienstherrn herauszu-
geben, soweit nicht im Strafverfahren der Verfall an-
geordnet worden oder es auf andere Weise auf den
Staat übergegangen ist. Für den Umfang des Heraus-
gabeanspruchs gelten die Vorschriften des Bürgerli-
chen Gesetzbuches über die Herausgabe einer unge-
rechtfertigten Bereicherung entsprechend. Die He-
rausgabepflicht nach Satz 1 umfasst auch die Pflicht,
dem Dienstherrn Auskunft über Art, Umfang und Ver-
bleib des Erlangten zu geben.
(5)  Die Absätze 1 bis 4 gelten auch nach Eintritt in
den Ruhestand und Beendigung des Pfarrdienstver-
hältnisses.

§ 33
Unterstützung von Vereinigungen

Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen einer Vereinigung
nicht angehören oder sie auf andere Weise unterstüt-
zen, wenn sie dadurch in Widerspruch zu ihrem Amt
treten oder in der Wahrnehmung ihres Dienstes we-
sentlich behindert werden.

§ 34
Verhalten im öffentlichen Leben

Pfarrerinnen und Pfarrer haben durch ihren Dienst wie
auch als Bürgerinnen und Bürger Anteil am öffentli-
chen Leben. Auch wenn sie sich politisch betätigen,
müssen sie erkennen lassen, dass das anvertraute Amt
sie an alle Gemeindeglieder weist und mit der ganzen
Kirche verbindet. Sie haben die Grenzen zu beachten,
die sich hieraus für Art und Maß ihres politischen
Handelns ergeben.
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§ 35
Mandatsbewerbung

(1)  Beabsichtigt eine Pfarrerin oder ein Pfarrer, sich
um die Aufstellung als Kandidatin oder Kandidat für
die Wahl zum Europäischen Parlament, zum Deut-
schen Bundestag, zu einem gesetzgebenden Organ ei-
nes Bundeslandes oder zu einem kommunalen Amt
oder Mandat zu bewerben, so ist diese Absicht unver-
züglich, jedenfalls vor Annahme der Kandidatur, an-
zuzeigen. Die Pfarrerin oder der Pfarrer ist zur Mit-
teilung über Ausgang und Annahme der Wahl ver-
pflichtet.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer, die als Kandidatinnen
oder Kandidaten für die Wahl zum Europäischen Par-
lament, zum Deutschen Bundestag oder zu einem ge-
setzgebenden Organ eines Bundeslandes aufgestellt
worden sind, sind innerhalb der letzten zwei Monate
vor dem Wahltag und am Wahltag beurlaubt. Ein Ver-
lust der Stelle tritt nicht ein. Eine Dienstwohnung kann
weiter bewohnt werden. Im Übrigen gilt § 75 Absatz
1, 3 und 4.
(3)  Mit der Annahme der Wahl nach Absatz 2 ist die
Pfarrerin oder der Pfarrer beurlaubt. Es gelten § 75
Absatz 1, 3 und 4 sowie § 76 Absatz 2 und 3. Eine
Dienstwohnung ist zu räumen. Die Beurlaubung endet
mit Ablauf der Wahlperiode oder mit einer vorzeitigen
Beendigung des Mandats.
(4)  Während einer Beurlaubung nach den Absätzen 2
und 3 darf das Recht zur öffentlichen Wortverkündi-
gung und Sakramentsverwaltung nur im Einzelfall mit
Genehmigung ausgeübt werden.
(5)  Für die Mandatsbewerbung und Mandatsaus-
übung in einer kommunalen Vertretungskörperschaft
oder in anderen als den in Absatz 2 genannten politi-
schen Ämtern gelten die Vorschriften des Bundes-
beamtengesetzes entsprechend.
(6)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich von den Absätzen 2, 3
und 5 abweichende Regelungen treffen.

§ 36
Amtskleidung

Bei Gottesdiensten und Amtshandlungen wird die vor-
geschriebene Amtskleidung getragen. Bei sonstigen
Anlässen darf sie nur getragen werden, wenn dies dem
Herkommen entspricht oder besonders angeordnet
wird. Orden, Ehrenzeichen und Abzeichen dürfen zur
Amtskleidung nicht getragen werden.

§ 37
Erreichbarkeit

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer müssen erreichbar sein
und ihren Dienst innerhalb angemessener Zeit im
Dienstbereich aufnehmen können.
(2)  Sind Pfarrerinnen und Pfarrer an der Erfüllung ih-
rer Dienstpflichten, insbesondere der Pflicht, erreich-
bar zu sein, gehindert, so haben sie dies unverzüglich
anzuzeigen. Im Falle der Verhinderung aufgrund einer

Krankheit kann ein ärztliches, amts- oder vertrauens-
ärztliches Attest verlangt werden.

§ 38
Residenzpflicht, Dienstwohnung

(1)  Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer sind
verpflichtet, am Dienstsitz zu wohnen. Eine für sie
bestimmte Dienstwohnung haben sie zu beziehen.
Ausnahmen können in besonders begründeten Fällen
genehmigt werden.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer mit einer allgemeinen
kirchlichen Stelle oder einem allgemeinen kirchlichen
Auftrag oder in einem kirchenleitenden Amt haben
ihre Wohnung so zu nehmen, dass sie in der ordnungs-
gemäßen Wahrnehmung ihres Dienstes nicht beein-
trächtigt werden. Sie können angewiesen werden, eine
Dienstwohnung zu beziehen.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer, die eine Dienstwohnung
bewohnen, dürfen Teile der Dienstwohnung nur mit
Genehmigung an Dritte überlassen. Die Ausübung ei-
nes Gewerbes oder eines anderen Berufes in der
Dienstwohnung bedarf, auch für die mit ihnen in häus-
licher Gemeinschaft lebenden Personen, einer Geneh-
migung.
(4)  Wird das Pfarrdienstverhältnis beendet, so ist die
Dienstwohnung in angemessener Frist zu räumen.
Dies gilt bei Veränderungen des Pfarrdienstverhält-
nisses sinngemäß.

§ 39
Ehe und Familie

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind auch in ihrer Le-
bensführung im familiären Zusammenleben und in ih-
rer Ehe an die Verpflichtungen aus der Ordination (§
3 Absatz 2) gebunden. Hierfür sind Verbindlichkeit,
Verlässlichkeit und gegenseitige Verantwortung maß-
gebend.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer sollen sich bewusst sein,
dass die Entscheidung für eine Ehepartnerin oder ei-
nen Ehepartner Auswirkungen auf ihren Dienst haben
kann. Ehepartnerinnen und Ehepartner sollen evange-
lisch sein. Sie müssen einer christlichen Kirche ange-
hören; im Einzelfall kann eine Ausnahme zugelassen
werden, wenn zu erwarten ist, dass die Wahrnehmung
des Dienstes nicht beeinträchtigt wird.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben eine beabsichtigte
Änderung ihres Personenstandes, eine kirchliche
Trauung und andere wesentliche Änderungen in ihren
persönlichen Lebensverhältnissen alsbald anzuzeigen.
Sie haben die Auskünfte zu erteilen und die Unterla-
gen vorzulegen, die erforderlich sind, um die Auswir-
kungen auf den Dienst beurteilen zu können.

§ 40
Verwaltungsarbeit

Pfarrerinnen und Pfarrer haben die ihnen obliegenden
Aufgaben in der Verwaltung, der pfarramtlichen Ge-
schäftsführung, der Kirchenbuchführung und in Ver-
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mögens- und Geldangelegenheiten sorgfältig zu erfül-
len.

§ 41
Pflichten bei Beendigung eines Auftrages

Pfarrerinnen und Pfarrer haben bei Beendigung eines
Auftrages oder einer sonstigen ihnen übertragenen
Aufgabe, sowie bei Beendigung des Pfarrdienstver-
hältnisses, die in ihrem Besitz befindlichen amtlichen
Schriftstücke und Gegenstände jeder Art, insbesonde-
re sämtliche Aufzeichnungen über dienstliche Vor-
gänge, auch soweit es sich um Wiedergaben handelt,
sowie Kirchensiegel, Kirchenbücher, Kirchenakten,
Kassenbücher und Vermögenswerte zu übergeben und
über eine ihnen anvertraute Vermögensverwaltung
Rechenschaft abzulegen. Die Pflicht zur Herausgabe
gilt auch für ihre Hinterbliebenen und Erben.

§ 42
Fernbleiben vom Dienst, Verletzung der Pflicht

zur Erreichbarkeit
Nehmen Pfarrerinnen und Pfarrer schuldhaft ihren
Dienst nicht wahr oder verletzen sie schuldhaft ihre
Pflicht, erreichbar zu sein, so verlieren sie für die Dau-
er des Fernbleibens vom Dienst den Anspruch auf
Dienstbezüge. Der Verlust der Dienstbezüge ist fest-
zustellen und der Pfarrerin und dem Pfarrer mitzutei-
len. Die Möglichkeit, ein Disziplinarverfahren einzu-
leiten, bleibt unberührt.

§ 43
Mitteilungen in Strafsachen

Pfarrerinnen und Pfarrer sind zur Mitteilung verpflich-
tet, wenn in einem strafrechtlichen Verfahren Anklage
gegen sie erhoben oder Strafbefehl erlassen wird. Sie
haben das Ergebnis eines solchen Verfahrens anzu-
zeigen und die strafgerichtliche Entscheidung vorzu-
legen.

§ 44
Amtspflichtverletzung

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer verletzen ihre Amts-
pflicht, wenn sie in ihrer Amts- oder Lebensführung
innerhalb oder außerhalb des Dienstes schuldhaft ge-
gen ihnen obliegende Pflichten verstoßen.
(2)  Die Rechtsfolgen der Amtspflichtverletzung und
das Verfahren ihrer Feststellung richten sich nach dem
Disziplinarrecht, soweit nicht in diesem Kirchenge-
setz etwas anderes bestimmt wird.

§ 45
Lehrpflichtverletzung

(1)  Nach Maßgabe des Rechts der Evangelischen Kir-
che in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse findet im Falle einer Bean-
standung der Lehre ein besonderes Verfahren statt.
Verfahren und Rechtsfolgen werden durch Kirchen-
gesetz geregelt.
(2)  Ordinierte in einem Dienstverhältnis zur Evange-
lischen Kirche in Deutschland unterstehen der Lehr-

aufsicht der Kirche, die sie beurlaubt hat, hilfsweise
der Kirche, in der sie ordiniert wurden.

§ 46
Schadensersatz

(1)  Verletzen Pfarrerinnen und Pfarrer vorsätzlich
oder grob fahrlässig ihnen obliegende Pflichten, so
haben sie dem Dienstherrn, dessen Aufgaben sie wahr-
genommen haben, den daraus entstehenden Schaden
zu ersetzen. Dasselbe gilt, wenn der Dienstherr einem
Anderen Schadensersatz zu leisten hat, weil eine Pfar-
rerin oder ein Pfarrer die Amtspflicht verletzt hat.
(2)  Haben mehrere Pfarrerinnen oder Pfarrer den
Schaden gemeinsam verursacht, so haften sie gesamt-
schuldnerisch.
(3)  Leistet die Pfarrerin oder der Pfarrer dem Dienst-
herrn Ersatz und hat dieser einen Ersatzanspruch ge-
gen einen Dritten, so ist dieser Anspruch an die Pfar-
rerin oder den Pfarrer abzutreten.
(4)  Hat der Dienstherr Dritten Schadensersatz geleis-
tet, gilt als Zeitpunkt, zu dem der Dienstherr Kenntnis
im Sinne der Verjährungsvorschriften des Bürgerli-
chen Gesetzbuches erlangt, der Zeitpunkt, zu dem der
Ersatzanspruch gegenüber Dritten vom Dienstherrn
anerkannt oder dem Dienstherrn gegenüber rechts-
kräftig festgestellt wird.

§ 46a
Rückforderung zu viel gezahlter Geldleistungen

Die Rückforderung zu viel gezahlter Geldleistungen,
die der Dienstherr auf Grund beamtenrechtlicher Vor-
schriften geleistet hat, richtet sich nach den Vorschrif-
ten des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Heraus-
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung. Der
Kenntnis des Mangels des rechtlichen Grundes der
Zahlung steht es gleich, wenn der Mangel so offen-
sichtlich war, dass die Empfängerin oder der Empfän-
ger ihn hätte erkennen müssen. Von der Rückforde-
rung kann aus Billigkeitsgründen ganz oder teilweise
abgesehen werden.

Kapitel 3
Rechte

§ 47
Recht auf Fürsorge

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben ein Recht auf Für-
sorge für sich und ihre Familie. Sie sind gegen Behin-
derungen ihres Dienstes und ungerechtfertigte Angrif-
fe auf ihre Person in Schutz zu nehmen, insbesondere
auch gegen politisch motivierte Angriffe und sexuali-
sierte Gewalt.
(2)  Geschlecht, Abstammung, Rasse oder ethnische
Herkunft dürfen sich bei dem beruflichen Fortkom-
men nicht nachteilig auswirken.

§ 48
Seelsorge

Pfarrerinnen und Pfarrer haben Anspruch auf seel-
sorgliche Begleitung.
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§ 49
Unterhalt

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben Anspruch auf an-
gemessenen Unterhalt für sich und ihre Familie, ins-
besondere durch Gewährung von Besoldung und Ver-
sorgung sowie von Beihilfen in Krankheits-, Pflege-
und Geburtsfällen. Das Nähere sowie die Erstattung
von Reise- und Umzugskosten regeln die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich. Die Regelung der Besoldung und Versorgung
bedarf eines Kirchengesetzes.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer können, wenn gesetzlich
nicht etwas anderes bestimmt ist, Ansprüche auf
Dienstbezüge nur insoweit abtreten, als sie der Pfän-
dung unterliegen. Der Dienstherr kann ein Aufrech-
nungs- und Zurückbehaltungsrecht gegenüber An-
sprüchen auf Dienstbezüge nur insoweit geltend ma-
chen, als sie pfändbar sind. Diese Einschränkung gilt
nicht, soweit ein Anspruch auf Schadensersatz wegen
vorsätzlicher unerlaubter Handlung besteht.

§ 50
Abtretung von Schadensersatzansprüchen

(1)  Werden Pfarrerinnen oder Pfarrer oder deren An-
gehörige körperlich verletzt oder getötet, so werden
Leistungen, zu denen der Dienstherr während einer auf
der Körperverletzung beruhenden Aufhebung der
Dienstfähigkeit oder infolge der Körperverletzung
oder der Tötung verpflichtet ist, nur gewährt, wenn
gesetzliche Ansprüche gegen Dritte auf Schadenser-
satz wegen der Körperverletzung oder der Tötung bis
zur Höhe der Leistung des Dienstherrn Zug um Zug
abgetreten werden.
(2)  Nach Absatz 1 abgetretene Ansprüche dürfen
nicht zum Nachteil der verletzten Person oder ihrer
Hinterbliebenen geltend gemacht werden.

§ 51
Schäden bei Ausübung des Dienstes

(1)  Sind bei Ausübung des Dienstes, ohne dass ein
Dienstunfall eingetreten ist, Kleidungsstücke oder
sonstige Gegenstände, die üblicherweise bei Wahr-
nehmung des Dienstes mitgeführt werden, beschädigt
oder zerstört worden oder abhanden gekommen, so
kann gegen Abtretung etwaiger Ersatzansprüche Er-
satz geleistet werden.
(2)  Ersatz wird nicht gewährt, wenn der Schaden
durch ein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhal-
ten der Pfarrerin oder des Pfarrers herbeigeführt wor-
den ist.

§ 52
Dienstfreier Tag

Pfarrerinnen und Pfarrer sollen Gelegenheit haben, ih-
ren Dienst unter Berücksichtigung der dienstlichen
Belange so einzurichten, dass ein Tag in der Woche
von dienstlichen Verpflichtungen frei bleibt. Die
Pflicht, erreichbar zu sein, bleibt hiervon unberührt,
wenn keine Vertretung gewährleistet ist.

§ 53
Erholungs- und Sonderurlaub

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern steht jährlich Erho-
lungsurlaub unter Fortgewährung der Dienstbezüge
zu.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrern kann aus wichtigen
Gründen Sonderurlaub gewährt werden.
(3)  Zur Mitarbeit in kirchlichen Organen benötigen
Pfarrerinnen und Pfarrer keinen Urlaub. Hat die Mit-
arbeit zur Folge, dass sie ihre Pflicht, erreichbar zu
sein, oder eine andere Dienstpflicht nicht wahrnehmen
können, so haben sie dies vorher anzuzeigen.
(4)  Das Nähere einschließlich möglicher weiterer
Gremien im Sinne des Absatzes 3 regeln die Evange-
lische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich durch Rechtsverordnung.

§ 54
Mutterschutz, Elternzeit, Arbeitsschutz,
Rehabilitation und Teilhabe behinderter

Menschen
(1)  Die allgemeinen Vorschriften über Mutterschutz,
Elternzeit, Arbeitsschutz, Rehabilitation und Teilhabe
behinderter Menschen sind anzuwenden, soweit diese
unmittelbar gelten. Im Übrigen gelten die Regelungen
für Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte entspre-
chend, soweit sie nicht der Wahrnehmung gottes-
dienstlicher Aufgaben entgegenstehen und soweit
nicht die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se je für ihren Bereich andere Regelungen treffen. §
14 Absatz 2 Nummer 2 in Verbindung mit § 9 Absatz
1 Nummer 1 und 5, § 14 Absatz 2 Nummer 5 und §§
97 bis 99 bleiben während Schwangerschaft, Schutz-
fristen, Stillzeiten und Elternzeit unberührt.
(2)  Wird während der Elternzeit kein Dienst oder
Dienst mit weniger als der Hälfte eines vollen Dienst-
umfangs ausgeübt, so tritt ein Verlust der Stelle nicht
ein, sofern diese Formen der Elternzeit insgesamt
längstens für 18 Monate in Anspruch genommen wer-
den. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich eine längere Frist be-
stimmen. Im Übrigen gelten § 69 Absatz 3 und 4 die
§§ 72 und 73, § 74 Absatz 2 und die §§ 75 und 76
während der Elternzeit entsprechend.
(3)  Schwangerschaft, Mutterschutz, Elternzeit und
Pflege von Angehörigen dürfen sich bei der Begrün-
dung eines Pfarrdienstverhältnisses und dem berufli-
chen Fortkommen nicht nachteilig auswirken. Das gilt
auch für Behinderung, wenn nicht zwingende sachli-
che Gründe, insbesondere Gründe nach § 9 Absatz 1
Satz 1 Nummer 4, 6 und 7 vorliegen.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer, die Elternzeit in An-
spruch nehmen, erhalten Beihilfe in Krankheits-, Pfle-
ge- und Geburtsfällen nach den Regelungen des § 75
Absatz 4.
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Kapitel 4
Begleitung des Dienstes, Aufsicht

§ 55
Personalentwicklung und Fortbildung

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind berechtigt und ver-
pflichtet, die für ihren Dienst erforderliche Kompetenz
durch Teilnahme an Maßnahmen der Personalent-
wicklung und regelmäßige Fortbildung fortzuentwi-
ckeln.
(2)  Maßnahmen der Personalentwicklung sollen Pfar-
rerinnen und Pfarrer in ihrem Dienst würdigen und
helfen, die für den Dienst erforderlichen Gaben zu
entdecken, zu fördern und zu entwickeln. Im Rahmen
der Personalentwicklung können insbesondere regel-
mäßige Gespräche nach einer festen Ordnung durch-
geführt und verbindliche Vereinbarungen über Ziele
der Arbeit und über Maßnahmen der Personalentwick-
lung getroffen werden.
(3)  Maßnahmen der Fortbildung sollen helfen, die für
den Dienst erforderlichen Kenntnisse, Einsichten und
Fertigkeiten fortzuentwickeln. Maßnahmen der Fort-
bildung sind insbesondere die theologische Arbeit im
Pfarrkonvent, die Teilnahme an Fortbildungsangebo-
ten und das Selbststudium.

§ 56
Beurteilungen

Pfarrerinnen und Pfarrer können nach Maßgabe des
Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se beurteilt werden.

§ 57
Visitation

Pfarrerinnen und Pfarrer sind nach Maßgabe des
Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se berechtigt und verpflichtet, sich zusammen mit der
Gemeinde oder Einrichtung, in der sie Dienst tun, vi-
sitieren zu lassen und an der Visitation mitzuwirken.

§ 58
Dienstaufsicht

(1)  Die Dienstaufsicht soll sicherstellen, dass Pfarre-
rinnen und Pfarrer ihre Pflichten ordnungsgemäß er-
füllen. Sie umfasst auch die Aufgabe, Pfarrerinnen und
Pfarrer in ihrem Dienst zu unterstützen und Konflikten
rechtzeitig durch geeignete Maßnahmen im Sinne des
§ 26 Absatz 5 zu begegnen.
(2)  Die mit der Dienstaufsicht Beauftragten können
dienstliche Anordnungen treffen. Diese sind für die
Pfarrerinnen und Pfarrer bindend.
(3)  Wer die Dienstaufsicht ausübt, hat darauf zu ach-
ten, dass das Handeln im Rahmen der Dienstaufsicht
von der Seelsorge an Pfarrerinnen und Pfarrern unter-
schieden wird.
(4)  Die mit der Dienstaufsicht Beauftragten teilen der
disziplinaraufsichtführenden Stelle gemäß § 6 Absatz
2 des Disziplinargesetzes der Evangelischen Kirche in

Deutschland Anhaltspunkte, die den Verdacht einer
Amtspflichtverletzung rechtfertigen, mit und unter-
stützen sie in Disziplinarangelegenheiten. Sie ziehen
aus festgestellten Amtspflichtverletzungen die erfor-
derlichen Konsequenzen zur Vermeidung vergleich-
barer Pflichtverletzungen im jeweiligen Verantwor-
tungsbereich.

§ 59
Ersatzvornahme

Vernachlässigen Pfarrerinnen oder Pfarrer ihre
Dienstpflichten, so kann nach erfolgloser Mahnung
und Fristsetzung die ersatzweise Erledigung rückstän-
diger Arbeiten veranlasst werden. Bei Verschulden
können ihnen die Kosten auferlegt werden.

§ 60
Vorläufige Untersagung der Dienstausübung

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern kann die Ausübung des
Dienstes aus wichtigen dienstlichen Interessen ganz
oder teilweise untersagt werden. Das Verbot erlischt,
wenn nicht bis zum Ablauf von drei Monaten gegen
die Pfarrerin oder den Pfarrer ein Disziplinarverfahren
oder ein auf Rücknahme der Berufung, auf Verände-
rung des Pfarrdienstverhältnisses oder auf Entlassung
gerichtetes Verfahren eingeleitet worden ist.
(2)  Die Möglichkeit, aufgrund anderer kirchengesetz-
licher Vorschriften die Ausübung des Dienstes zu un-
tersagen, bleibt unberührt.

Kapitel 5
Personalakten

§ 61
Personalaktenführung

(1)  Für jede Pfarrerin und jeden Pfarrer ist eine Per-
sonalakte zu führen. Sie ist vertraulich zu behandeln
und vor unbefugter Einsicht zu schützen. Die Akte
kann in Teilen oder vollständig automatisiert geführt
werden. Das Nähere über die Behandlung von Perso-
nalakten regeln im Rahmen der folgenden Bestim-
mungen die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se.
(2)  Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die die
Pfarrerin oder den Pfarrer betreffen, soweit sie mit
dem Pfarrdienstverhältnis in einem unmittelbaren in-
neren Zusammenhang stehen; hierzu gehören auch in
Dateien gespeicherte, personenbezogene Daten (Per-
sonalaktendaten). Unterlagen, die besonderen, von der
Person und dem Pfarrdienstverhältnis sachlich zu tren-
nenden Zwecken dienen, insbesondere Prüfungsakten,
sind nicht Bestandteil der Personalakten. Wird die
Personalakte in Grund- und Teilakten gegliedert, so ist
in die Grundakte ein vollständiges Verzeichnis aller
Teilakten aufzunehmen. Nebenakten enthalten Unter-
lagen, die sich auch in der Grundakte oder in Teilakten
befinden. Ist die Führung von Nebenakten erforder-
lich, ist auch dies in der Grundakte zu vermerken. Teil-
und Nebenakten dürfen bei anderen Stellen geführt
werden, soweit sie Aufgaben der Personalverwaltung

Gesetz- und Verordnungsblatt der Lippischen Landeskirche Band 17 Nr. 9 vom 30. Juni 2021   365



und Personalwirtschaft, insbesondere der Dienstauf-
sicht und Personalplanung, wahrnehmen.
(3)  Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der
Personalverwaltung oder Personalwirtschaft und in
den im Datenschutzgesetz der Evangelischen Kirche
in Deutschland genannten Fällen verwendet werden.
Verarbeitung und Nutzung sowie Übermittlung der
Personalaktendaten richten sich nach dem Kirchenge-
setz über den Datenschutz in der Evangelischen Kir-
che in Deutschland in der jeweils geltenden Fassung,
soweit in diesem Kirchengesetz nicht etwas anderes
bestimmt ist.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu Beschwerden,
Behauptungen und Bewertungen, die für sie ungünstig
sind oder ihnen nachteilig werden können, vor deren
Aufnahme in die Personalakte zu hören; ihre Äuße-
rungen sind zur Personalakte zu nehmen. Anonyme
Schreiben werden in der Regel nicht in die Personal-
akte aufgenommen. Sie können nur dann ausnahms-
weise aufgenommen werden, wenn darin enthaltene,
substantielle Behauptungen zu weiteren Ermittlungen
oder Erhebungen Anlass geben.
(5)  Unterlagen über Beschwerden, Behauptungen und
Bewertungen sind, falls sie
1. sich als unbegründet oder falsch erwiesen haben,

mit Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers
unverzüglich aus der Personalakte zu entfernen
und zu vernichten,

2. für die Pfarrerin oder den Pfarrer ungünstig sind
oder ihr oder ihm nachteilig werden können,

auf eigenen Antrag nach drei Jahren zu entfernen und
zu vernichten; dies gilt nicht für dienstliche Beurtei-
lungen. Die Frist nach Satz 1 Nummer 2 wird durch
neue Sachverhalte im Sinne dieser Vorschrift oder
durch die Einleitung eines Straf-, Disziplinar- oder
Lehrbeanstandungsverfahrens unterbrochen. Stellt
sich der neue Vorwurf als unbegründet oder falsch he-
raus, gilt die Frist als nicht unterbrochen.
(6)  Absatz 5 gilt entsprechend für Mitteilungen in
Strafsachen und Auskünfte aus dem Bundeszentralre-
gister, soweit sie nicht Bestandteil einer Disziplinar-
akte sind. Dauerhaft aufbewahrt werden
1. erweiterte Führungszeugnisse nach § 30a des Bun-

deszentralregistergesetzes, wenn diese eine Verur-
teilung wegen einer Straftat enthalten, die nach
dem Achten Buch Sozialgesetzbuch zum Aus-
schluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugend-
hilfe führt,

2. Mitteilungen rechtskräftiger Verurteilungen, die
sexualisierte Gewalt betreffen, sowie

3. weitere Vorgänge, die sexualisierte Gewalt enthal-
ten, soweit sich zugrundeliegende Behauptungen
nicht als falsch erwiesen haben.

Die Aufbewahrung in der Personalakte endet für Un-
terlagen nach
1. Satz 2 Nummer 2, sobald eine Verurteilung nach

dem Bundeszentralregistergesetz nicht mehr in ein
Führungszeugnis aufgenommen wird,

2. Satz 2 Nummer 3, nachdem in einem Vermerk die
Feststellung begründet wurde, dass eine weitere
Klärung des Vorgangs zunächst nicht möglich ist,
spätestens aber nach Ablauf der Frist des Absatzes
5.

Nach der Entnahme aus der Personalakte werden die
Unterlagen nach Satz 3 nach Maßgabe der Bestim-
mungen der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se einer vertraulich zu behandelnden Sachakte oder
einem Archiv zum Zwecke der institutionellen und in-
dividuellen Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in der
evangelischen Kirche zugeführt. Personalakten und
Sachakten, die Vorgänge sexualisierter Gewalt ent-
halten oder von denen anzunehmen ist, dass sie Vor-
gänge sexualisierter Gewalt enthalten könnten, dürfen
zum Zwecke der institutionellen Aufarbeitung von der
EKD oder einer Gliedkirche autorisierten Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern oder Beauftrag-
ten zur Verfügung gestellt werden, wenn diese auf
Verschwiegenheit und Einhaltung des Datenschutzes
verpflichtet wurden. Das Nähere wird durch Rechts-
verordnung des Rates der EKD mit Zustimmung der
Kirchenkonferenz geregelt.
(7)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich die Frist nach Absatz 5
Satz 1 Nummer 2 durch Kirchengesetz verlängern.

§ 62
Einsichts- und Auskunftsrecht

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben, auch nach Been-
digung des Pfarrdienstverhältnisses, ein Recht auf
Einsicht in ihre vollständige Personalakte. Dies gilt
ebenso für die von ihnen beauftragten Angehörigen.
Ihren Bevollmächtigten ist Einsicht zu gewähren, so-
weit dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. Dies
gilt auch für Hinterbliebene, Erbinnen und Erben,
wenn ein berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht
wird, und für deren Bevollmächtigte.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben ein Recht auf Ein-
sicht auch in andere Schriftstücke, die personenbezo-
gene Daten über sie enthalten und für ihr Pfarrdienst-
verhältnis verarbeitet oder genutzt werden, soweit kir-
chengesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist. Die
Einsichtnahme ist unzulässig, wenn die Daten der
Pfarrerinnen und Pfarrer mit Daten Dritter oder mit
Daten, die nicht personenbezogen sind und deren
Kenntnis die Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages
gefährden könnte, derart verbunden sind, dass ihre
Trennung nicht oder nur mit unverhältnismäßig gro-
ßem Aufwand möglich ist. In diesem Fall ist den Pfar-
rerinnen und Pfarrern Auskunft zu erteilen. Das Recht
auf Einsicht in die Ausbildungs- und Prüfungsakten
regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se je für ihren Bereich.
(3)  Die personalaktenführende Stelle bestimmt, wo
die Einsicht gewährt wird. Soweit dienstliche Interes-
sen nicht entgegenstehen, können auf Kosten der Pfar-
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rerin oder des Pfarrers Kopien, Auszüge, Ausdrucke
oder Abschriften gefertigt werden.
(4)  Das Recht auf Auskunft steht dem Recht auf Ein-
sicht gleich; insoweit gelten die Absätze 1 bis 3 ent-
sprechend.
(5)  Kenntnisse, die durch Akteneinsicht erlangt sind,
unterliegen der Amtsverschwiegenheit nach § 31.
(6)  Die Einsicht in Ermittlungsakten eines Diszipli-
narverfahrens und die Unterrichtung über die Erhe-
bung und Speicherung personenbezogener Daten für
diese Akten regelt das Disziplinarrecht.

Kapitel 6
Nebentätigkeit

§ 63
Nebentätigkeit, Grundsatz

Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen eine Nebentätigkeit
(Nebenamt, Nebenbeschäftigung oder ein öffentliches
oder kirchliches Ehrenamt) nur übernehmen, wenn
dies mit ihrem Amt und mit der sorgfältigen Erfüllung
ihrer Dienstpflichten vereinbar ist und kirchliche In-
teressen nicht entgegenstehen.

§ 64
Angeordnete Nebentätigkeiten

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, nach
Maßgabe des für sie geltenden Rechts der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse auf Verlangen
der zuständigen oder vorgesetzten aufsichtführenden
Personen oder Stellen eine Nebentätigkeit im kirchli-
chen Interesse auch ohne Vergütung zu übernehmen,
soweit sie die erforderliche Eignung dafür besitzen
und ihnen die Übernahme zugemutet werden kann.
(2)  Mit dem Beginn des Ruhestandes oder des War-
testandes oder mit der Beendigung des Pfarrdienst-
verhältnisses endet eine Nebentätigkeit nach Absatz 1,
wenn im Einzelfall nicht etwas anderes bestimmt wird.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer, die aus einer auf Ver-
langen, Vorschlag oder Veranlassung übernommenen
Tätigkeit in einem Leitungs- oder Aufsichtsorgan ei-
ner juristischen Person haftbar gemacht werden, haben
Anspruch auf Ersatz eines ihnen entstandenen Scha-
dens. Ist der Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig
herbeigeführt worden, so besteht ein Ersatzanspruch
nur dann, wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer auf Ver-
langen einer Person oder einer Stelle gehandelt hat, die
die Dienstaufsicht ausübt.

§ 65
Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten

(1)  Die Übernahme einer Nebentätigkeit bedarf der
Genehmigung. Die Genehmigung kann bedingt, be-
fristet, widerruflich oder mit Auflagen erteilt werden.
Jede wesentliche Änderung der Nebentätigkeit ist un-
verzüglich anzuzeigen.
(2)  Die Genehmigung ist zu versagen oder zu wider-
rufen, wenn die Voraussetzungen des § 63 nicht oder
nicht mehr vorliegen. Ein Versagungs- oder Wider-

rufsgrund liegt insbesondere vor, wenn zu besorgen
ist, dass die Nebentätigkeit geeignet ist,
1. nach Art und Umfang die Pfarrerin oder den Pfarrer

so stark in Anspruch zu nehmen, dass die sorgfäl-
tige Erfüllung der Dienstpflichten behindert wer-
den kann,

2. die Pfarrerin oder den Pfarrer in einen Widerstreit
mit den Dienstpflichten zu bringen,

3. das Ansehen der Kirche oder des Amtes zu beein-
trächtigen.

§ 66
Genehmigungsfreie Nebentätigkeiten

(1)  Keiner Genehmigung und keiner Anzeige bedür-
fen folgende Nebentätigkeiten:
1. die unentgeltliche Vormundschaft, Betreuung oder

Pflegschaft bei Angehörigen,
2. eine Testamentsvollstreckung nach dem Tod von

Angehörigen,
3. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der

Pfarrerin oder des Pfarrers unterliegenden Vermö-
gens,

4. die Tätigkeit in Pfarrvereinen oder anderen Be-
rufsverbänden,

5. die Übernahme von Ehrenämtern,
6. eine nur gelegentlich ausgeübte schriftstellerische,

wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstä-
tigkeit,

7. eine nur gelegentlich ausgeübte selbständige Gut-
achtertätigkeit.

(2)  Keiner Genehmigung, aber einer Anzeige bedür-
fen Nebentätigkeiten nach Absatz 1 Nummer 6 und 7,
wenn sie nicht nur gelegentlich ausgeübt werden.
(3)  Aus begründetem Anlass kann verlangt werden,
dass die Pfarrerin oder der Pfarrer über eine Nebentä-
tigkeit nach Absatz 1 oder 2, insbesondere über deren
Art und Umfang, schriftlich Auskunft erteilt.
(4)  Die Übernahme oder Fortführung einer Nebentä-
tigkeit nach Absatz 1 und 2 ist zu untersagen, wenn
ein Versagungsgrund nach § 65 Absatz 2 gegeben ist.
Sofern es zur sachgerechten und sorgfältigen Erfül-
lung der Dienstpflichten erforderlich ist, kann die Ne-
bentätigkeit auch bedingt, befristet, widerruflich oder
unter Auflagen gestattet werden. Die Ausübung eines
kirchlichen Ehrenamtes darf nicht aus Gründen der
kirchenpolitischen Einflussnahme untersagt werden.

§ 67
Rechtsverordnung über Nebentätigkeiten

Die zur Ausführung der §§ 63 bis 66 notwendigen Re-
gelungen können die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse je für ihren Bereich durch Rechtsverord-
nung treffen. In der Rechtsverordnung kann insbeson-
dere bestimmt werden,
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1. ob und inwieweit Pfarrerinnen und Pfarrer mit Be-
zügen verpflichtet sind, die Vergütungen aus Ne-
bentätigkeiten ganz oder teilweise abzuführen;

2. dass Pfarrerinnen und Pfarrer unverzüglich nach
Ablauf eines jeden Kalenderjahres eine Abrech-
nung über die Vergütungen und geldwerten Vor-
teile aus Nebentätigkeiten vorzulegen haben;

3. unter welchen Voraussetzungen Pfarrerinnen und
Pfarrer zur Ausübung von Nebentätigkeiten für
dienstliche Zwecke bestimmte Einrichtungen, Per-
sonal oder Material in Anspruch nehmen dürfen
und in welcher Höhe ein Entgelt hierfür zu ent-
richten ist.

Teil 6 Veränderungen des
Pfarrdienstverhältnisses

Kapitel 1
Freistellung (Beurlaubung und Teildienst)

§ 68
Beurlaubung und Teildienst

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können nach Maßgabe
der nachfolgenden Bestimmungen auf ihren Antrag
ohne Besoldung von der Pflicht zur Dienstleistung
freigestellt werden (Beurlaubung). Teilbeurlaubungen
sind möglich.
(2)  Der Dienstumfang kann auf Antrag der Pfarrerin
oder des Pfarrers nach Maßgabe der nachfolgenden
Bestimmungen bei entsprechender Kürzung der Be-
soldung bis zur Hälfte des Umfanges eines uneinge-
schränkten Dienstes ermäßigt werden (Teildienst).
(3)  Nach Maßgabe der Stellenplanung der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann der Dienst-
umfang auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers im
kirchlichen Interesse für begrenzte Zeit unter das nach
Absatz 2 zulässige Mindestmaß ermäßigt werden (un-
terhälftiger Teildienst).

§ 69
Beurlaubung und Teildienst aus familiären

Gründen
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind, soweit besondere
kirchliche oder dienstliche Interessen nicht entgegen-
stehen, auf Antrag zu beurlauben, wenn sie
1. mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren oder
2. pflegebedürftige oder an einer Erkrankung nach

§ 3 Absatz 6 Satz 1 des Pflegezeitgesetzes leidende
sonstige Angehörige

tatsächlich betreuen oder pflegen. Unter denselben
Voraussetzungen ist Teildienst zu bewilligen. Die
Pflegebedürftigkeit oder Erkrankung nach § 3 Absatz
6 Satz 1 des Pflegezeitgesetzes ist durch ärztliches
Gutachten, Bescheinigung der Pflegekasse, des Me-
dizinischen Dienstes der Krankenversicherung oder
einer privaten Pflegeversicherung nachzuweisen.
(2)  Die Beurlaubung nach Absatz 1 darf, auch wenn
sie mehrfach gewährt wird, auch in Verbindung mit
einer Beurlaubung nach § 71 und unterhälftigem Teil-

dienst die Dauer von fünfzehn Jahren nicht überschrei-
ten. Ausnahmen hiervon sind in besonders begründe-
ten Fällen zulässig.
(3)  Auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers soll die
Beurlaubung widerrufen oder der Teildienst geändert
werden, wenn die Beurlaubung oder der Teildienst im
bisherigen Umfang nicht mehr zugemutet werden
kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen.
Soweit zwingende kirchliche oder dienstliche Interes-
sen dies erfordern, kann nachträglich die Dauer der
Beurlaubung oder des Teildienstes beschränkt oder
der Umfang des zu leistenden Teildienstes erhöht wer-
den.
(4)  Während einer Beurlaubung nach Absatz 1 sollen
die Verbindung zum Dienst und der berufliche Wie-
dereinstieg durch geeignete Maßnahmen erleichtert
werden.

§ 69a
Familienpflegezeit mit Vorschuss

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern, die Anspruch auf Be-
soldung haben, wird auf Antrag für längstens 24 Mo-
nate Teildienst im Umfang von mindestens einem
Drittel eines vollen Dienstauftrages als Familienpfle-
gezeit bewilligt, wenn
1. sie eine nahe Angehörige oder einen nahen Ange-

hörigen nach § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes
tatsächlich betreuen oder pflegen, die oder der pfle-
gebedürftig ist nach einer Bescheinigung der Pfle-
gekasse oder des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung, einer entsprechenden Be-
scheinigung einer privaten Pflegeversicherung
oder einem ärztlichen Gutachten oder an einer Er-
krankung nach § 3 Absatz 6 Satz 1 des Pflegezeit-
gesetzes leidet, und

2. keine dringenden dienstlichen Belange entgegen-
stehen.

(2)  Ist die Familienpflegezeit für weniger als 24 Mo-
nate bewilligt worden, kann sie nachträglich bis zur
Dauer von 24 Monaten verlängert werden.
(3)  Familienpflegezeit und Pflegezeit dürfen zusam-
men nicht länger als 24 Monate für jede pflegebedürf-
tige nahe Angehörige oder jeden pflegebedürftigen
nahen Angehörigen dauern.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben jede Änderung der
Tatsachen mitzuteilen, die für die Bewilligung maß-
geblich sind.
(5)  Liegen die Voraussetzungen für die Bewilligung
der Familienpflegezeit nicht mehr vor, so ist die Be-
willigung zu widerrufen, und zwar mit Ablauf des
zweiten Monats, der auf den Wegfall der Vorausset-
zungen folgt, sofern nicht einvernehmlich eine andere
Regelung getroffen wird.
(6)  Ist der Pfarrerin oder dem Pfarrer der Teildienst
im bisherigen Umfang nicht mehr zumutbar, ist die
Bewilligung zu widerrufen, wenn keine dringenden
dienstlichen Belange entgegenstehen.
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(7)  Die Regelungen des Bundesbesoldungsgesetzes
zur Besoldung bei Familienpflegezeit und die Beam-
ten-Pflegezeitvorschuss-Verordnung in der jeweils
geltenden Fassung sind entsprechend anzuwenden.
(8)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz die Absätze 1 bis 6 von
der Anwendung ausschließen oder durch Kirchenge-
setz oder aufgrund Kirchengesetzes eine abweichende
Regelung zu Absatz 7 erlassen.

§ 69b
Pflegezeit mit Vorschuss

(1)  Unter den Voraussetzungen des § 69a Absatz 1
wird auf Antrag für längstens sechs Monate Teildienst
im Umfang von weniger als einem Drittel eines vollen
Dienstauftrages oder Urlaub ohne Besoldung als Pfle-
gezeit bewilligt.
(2)  Ist die Pflegezeit für weniger als sechs Monate
bewilligt worden, kann sie nachträglich bis zur Dauer
von sechs Monaten verlängert werden.
(3)  § 69a Absatz 3 bis 8 gilt entsprechend.

§ 70
Beurlaubung im kirchlichen Interesse

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können auf Antrag im
kirchlichen Interesse beurlaubt werden.
(2)  Die Zeit der Beurlaubung kann nach Maßgabe des
jeweils anwendbaren Versorgungsrechts als ruhege-
haltfähige Dienstzeit angerechnet werden, sofern die
Beurlaubung im Interesse des Dienstherrn liegt. Im
Falle eines besonderen Interesses des Dienstherrn an
der Beurlaubung kann die Besoldung belassen wer-
den.
(3)  Die Beurlaubung soll auf Antrag widerrufen wer-
den, wenn sie der Pfarrerin oder dem Pfarrer nicht
mehr zugemutet werden kann und dienstliche Belange
nicht entgegenstehen. Sie kann von Amts wegen aus
kirchlichen oder dienstlichen Interessen beendet wer-
den.

§ 71
Beurlaubung und Teildienst aus anderen

Gründen
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können auf Antrag
1. bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren oder
2. für einen Zeitraum, der sich bis zum Beginn des

Ruhestandes erstrecken muss
beurlaubt werden, soweit kirchliche oder dienstliche
Interessen nicht entgegenstehen. Beurlaubungen,
Teilbeurlaubungen und Teildienste, die zu einem un-
terhälftigen Dienst führen, dürfen auch in Verbindung
mit Beurlaubungen nach § 69 die Dauer von fünfzehn
Jahren nicht überschreiten.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrern kann auf Antrag Teil-
dienst bewilligt werden, soweit kirchliche oder dienst-
liche Interessen nicht entgegenstehen. Soweit zwin-
gende kirchliche oder dienstliche Interessen dies er-

fordern, kann nachträglich die Dauer der Beurlaubung
oder des Teildienstes beschränkt oder der Umfang des
zu leistenden Teildienstes erhöht werden.
(3)  Auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers soll die
Beurlaubung widerrufen oder der Teildienst geändert
werden, wenn die Beurlaubung oder der Teildienst im
bisherigen Umfang nicht mehr zugemutet werden
kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen.
(4)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich
Regelungen über den Altersteildienst und über eine
Sabbatzeit treffen.

§ 72
Informationspflicht und Benachteiligungsverbot

(1)  Wird eine Beurlaubung oder ein Teildienst bean-
tragt, so sind die Pfarrerinnen und Pfarrer in Textform
auf die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen hinzu-
weisen.
(2)  Beurlaubung aus familiären Gründen und Teil-
dienst dürfen sich bei dem beruflichen Fortkommen
nicht nachteilig auswirken, wenn nicht zwingende
sachliche Gründe vorliegen.

§ 73
Erwerbstätigkeit und Nebentätigkeit während

einer Beurlaubung oder eines Teildienstes
(1)  Während einer Beurlaubung oder eines Teildiens-
tes dürfen nur solche Nebentätigkeiten ausgeübt wer-
den, die dem Zweck der Beurlaubung oder des Teil-
dienstes nicht zuwiderlaufen.
(2)  Die Regelungen über Nebentätigkeiten finden ent-
sprechende Anwendung.

§ 74
Verfahren

(1)  Beurlaubung und Teildienst beginnen, wenn kein
anderer Zeitpunkt festgesetzt wird, mit dem Ablauf
des Monats, in dem der Pfarrerin oder dem Pfarrer die
Verfügung bekannt gegeben wird. Bei Pfarrerinnen
und Pfarrern im Schul- und Hochschuldienst sollen der
Beginn und das Ende einer Beurlaubung und eines
Teildienstes oder eine Änderung derselben jeweils auf
den Beginn und das Ende eines Schulhalbjahres oder
eines Semesters festgesetzt werden.
(2)  Ein Antrag auf Verlängerung einer Beurlaubung
oder eines Teildienstes soll spätestens drei Monate vor
Ablauf des Bewilligungszeitraumes gestellt werden.

§ 75
Allgemeine Rechtsfolgen der Beurlaubung

(1)  Mit dem Beginn einer Beurlaubung verlieren die
Pfarrerinnen und Pfarrer ihre Stelle oder ihren Auftrag
im Sinne des § 25 und die damit verbundenen oder
persönlich übertragenen Aufgaben. Bei kurzfristigen
Beurlaubungen können Stelle oder Auftrag belassen
werden. Die mit der Stelle verbundenen oder persön-
lich übertragenen Aufgaben können im Einzelfall
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ganz oder teilweise belassen werden. Die Rechte und
Pflichten aus dem Pfarrdienstverhältnis, insbesondere
Lebensführungs- und Verschwiegenheitspflichten,
bleiben bestehen, soweit die Beurlaubung dem nicht
entgegensteht. Alle Anwartschaften, die im Zeitpunkt
der Beurlaubung erworben waren, bleiben gewahrt.
Die besoldungs- und versorgungsrechtlichen Vor-
schriften über die Berücksichtigung von Zeiten einer
Beurlaubung ohne Besoldung bleiben unberührt.
(2)  Mit der Beurlaubung ruhen die Rechte aus der Or-
dination im Sinne des § 5 Absatz 5 Satz 2, sofern es
sich nicht um eine Beurlaubung im kirchlichen Inter-
esse handelt. Im Einzelfall kann etwas anderes be-
stimmt werden.
(3)  Während einer Beurlaubung unterstehen Pfarre-
rinnen und Pfarrer der Lehr- und Disziplinaraufsicht
der Kirche, die sie beurlaubt hat; sie sollen an Fortbil-
dungsveranstaltungen und Maßnahmen der Personal-
entwicklung im Sinne des § 55 teilnehmen.
(4)  Während der Zeit der Beurlaubung nach den §§ 69
oder 69b besteht Anspruch auf Leistungen der Kran-
kenfürsorge in entsprechender Anwendung der Bei-
hilferegelungen für Pfarrerinnen und Pfarrer mit An-
spruch auf Besoldung. Dies gilt nicht, wenn die Pfar-
rerin oder der Pfarrer
1. berücksichtigungsfähige Angehörige einer beihil-

feberechtigten Person werden oder
2. nach den Bestimmungen des Fünften Buches So-

zialgesetzbuch über die Familienversicherung
krankenversichert sind oder

3. einen Anspruch auf zusätzliche Leistungen bei
Pflegezeit als Zuschuss zur Kranken- und Pflege-
versicherung nach dem Elften Buch Sozialgesetz-
buch haben.

Pfarrerinnen und Pfarrer, die die Voraussetzungen
des § 3 Absatz 1 des Pflegezeitgesetzes erfüllen, er-
halten für die Dauer der Pflegezeit nach § 4 des Pfle-
gezeitgesetzes Leistungen entsprechend § 44a Absatz
1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch.
(5)  Im Falle einer Beurlaubung nach § 70 Absatz 2
kann ein Anspruch auf Leistungen der Krankheitsfür-
sorge in entsprechender Anwendung der Beihilfere-
gelungen für Pfarrerinnen und Pfarrer mit Anspruch
auf Besoldung gewährt werden.
(6)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich von den Bestimmungen
der Absätze 4 und 5 abweichende oder ergänzende
Regelungen treffen.

§ 76
Beendigung der Beurlaubung und des

Teildienstes
(1)  Die Beurlaubung endet mit Ablauf der festgeleg-
ten Dauer oder ihrem Widerruf.
(2)  Die Pfarrerin oder der Pfarrer ist verpflichtet, sich
rechtzeitig vor Ablauf einer Beurlaubung oder eines
Teildienstes um eine Stelle zu bewerben. Führt die

Bewerbung vor dem Ende der Beurlaubung oder des
Teildienstes nicht zum Erfolg, so soll unter Berück-
sichtigung des jeweiligen Stellenbesetzungsrechts von
Amts wegen eine Stelle oder ein Auftrag im Sinne des
§ 25 übertragen werden.
(3)  Steht nach Ablauf einer Beurlaubung weder eine
Stelle noch ein Auftrag zur Verfügung, so wird die
Pfarrerin oder der Pfarrer in den Wartestand versetzt.
Mit Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers kann
anstelle einer Versetzung in den Wartestand die Be-
urlaubung um die Zeit bis zur Übertragung einer Stelle
oder eines Auftrages verlängert werden.

Kapitel 2
Abordnung, Zuweisung, Versetzung,

Umwandlung und Wartestand
§ 77

Abordnung
(1)  Eine Abordnung ist die vorübergehende Übertra-
gung einer der Ausbildung der Pfarrerin oder des Pfar-
rers entsprechenden Tätigkeit bei einer anderen
Dienststelle desselben oder eines anderen Dienstherrn
unter Beibehaltung der bisherigen Stelle oder des bis-
herigen Auftrages im Sinne des § 25. Die Abordnung
erfolgt im dienstlichen Interesse. Sie kann ganz oder
teilweise erfolgen.
(2)  Die Abordnung bedarf der Zustimmung der Pfar-
rerin oder des Pfarrers, wenn sie
1. bei einer teilweisen Abordnung insgesamt länger

als zwölf Monate dauert oder
2. bei einer Abordnung im Ganzen insgesamt länger

als sechs Monate dauert oder
3. zu einem anderen Dienstherrn erfolgt.
(3)  Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn
wird von dem abgebenden im Einverständnis mit dem
aufnehmenden Dienstherrn verfügt. Das Einverständ-
nis ist schriftlich zu erklären.
(4)  Für die abgeordneten Pfarrerinnen und Pfarrer
sind die für den Bereich des aufnehmenden Dienst-
herrn geltenden Vorschriften über die Rechte und
Pflichten der Pfarrerinnen und Pfarrer entsprechend
anzuwenden mit Ausnahme der Regelungen über die
Amtsbezeichnung (§ 29), die Zahlung von Bezügen,
von Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfäl-
len und von Versorgung (§ 49 Absatz 1).

§ 78
Zuweisung

(1)  Eine Zuweisung ist die befristete oder unbefristete
Übertragung einer der Ausbildung der Pfarrerin oder
des Pfarrers entsprechenden Tätigkeit bei einer Ein-
richtung oder einem Dienstherrn, die nicht zu den
Körperschaften nach § 2 Absatz 1 Satz 1 gehören. Die
Zuweisung kann ganz oder teilweise erfolgen. Die
Rechtsstellung der Pfarrerin oder des Pfarrers bleibt
unberührt.
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(2)  Die Zuweisung erfolgt im kirchlichen Interesse.
Sie bedarf der Zustimmung der Pfarrerin oder des
Pfarrers.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrern mit einer Stelle oder ei-
nem Auftrag im Sinne des § 25 in einer Einrichtung,
die ganz oder teilweise in eine privatrechtlich organi-
sierte Einrichtung der Kirche oder der Diakonie um-
gebildet wird, kann auch ohne ihre Zustimmung im
kirchlichen Interesse eine ihrer Ausbildung entspre-
chende Tätigkeit bei dieser Einrichtung zugewiesen
werden.
(4)  Die Zuweisung endet mit Ablauf der festgelegten
Dauer. Sie kann im dienstlichen oder kirchlichen In-
teresse beendet werden.
(5)  Bei einer Zuweisung von insgesamt nicht mehr als
einem Jahr tritt ein Verlust der Stelle nur mit Zustim-
mung der Pfarrerin oder des Pfarrers ein. Im Übrigen
gilt § 76 entsprechend.

§ 79
Versetzung

(1)  Versetzung ist die Übertragung einer anderen Stel-
le oder eines anderen Auftrages im Sinne des § 25 un-
ter Verlust der bisherigen Stelle oder des bisherigen
Auftrages.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer können um der Unab-
hängigkeit der Verkündigung willen nur versetzt wer-
den, wenn sie sich um die andere Verwendung bewer-
ben oder der Versetzung zustimmen oder wenn ein
besonderes kirchliches Interesse an der Versetzung
besteht. Ein besonderes kirchliches Interesse liegt ins-
besondere vor, wenn
1. die befristete Übertragung einer Stelle oder eines

Auftrages im Sinne des § 25 endet,
2. die Wahrnehmung eines Aufsichtsamtes endet, das

mit der bisherigen Stelle oder dem bisherigen Auf-
trag im Sinne des § 25 verbunden ist,

3. aufgrund verbindlich beschlossener Stellenpla-
nung ihre Stelle aufgehoben wird, unbesetzt sein
oder einen anderen Dienstumfang erhalten soll,
oder wenn ihr Dienstbereich neu geordnet wird,

4. es zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Gesamt-
besetzung der Stellen im Bereich ihres Dienstherrn
notwendig ist,

5. in ihrer bisherigen Stelle oder ihrem bisherigen
Auftrag eine nachhaltige Störung in der Wahrneh-
mung des Dienstes gemäß § 80 Absatz 1 und 2
festgestellt wird,

6. sie wegen ihres Gesundheitszustandes in der Aus-
übung ihres bisherigen Dienstes wesentlich beein-
trächtigt sind.

(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer mit einer allgemeinen
kirchlichen Stelle oder einem allgemeinen kirchlichen
Auftrag im Sinne des § 25 sowie Gemeindepfarrerin-
nen und Gemeindepfarrer (§ 27), die keine Stelle in-
nehaben, können über die in Absatz 2 genannten Grün-
de hinaus ohne ihre Zustimmung in eine andere Stelle

oder einen anderen Auftrag versetzt werden, wenn da-
für ein kirchliches Interesse besteht.
(4)  Sieht das Recht der Evangelischen Kirche in
Deutschland, der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse vor, dass zwei Pfarrerinnen oder
Pfarrern, deren Dienstumfang jeweils eingeschränkt
ist, gemeinsam eine Stelle übertragen werden kann, so
kann, wenn das Pfarrdienstverhältnis einer beteiligten
Person verändert wird oder endet, auch die andere be-
teiligte Person versetzt werden. Die §§83 bis 85 sind
anwendbar.
(5)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich
von den Regelungen des Absatzes 2 Satz 2 Nummer 3
und 4 und des Absatzes 4 abweichen.

§ 80
Versetzungsvoraussetzungen und -verfahren

(1)  Eine nachhaltige Störung in der Wahrnehmung
des Dienstes im Sinne des § 79 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 5 liegt vor, wenn die Erfüllung der dienstlichen
oder der gemeindlichen Aufgaben nicht mehr gewähr-
leistet ist. Das ist insbesondere der Fall, wenn das Ver-
hältnis zwischen der Pfarrerin oder dem Pfarrer und
nicht unbeträchtlichen Teilen der Gemeinde zerrüttet
ist oder das Vertrauensverhältnis zwischen der Pfar-
rerin oder dem Pfarrer und dem Vertretungsorgan der
Gemeinde zerstört ist und nicht erkennbar ist, dass das
Vertretungsorgan rechtsmissbräuchlich handelt. Die
Gründe für die nachhaltige Störung müssen nicht im
Verhalten oder in der Person der Pfarrerin oder des
Pfarrers liegen.
(2)  Zur Feststellung der Voraussetzungen des Absat-
zes 1 werden die erforderlichen Erhebungen durchge-
führt. Der Beginn der Erhebungen wird der Pfarrerin
oder dem Pfarrer mitgeteilt. Sofern nicht ausnahms-
weise etwas anderes angeordnet wird, nehmen Pfar-
rerinnen und Pfarrer für die Dauer der Erhebungen den
Dienst in der ihnen übertragenen Stelle oder in dem
ihnen übertragenen Auftrag nicht wahr. Während die-
ser Zeit soll eine angemessene Aufgabe übertragen
werden.
(3)  Zur Feststellung der Voraussetzungen des § 79
Absatz 2 Satz 2 Nummer 6 kann eine amts- oder ver-
trauensärztliche Untersuchung angeordnet werden. §
91 Absatz 3 und 6 gilt entsprechend.
(4)  Versetzungen zu einem anderen Dienstherrn be-
dürfen der Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfar-
rers. Bei einem Wechsel des Dienstherrn wird die Ver-
setzung von dem abgebenden im Einverständnis mit
dem aufnehmenden Dienstherrn verfügt. Das Pfarr-
dienstverhältnis wird mit dem neuen Dienstherrn fort-
gesetzt; dieser tritt an die Stelle des bisherigen. Der
aufnehmende Dienstherr kann mit Zustimmung der
Pfarrerin oder des Pfarrers ein Amt mit einem anderen
Endgrundgehalt übertragen. Auf die Rechtsstellung
der Versetzten sind die im Bereich des neuen Dienst-
herrn geltenden Vorschriften anzuwenden.

Gesetz- und Verordnungsblatt der Lippischen Landeskirche Band 17 Nr. 9 vom 30. Juni 2021   371



§ 81
Regelmäßiger Stellenwechsel

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen durch Kirchengesetz ein besonderes Verfahren re-
geln, nach dem Gemeindepfarrerinnen und Gemein-
depfarrer (§ 27), die mindestens zehn Jahre in dersel-
ben Gemeinde tätig sind und das 57. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, versetzt werden können.

§ 82
Umwandlung in ein Kirchenbeamtenverhältnis

Das Pfarrdienstverhältnis kann mit Zustimmung der
Pfarrerin oder des Pfarrers in ein Kirchenbeamtenver-
hältnis umgewandelt werden, wenn ein dienstliches
Interesse besteht. In diesem Fall wird das Pfarrdienst-
verhältnis als Kirchenbeamtenverhältnis fortgesetzt.
Die Vorschriften über die Ordination (§§ 3 bis 7) und
die daraus folgenden Rechte und Pflichten bleiben un-
berührt.

§ 83
Versetzung in den Wartestand

(1)  Wartestand ist die vorübergehende dienstrechtli-
che Stellung, in der einer Pfarrerin oder einem Pfarrer,
ohne beurlaubt oder in den Ruhestand versetzt zu sein,
weder eine Stelle noch ein anderer Auftrag im Sinne
des § 25 übertragen ist.
(2)  Neben den anderen in diesem Kirchengesetz ge-
nannten Fällen werden Pfarrerinnen und Pfarrer in den
Wartestand versetzt, wenn eine Versetzung in eine an-
dere Stelle in den Fällen des § 79 Absatz 2 Satz 2
Nummer 1 bis 3 und 5 nicht durchführbar ist. Die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können
durch Kirchengesetz je für ihren Bereich bestimmen,
dass eine Versetzung in den Wartestand nur dann er-
folgen darf, wenn weder eine Stelle noch ein Auftrag
im Sinne des § 25 Absatz 2 übertragen werden kann.
(3)  Anstelle einer Versetzung nach § 79 Absatz 2 Satz
2 kann mit Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers
eine Versetzung in den Wartestand erfolgen.

§ 84
Verfahren und Rechtsfolgen der Versetzung in

den Wartestand
(1)  Die Verfügung über die Versetzung in den War-
testand ist der Pfarrerin oder dem Pfarrer zuzustellen.
Sie kann bis zum Beginn des Wartestandes zurückge-
nommen werden.
(2)  Der Wartestand beginnt, wenn nicht in der Verfü-
gung ein anderer Zeitpunkt bestimmt wird, mit dem
Ende des Monats, in dem der Pfarrerin oder dem Pfar-
rer die Versetzung in den Wartestand bekannt gegeben
wird.
(3)  Während des Wartestandes besteht ein Anspruch
auf Wartestandsbezüge nach Maßgabe der jeweils gel-
tenden kirchengesetzlichen Bestimmungen.

(4)  Im Fall des Wartestandes gemäß § 83 Absatz 2 in
Verbindung mit § 79 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 kön-
nen Pfarrerinnen und Pfarrern im kirchlichen Interesse
Beschränkungen in der Ausübung von Auftrag und
Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakra-
mentsverwaltung auferlegt werden. Es kann bestimmt
werden, dass ihre Bewerbungen der vorherigen Ge-
nehmigung einer aufsichtführenden Stelle bedürfen.

§ 85
Verwendung nach Versetzung in den Wartestand
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand sind ver-
pflichtet, sich um eine ihrer Ausbildung entsprechende
Stelle oder einen ihrer Ausbildung entsprechenden
Auftrag im Sinne des § 25 zu bewerben oder sich eine
solche Stelle oder einen solchen Auftrag übertragen zu
lassen. Sie können verpflichtet werden, sich in einer
anderen Gliedkirche zu bewerben, wenn sie in dieser
zur Bewerbung zugelassen worden sind.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrern im Wartestand kann je-
derzeit ein ihrer Ausbildung entsprechender, befriste-
ter Auftrag zur Wahrnehmung dienstlicher Aufgaben
erteilt werden (Wartestandsauftrag).
(3)  Kommen Pfarrerinnen und Pfarrer trotz Auffor-
derung ihrer Pflicht zur Bewerbung nach Absatz 1
nicht nach oder nehmen sie ihren Dienst nach Absatz
2 nicht wahr, so verlieren sie für diese Zeit den An-
spruch auf Wartestandsbezüge und Dienstbezüge. Die
Möglichkeit, ein Disziplinarverfahren einzuleiten,
bleibt unberührt.

§ 86
Beendigung des Wartestandes

Der Wartestand endet mit
1. der erneuten Übertragung einer Stelle oder eines

Auftrages im Sinne des § 25,
2. dem Eintritt oder der Versetzung in den Ruhestand

oder
3. der Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses.

Kapitel 3
Ruhestand

§ 87
Eintritt in den Ruhestand

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer treten mit dem Ende des
Monats in den Ruhestand, in dem sie die Regelalters-
grenze erreichen. Sie erreichen die Regelaltersgrenze
mit Vollendung des 67. Lebensjahres. Pfarrerinnen
und Pfarrer im Schul- oder Hochschuldienst treten mit
Ablauf des Schulhalbjahres oder des Semesters in den
Ruhestand, in dem sie die Regelaltersgrenze errei-
chen.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer, die vor dem 1. Januar
1947 geboren sind, erreichen die Regelaltersgrenze
mit Vollendung des 65. Lebensjahres. Für Pfarrerin-
nen und Pfarrer, die nach dem 31. Dezember 1946 ge-
boren sind, wird diese Regelaltersgrenze wie folgt an-
gehoben:
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Geburts-
jahr

Anhebung
um Monate

Altersgrenze
Jahr Monat

1947 1 65 1
1948 2 65 2
1949 3 65 3
1950 4 65 4
1951 5 65 5
1952 6 65 6
1953 7 65 7
1954 8 65 8
1955 9 65 9
1956 10 65 10
1957 11 65 11
1958 12 66 0
1959 14 66 2
1960 16 66 4
1961 18 66 6
1962 20 66 8
1963 22 66 10

(3)  Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können je für ihren Bereich durch Kir-
chengesetz eine abweichende Regelaltersgrenze fest-
setzen.

§ 87a
Hinausschieben des Ruhestandes

(1)  Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, kann die
für die Berufung zuständige Stelle mit Zustimmung
der Pfarrerin oder des Pfarrers den Eintritt in den Ru-
hestand um bis zu drei Jahre hinausschieben. Bei Pfar-
rerinnen und Pfarrern im Schul- oder Hochschuldienst
geschieht dies unter Berücksichtigung des Ablaufs des
Schulhalbjahres oder des Semesters.
(2)  Die Dauer des Hinausschiebens des Eintritts in den
Ruhestand kann im dienstlichen Interesse und bei Vor-
liegen der Voraussetzungen des Absatzes 3 um jeweils
längstens zwei weitere Jahre, jedoch insgesamt nicht
über das Ende des Monats, in dem das 75. Lebensjahr
vollendet wird, verlängert werden.
(3)  Das Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand
nach Absatz 1 und 2 setzt voraus, dass
1. ein Dienst mit mindestens der Hälfte eines vollen

Dienstumfangs übernommen wird,
2. eine dem persönlichen Qualifikationsprofil ent-

sprechende Stelle oder ein entsprechender Auftrag
im Sinne des § 25 vorhanden ist,

3. kirchliche Interessen nicht entgegenstehen,
4. an der fortbestehenden Eignung der Pfarrerin oder

des Pfarrers keine Zweifel bestehen.
(4)  Sofern nicht etwas anderes bestimmt wird, schei-
den Pfarrerinnen und Pfarrer mit Erreichen der Regel-
altersgrenze aus ihrer bisherigen Stelle oder ihrem bis-

herigen Auftrag im Sinne des § 25 aus und verlieren
sonstige übertragene kirchliche Aufgaben oder Funk-
tionen.
(5) § 88 gilt entsprechend.
(6)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können ein abweichendes Höchstalter im Sinne des
Absatzes 2 festsetzen.

§ 88
Ruhestand vor Erreichen der Regelaltersgrenze

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können auf eigenen An-
trag in den Ruhestand versetzt werden, wenn
1. sie das 63. Lebensjahr vollendet haben oder
2. ihnen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50

im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
zuerkannt worden ist und sie das 62. Lebensjahr
vollendet haben.

(2)  Pfarrerinnen oder Pfarrer, denen ein Grad der Be-
hinderung von wenigstens 50 im Sinne des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch zuerkannt worden ist und
die vor dem 1. Januar 1952 geboren sind, können auf
eigenen Antrag in den Ruhestand versetzt werden,
wenn sie das 60. Lebensjahr vollendet haben. Für
Pfarrerinnen und Pfarrer, denen ein Grad der Behin-
derung von wenigstens 50 im Sinne des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch zuerkannt worden ist und die
nach dem 31. Dezember 1951 geboren sind, wird diese
Altersgrenze wie folgt angehoben:

Geburts-
jahr

Geburts-
monat

Anhebung
um Monate

Altersgrenze
Jahr Monat

1952
Januar 1 60 1
Februar 2 60 2
März 3 60 3
April 4 60 4
Mai 5 60 5

Juni -
Dezember

6 60 6

1953 7 60 7
1954 8 60 8
1955 9 60 9
1956 10 60 10
1957 11 60 11
1958 12 61 0
1959 14 61 2
1960 16 61 4
1961 18 61 6
1962 20 61 8
1963 22 61 10
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(3)  Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können je für ihren Bereich durch Kir-
chengesetz Altersgrenzen festsetzen, die von den in
den Absätzen 1 und 2 genannten Altersgrenzen ab-
weichen.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer können auch in den Ru-
hestand versetzt werden, wenn aus Gründen, die in der
Person oder in dem Verhalten der Pfarrerin oder des
Pfarrers liegen, eine nachhaltige Störung in der Wahr-
nehmung des Dienstes gemäß § 80 Absatz 1 und 2
festgestellt wird und eine störungsfreie Wahrnehmung
des Dienstes in einer anderen Stelle oder einem ande-
ren Auftrag im Sinne des § 25 nicht erwartet werden
kann.

§ 89
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit,

Verpflichtung zur Rehabilitation
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind in den Ruhestand zu
versetzen, wenn sie wegen ihres körperlichen Zu-
stands oder aus gesundheitlichen Gründen zur Erfül-
lung ihrer Dienstpflichten dauernd unfähig (dienstun-
fähig) sind. Dienstunfähigkeit kann auch dann ange-
nommen werden, wenn wegen Krankheit innerhalb
von sechs Monaten mehr als drei Monate kein Dienst
geleistet wurde und keine Aussicht besteht, dass in-
nerhalb weiterer sechs Monate wieder volle Dienstfä-
higkeit erlangt wird.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind zur Vermeidung ei-
ner drohenden Dienstunfähigkeit verpflichtet, an ge-
eigneten und zumutbaren gesundheitlichen und beruf-
lichen Rehabilitationsmaßnahmen teilzunehmen.

§ 90
Begrenzte Dienstfähigkeit

(1)  Von der Versetzung in den Ruhestand wegen
Dienstunfähigkeit soll abgesehen werden, wenn die
Pfarrerin oder der Pfarrer Dienst mit mindestens der
Hälfte eines vollen Dienstumfangs ausüben kann (be-
grenzte Dienstfähigkeit). § 91 Absatz 1 bis 3 und 6 gilt
entsprechend. Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können abweichende Regelungen erlas-
sen.
(2)  Der Dienstumfang der Pfarrerin oder des Pfarrers
ist entsprechend der begrenzten Dienstfähigkeit he-
rabzusetzen.

§ 91
Verfahren bei Dienstunfähigkeit

(1)  Beantragt eine Pfarrerin oder ein Pfarrer die Ver-
setzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit,
so wird die Dienstunfähigkeit in der Regel aufgrund
eines ärztlichen Gutachtens festgestellt, das die Pfar-
rerin oder den Pfarrer für dauernd unfähig hält, die
Dienstpflichten zu erfüllen.
(2)  Soll die Versetzung in den Ruhestand wegen
Dienstunfähigkeit ohne Antrag erfolgen, so wird der
Pfarrerin oder dem Pfarrer unter Angabe der Gründe
mitgeteilt, dass eine Versetzung in den Ruhestand be-

absichtigt ist. Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann in-
nerhalb eines Monats Einwendungen erheben. Nach
Ablauf der Frist wird über die Versetzung in den Ru-
hestand entschieden. Während des Verfahrens kann
angeordnet werden, dass die Pfarrerin oder der Pfarrer
die Dienstgeschäfte ruhen lässt.
(3)  Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann verpflichtet
werden, ein ärztliches Gutachten über die Dienstfä-
higkeit vorzulegen und sich, falls dies für erforderlich
gehalten wird, ärztlich beobachten zu lassen.
(4)  Entzieht sich die Pfarrerin oder der Pfarrer trotz
zweimaliger schriftlicher Aufforderung ohne hin-
reichenden Grund der Verpflichtung, sich untersuchen
oder beobachten zu lassen, so kann sie oder er so be-
handelt werden, als ob die Dienstunfähigkeit ärztlich
bestätigt worden wäre.
(5)  Die Besoldung wird mit dem Ende des Monats, in
dem die Versetzung in den Ruhestand bekannt gege-
ben wird, einbehalten, soweit sie das Ruhegehalt über-
steigt.
(6)  Gutachten, Untersuchungen und Beobachtungen
sollen, soweit nicht im Einzelfall die Dienstunfähig-
keit zweifelsfrei feststeht, durch Vertrauens- oder
Amtsärztinnen und -ärzte erfolgen, wenn nicht die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren
Bereich etwas anderes bestimmt haben. Gutachten
entfalten keine verbindliche Wirkung. Sie schließen
die Erhebung weiterer Beweise nicht aus.

§ 92
Versetzung aus dem Warte- in den Ruhestand

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand können
mit ihrer Zustimmung jederzeit in den Ruhestand ver-
setzt werden.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand werden in
den Ruhestand versetzt, wenn ihnen bis zum Ablauf
von drei Jahren nach dem Beginn des Wartestandes
nicht erneut eine Stelle oder ein Auftrag im Sinne des
§ 25 übertragen worden ist. Der Lauf der Frist ist ge-
hemmt, solange ein Wartestandsauftrag gemäß § 85
Absatz 2 wahrgenommen wird.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand können in
den Ruhestand versetzt werden, wenn während des
Wartestands neue Tatsachen festgestellt werden, die,
aus Gründen, die in der Person oder in dem Verhalten
der Pfarrerin oder des Pfarrers liegen, eine störungs-
freie Wahrnehmung des Dienstes nicht erwarten las-
sen.

§ 93
Versetzung in den Ruhestand

(1)  Die Versetzung in den Ruhestand wird von der für
die Berufung zuständigen Stelle verfügt. Im Rahmen
einer Abordnung nach § 77 erfolgt die Versetzung in
den Ruhestand durch den abordnenden Dienstherrn im
Benehmen mit dem aufnehmenden Dienstherrn. Im
Falle der Zuweisung nach § 78 wird das Einvernehmen
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mit der aufnehmenden Einrichtung oder dem aufneh-
menden Dienstherrn hergestellt.
(2)  Die Verfügung kann bis zum Beginn des Ruhe-
standes zurückgenommen werden. Sie ist in den Fällen
der§ 88 Absatz 4,§ 91 Absatz 2 und § 92 Absatz 2 und
3 zuzustellen.
(3)  Soweit in der Verfügung nach Absatz 2 kein Zeit-
punkt bestimmt ist, beginnt der Ruhestand, abgesehen
von den Fällen des Ruhestandes auf Antrag nach § 88
Absatz 1 und 2 und des Ruhestandes wegen Dienst-
unfähigkeit nach § 89 mit dem Ende des Monats, in
dem die Versetzung in den Ruhestand bekannt gege-
ben worden ist.

§ 94
Voraussetzungen und Rechtsfolgen des

Ruhestandes
(1)  Eintritt und Versetzung in den Ruhestand setzen
die Erfüllung einer versorgungsrechtlichen Wartezeit
voraus, soweit kirchengesetzlich nicht etwas anderes
bestimmt ist.
(2)  Mit Beginn des Ruhestandes endet die Pflicht der
Pfarrerinnen und Pfarrer zur Dienstleistung. Sie schei-
den aus ihrer Stelle oder ihrem Auftrag aus und ver-
lieren sonstige übertragene kirchliche Aufgaben oder
Funktionen, soweit sie nicht im Einzelfall vorüberge-
hend belassen werden. Sie erhalten Versorgungsbe-
züge nach den jeweils geltenden kirchengesetzlichen
Bestimmungen des Versorgungsrechts. Im Übrigen
bleibt ihre Rechtsstellung erhalten.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand behalten
Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündi-
gung und Sakramentsverwaltung. Im kirchlichen In-
teresse können ihnen Beschränkungen in der Aus-
übung von Auftrag und Recht zur öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung, insbeson-
dere bei der Vornahme von Amtshandlungen, aufer-
legt werden. Ihnen kann mit ihrer Zustimmung wider-
ruflich ein pfarramtlicher oder ein anderer kirchlicher
Dienst übertragen werden (Dienst im Ruhestand).
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand unterste-
hen weiterhin der Lehr- und Disziplinaraufsicht. Sie
sind weiterhin zu einer amtsangemessenen Lebens-
führung verpflichtet. Sie haben insbesondere alles zu
vermeiden, was den Zusammenhalt einer Gemeinde
oder den Dienst anderer Ordinierter erschweren kann.
(5)  Die Regelungen über Nebentätigkeiten finden ent-
sprechende Anwendung. Die Genehmigung gilt als
erteilt, wenn nicht innerhalb von sechs Wochen seit
Antragstellung eine Versagung zugeht oder nähere
Auskunft über die Nebentätigkeit verlangt wird.

§ 94a
Dienst im Ruhestand

(1)  Geeigneten Pfarrerinnen und Pfarrern im Ruhe-
stand kann mit ihrer Zustimmung im kirchlichen In-
teresse im Rahmen ihres fortbestehenden Dienstver-
hältnisses widerruflich ein Dienst im Ruhestand über-
tragen werden.

(2)  Dienst im Ruhestand kann die einmalige, mehr-
malige oder regelmäßige Wahrnehmung eines pfarr-
amtlichen oder anderen kirchlichen Dienstes beinhal-
ten. Regelmäßiger Dienst mit mindestens der Hälfte
eines vollen Dienstumfangs soll jeweils auf längstens
ein Jahr befristet werden. Er kann durch eine Dienst-
beschreibung geregelt werden.
(3)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich durch Rechtsverord-
nung Regelungen zur Besoldung neben Versorgung
bei Dienst im Ruhestand erlassen.

§ 95
Wiederverwendung nach Wegfall der

Ruhestandsgründe
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern im Ruhestand, die we-
gen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt wur-
den und noch nicht die Regelaltersgrenze erreicht ha-
ben, kann erneut eine ihrer Ausbildung entsprechende
Stelle oder ein ihrer Ausbildung entsprechender Auf-
trag im Sinne des § 25 übertragen werden, wenn die
Gründe für die Versetzung in den Ruhestand wegge-
fallen sind. Sie sind auf Aufforderung verpflichtet,
sich um eine Stelle zu bewerben und sich eine Stelle
oder einen Auftrag übertragen zu lassen, wenn zu er-
warten ist, dass sie den gesundheitlichen Anforderun-
gen genügen werden. Sie erhalten Besoldung mindes-
tens aus der Besoldungsgruppe ihrer letzten Verwen-
dung.
(2)  Das Vorliegen der Dienstunfähigkeit kann in re-
gelmäßigen Abständen überprüft werden. Zur Prüfung
ihrer Dienstfähigkeit sind Pfarrerinnen und Pfarrer
verpflichtet, sich nach ,Weisung ärztlich untersuchen
zu lassen. § 91 Absatz 3 und 6 ist anzuwenden.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind auf Weisung ver-
pflichtet, zur Wiederherstellung ihrer Dienstfähigkeit
an geeigneten und zumutbaren gesundheitlichen und
beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen teilzuneh-
men.

§ 95a
Wiederverwendung nach Beginn des

Ruhestandes
(1)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können bestimmen, dass Pfarrerinnen und Pfarrer,
die nach § 92 oder wegen Erreichens einer Altersgren-
ze in den Ruhestand getreten sind, nach Maßgabe der
folgenden Bestimmungen wiederverwendet werden
können.
(2)  Mit ihrer Zustimmung kann die für die Berufung
zuständige Stelle Pfarrerinnen und Pfarrern im Ruhe-
stand im dienstlichen Interesse unter Beendigung des
Ruhestandes eine ihrer Ausbildung entsprechende
Stelle oder einen ihrer Ausbildung entsprechenden
Auftrag im Sinne des § 25 übertragen, wenn
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1. ein Dienst mit mindestens der Hälfte des vollen
Dienstumfangs für insgesamt mindestens die Dau-
er eines Jahres übernommen wird,

2. eine dem persönlichen Qualifikationsprofil ent-
sprechende Stelle oder ein entsprechender Auftrag
im Sinne des § 25 vorhanden ist,

3. kirchliche Interessen nicht entgegenstehen,
4. an der Eignung der Pfarrerin oder des Pfarrers kei-

ne Zweifel bestehen.
Die Wiederverwendung erfolgt zunächst für die Dauer
von bis zu drei Jahren. Für ihre Verlängerung findet §
87a Absatz 2 und 6 entsprechende Anwendung, auch
wenn sie vor Erreichen der Regelaltersgrenze erfolgt.
§ 88 gilt entsprechend.

Teil 7 Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses

§ 96
Beendigung

Das Pfarrdienstverhältnis endet außer durch den Tod
durch Entlassung oder Entfernung aus dem Dienst.

§ 97
Entlassung kraft Gesetzes

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind kraft Gesetzes ent-
lassen, wenn sie
1. die evangelische Kirche durch Austrittserklärung

oder durch Übertritt zu einer anderen Religionsge-
meinschaft verlassen oder

2. nach § 5 Absatz 1 Auftrag und Recht zur öffentli-
chen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung verlieren oder

3. den Dienst unter Umständen aufgeben, aus denen
zu entnehmen ist, dass sie ihn nicht wieder auf-
nehmen wollen oder

4. den Dienst trotz Aufforderung durch den Dienst-
herrn nicht aufnehmen oder

5. durch ihr Verhalten nach Ablauf einer Beurlau-
bung erkennen lassen, dass sie den Dienst nicht
wieder aufnehmen wollen oder

6. in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder Dienstver-
hältnis zu einem anderen Dienstherrn treten, sofern
kirchengesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist
oder die für die Berufung zuständige Stelle keine
andere Regelung trifft.

(2)  Die für die Berufung zuständige Stelle entscheidet
darüber, ob die Voraussetzungen nach Absatz 1 vor-
liegen und stellt den Tag der Beendigung des Pfarr-
dienstverhältnisses fest.

§ 98
Entlassung wegen einer Straftat

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind kraft Gesetzes ent-
lassen, wenn sie in einem ordentlichen Strafverfahren
durch Urteil eines deutschen Gerichts wegen einer
vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindes-
tens einem Jahr oder wegen einer Straftat, die nach
dem Achten Buch Sozialgesetzbuch zu einem Aus-

schluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe
führt, rechtskräftig verurteilt worden sind. Die Entlas-
sung aus dem Dienst wird einen Monat nach amtlicher
Kenntnis der disziplinaraufsichtführenden Stelle von
der Rechtskraft des strafgerichtlichen Urteils rechts-
wirksam, spätestens einen Monat nach Zugang der
amtlichen Mitteilung bei der disziplinaraufsichtfüh-
renden Stelle.
(2)  Eine Entlassung nach Absatz 1 erfolgt nicht, wenn
vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 Satz 2 aus kirchli-
chem Interesse ein Disziplinarverfahren eingeleitet
oder die Fortsetzung eines bereits eingeleiteten Diszi-
plinarverfahrens beantragt oder beschlossen wird. Ein
Anspruch auf Einleitung oder Fortsetzung eines Dis-
ziplinarverfahrens besteht nicht.
(3)  Wird ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder
fortgesetzt, so tritt die Pfarrerin oder der Pfarrer mit
der Einleitung oder Fortsetzung dieses Verfahrens in
den Wartestand.
(4)  Wird eine Entscheidung, durch die die Entlassung
nach Absatz 1 bewirkt worden ist, in einem strafge-
richtlichen Wiederaufnahmeverfahren rechtskräftig
durch eine Entscheidung ersetzt, die diese Wirkungen
nicht hat, so gilt das Pfarrdienstverhältnis als nicht un-
terbrochen. Der Pfarrerin oder dem Pfarrer wird, so-
weit möglich, die Rechtsstellung eingeräumt, die sie
oder er ohne die aufgehobene Entscheidung hätte. Die
Möglichkeit, aufgrund des im gerichtlichen Verfahren
festgestellten Sachverhalts ein Disziplinarverfahren
durchzuführen, bleibt unberührt.

§ 99
Entlassung ohne Antrag

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu entlassen, wenn
sie nicht in den Ruhestand versetzt werden können,
weil eine versorgungsrechtliche Wartezeit nicht erfüllt
ist.
(2)  Die Entlassung wird mit Ablauf des Monats, der
auf den Monat folgt, in dem die Entlassungsverfügung
zugestellt worden ist, wirksam.

§ 100
Entlassung auf Antrag

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu entlassen, wenn
sie gegenüber dem Dienstherrn schriftlich ihre Ent-
lassung verlangen. Die Erklärung kann zurückgenom-
men werden, solange die Entlassungsverfügung noch
nicht zugegangen ist.
(2)  Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt
auszusprechen. Mit Rücksicht auf dienstliche Belange
kann sie längstens drei Monate, bei Pfarrerinnen und
Pfarrern im Schul- und Hochschuldienst längstens bis
zum Ablauf des Schulhalbjahres oder des Semesters,
hinausgeschoben werden.
(3)  Der Pfarrerin oder dem Pfarrer kann mit der Ent-
lassung die Möglichkeit eingeräumt werden, im Falle
der erfolgreichen Bewerbung auf eine Stelle in das
Pfarrdienstverhältnis zurückzukehren. Die Möglich-
keit kann befristet werden. Sie ist zu widerrufen, wenn
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die für die Ausübung des pfarramtlichen Dienstes er-
forderlichen persönlichen Voraussetzungen nicht
mehr gegeben sind.

§ 101
Verfahren und Rechtsfolgen der Entlassung

(1)  Die Entlassung wird von der für die Berufung zu-
ständigen Stelle verfügt. Sie wird mit dem in der Ent-
lassungsverfügung angegebenen Zeitpunkt, jedoch
frühestens mit ihrer Zustellung wirksam. In den Fällen
der Entlassung nach § 98 wird der durch das Kirchen-
gesetz bestimmte Zeitpunkt der Entlassung mitgeteilt.
(2)  Nach der Entlassung besteht kein Anspruch auf
Besoldung, Versorgung oder sonstige Leistungen; die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je
für ihren Bereich etwas anderes bestimmen. Wird die
Entlassung im Laufe eines Kalendermonats wirksam,
so können die für den Entlassungsmonat gezahlten
Dienstbezüge belassen werden.
(3)  Ein Unterhaltsbeitrag kann widerruflich, befristet
oder unter Auflagen als laufende Zahlung oder als
Einmalzahlung gewährt werden.
(4)  Mit der Entlassung verliert die Pfarrerin oder der
Pfarrer vorbehaltlich der Regelungen des § 5 und des
§ 29 Absatz 2 Auftrag und Recht zur öffentlichen
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung sowie
das Recht zum Führen der Amtsbezeichnung und et-
waiger kirchlicher Titel.

§ 102
Entfernung aus dem Dienst

Die Entfernung aus dem Dienst wird durch das Dis-
ziplinarrecht geregelt.

Teil 8 Rechtsschutz, Verfahren und Beteiligung
der Pfarrerschaft

§ 103
Verwaltungsverfahren

Für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit
nach diesem Kirchengesetz gelten ergänzend die Be-
stimmungen des Verwaltungsverfahrens- und zustel-
lungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, soweit diese nicht zu den Bestimmungen dieses
Kirchengesetzes in Widerspruch stehen oder soweit
nicht in diesem Kirchengesetz oder anderen Kirchen-
gesetzen der Evangelischen Kirche in Deutschland,
der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse etwas anderes bestimmt ist.

§ 104
Allgemeines Beschwerde- und Antragsrecht

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können Anträge und Be-
schwerden vorbringen. Hierbei ist der Dienstweg ein-
zuhalten.
(2)  Richtet sich die Beschwerde gegen die unmittel-
bare Vorgesetzte oder den unmittelbaren Vorgesetz-

ten, so kann sie unmittelbar bei der nächsthöheren
vorgesetzten Stelle eingereicht werden.
(3)  Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wir-
kung.

§ 105
Rechtsweg, Vorverfahren

(1)  Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem Pfarrdienstver-
hältnis ist nach Maßgabe des in der Evangelischen
Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüssen jeweils geltenden
Rechts der Rechtsweg zu den kirchlichen Verwal-
tungsgerichten eröffnet.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se regeln je für ihren Bereich, ob vor Eröffnung des
Rechtswegs ein Vorverfahren erforderlich ist.
(3)  Widerspruch und Anfechtungsklage gegen fol-
gende Maßnahmen haben keine aufschiebende Wir-
kung:

1. Untersagung der Dienstausübung nach § 21 Ab-
satz 3, § 22 Absatz 4 und § 60 Absatz 1,

2. Abordnung nach § 77,
3. Zuweisung nach § 78,
4. Versetzung nach § 79,
4a. Übertragung einer anderen Aufgabe nach § 80

Absatz 2 Satz 3 und 4,
5. Versetzung in den Wartestand nach § 76 Absatz

3, § 83 Absatz 2 und § 118 Absatz 6,
6. Versetzung in den Ruhestand nach § 88 Absatz

4, § 91 Absatz 2 und 4 und § 92 Absatz 2 und 3,
7. Anordnung von Teildienst wegen begrenzter

Dienstfähigkeit nach § 90,
8. Entlassung nach den §§ 97 und 98,
9. Entlassung aus dem Pfarrdienstverhältnis im

Ehrenamt nach § 113 Absatz 1,
10. Verlust der Ordinationsrechte nach § 5,
11. Entlassung aus dem Probedienst nach § 14 Ab-

satz 2 und 3.
In den Fällen nach den Nummern 3 bis 8 kann eine
bisher innegehabte Stelle einer anderen Pfarrerin oder
einem anderen Pfarrer erst übertragen werden, wenn
die angefochtene Maßnahme bestandskräftig gewor-
den ist.

§ 106
Leistungsbescheid

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen nach Maßgabe ihres Rechts Ansprüche aus Pfarr-
dienstverhältnissen durch Leistungsbescheid geltend
machen. Die Möglichkeit, einen Anspruch durch Er-
hebung einer Klage zu verfolgen, bleibt unberührt.
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§ 107
Beteiligung der Pfarrerschaft

(1)  Bei der Vorbereitung allgemeiner dienstrechtli-
cher Vorschriften für Pfarrerinnen und Pfarrer, die
nach Artikel 10a der Grundordnung der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland für die Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse gelten sollen, er-
hält der Verband evangelischer Pfarrerinnen und Pfar-
rer in Deutschland e.V. Gelegenheit zur Stellungnah-
me. Die Beteiligung der Pfarrerschaft bei der Vorbe-
reitung allgemeiner dienstrechtlicher Vorschriften der
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se richtet sich nach dem dort jeweils geltenden Recht.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können die Beteiligung von Vertreterinnen und
Vertretern der Pfarrerschaft bei Einzelmaßnahmen je
für ihren Bereich regeln.

Teil 9 Sondervorschriften

§ 108
Privatrechtliches Dienstverhältnis

(1)  In begründeten Einzelfällen können Pfarrerinnen
und Pfarrer in einem privatrechtlichen Dienstverhält-
nis beschäftigt werden.
(2)  Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gelten
sinngemäß, soweit sie nicht das Bestehen eines öf-
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses voraussetzen.
Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen je für ihren Bereich etwas anderes regeln. Bei Be-
endigung des Dienstverhältnisses wegen Bezuges ei-
ner Rente oder vergleichbaren Leistung bleiben die
Rechte aus der Ordination erhalten. § 94 Absatz 3 bis
5 gilt entsprechend.

§ 109
Pfarrdienstverhältnis auf Zeit

(1)  Für das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit (§ 2 Absatz
2 Satz 2 Nummer 2) gelten die Vorschriften über das
Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit entsprechend, so-
weit nicht in diesem Kirchengesetz etwas anderes be-
stimmt ist.
(2)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit wird durch die
Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit begrün-
det. Gleichzeitig erfolgt die Berufung zur Pfarrerin
oder zum Pfarrer, wenn diese nicht bereits gemäß § 10
Absatz 1 oder § 20 Absatz 1 erfolgt ist.
(3)  Die Berufungsurkunde muss die Worte: "in das
Pfarrdienstverhältnis auf Zeit berufen" enthalten.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Zeit sind kraft Gesetzes auch entlassen durch
1. Zeitablauf,
2. Widerruf der Beurlaubung nach Absatz 6,
3. Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand nach

Absatz 7,

4. Beendigung ihres öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnisses auf Lebenszeit,

5. Verlust der Stelle oder des Auftrages im Sinne des
§ 25 aufgrund einer Disziplinarentscheidung.

(5)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Zeit können im Einvernehmen mit dem beurlau-
benden Dienstherrn vorzeitig entlassen werden, wenn
festgestellt wird, dass die Voraussetzungen einer Ver-
setzung in den Wartestand nach § 83 Absatz 2 vorlie-
gen.
(6)  Die Beurlaubung kann durch den beurlaubenden
Dienstherrn im Einvernehmen mit dem Dienstherrn
des Pfarrdienstverhältnisses auf Zeit widerrufen wer-
den.
(7)  Eintritt und Versetzung in den Ruhestand erfolgen
bei dem beurlaubenden Dienstherrn nach Maßgabe
des bei ihm geltenden Rechts im Einvernehmen mit
dem Dienstherrn des Pfarrdienstverhältnisses auf Zeit.

§ 110
Pfarrdienst in einer evangelischen Gemeinde
deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können mit ihrer Zustim-
mung befristet für die Dauer der Beurlaubung aus ei-
nem Pfarrdienstverhältnis nach Maßgabe des Kirchen-
gesetzes über die Mitarbeit der Evangelischen Kirche
in Deutschland in der Ökumene von der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland zu einer evangelischen
Gemeinde deutscher Sprache oder Herkunft im Aus-
land oder zu einer evangelischen Kirche im Ausland
entsandt werden und mit ihr ein Dienstverhältnis be-
gründen.
(2)  Hierzu wird ein Entsendungsverhältnis zur Evan-
gelischen Kirche in Deutschland nach Maßgabe des
Kirchengesetzes über die Mitarbeit der Evangelischen
Kirche in Deutschland in der Ökumene begründet.
Dieses beinhaltet ein Aufsichts- und Fürsorgeverhält-
nis der entsandten Pfarrerinnen und Pfarrer zur Evan-
gelischen Kirche in Deutschland nach Maßgabe des
Kirchengesetzes über die Mitarbeit der Evangelischen
Kirche in Deutschland in der Ökumene. Pfarrerinnen
und Pfarrer im Entsendungsverhältnis stehen weiter
unter der Lehr- und Disziplinaraufsicht des Dienst-
herrn, der sie beurlaubt hat.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Dienstverhältnis der
Evangelischen Kirche in Deutschland können mit ih-
rer Zustimmung einer evangelischen Gemeinde deut-
scher Sprache oder Herkunft im Ausland zugewiesen
werden.

§ 111
Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt

(1)  In das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt (§ 2 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 3) kann berufen werden, wer
regelmäßig einen geordneten kirchlichen Dienst im
Sinne des § 1 Absatz 2 versehen soll und die Voraus-
setzungen für die Ordination gemäß § 4 Absatz 1 und
für die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Probe
gemäß § 9 erfüllt.
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(2)  Die Amtsbezeichnung im Pfarrdienstverhältnis im
Ehrenamt lautet "Pfarrerin im Ehrenamt" oder "Pfarrer
im Ehrenamt".
(3)  Das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt wird durch
die Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer im Eh-
renamt unter Berufung in das Pfarrdienstverhältnis im
Ehrenamt begründet.
(4)  Die Berufungsurkunde muss die Worte: "unter
Berufung in das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt"
enthalten.
(5)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt erhalten
keine Besoldung und keine Versorgung.
(6)  Für das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt gelten
die Vorschriften über das Pfarrdienstverhältnis auf
Lebenszeit entsprechend, soweit sie nicht ein besol-
detes Dienstverhältnis voraussetzen und soweit in die-
sem Kirchengesetz nicht etwas anderes bestimmt ist.
Keine Anwendung finden die Regelungen über Auf-
nahmealter, Erreichbarkeit, Residenzpflicht, Abord-
nung, Zuweisung, Versetzung, Wartestand, Ruhe-
stand und Entlassung bei Eintritt in ein anderes öf-
fentliches Amts- oder Dienstverhältnis. § 97 Absatz 1
Nr. 6 findet Anwendung, wenn es sich bei dem ande-
ren Dienstverhältnis um ein Pfarrdienstverhältnis oder
ein Kirchenbeamtenverhältnis, das die Ordination vo-
raussetzt, handelt.
(7)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt sollen bei
Übertragung ihres ersten Auftrages ordiniert werden.
Wird die Ordination gemäß § 118 Absatz 2 Satz 2 erst
später vollzogen, sollen sie mit der öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung vorläufig
beauftragt werden.

§ 112
Auftrag im Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern im Ehrenamt wird ein
regelmäßig wahrzunehmender Auftrag, insbesondere
ein Predigtauftrag übertragen. Der Auftrag kann zeit-
lich befristet werden. Er ist örtlich zu beschränken.
Der Auftrag soll durch eine Dienstbeschreibung gere-
gelt werden. Übertragung und Änderung eines Auf-
trages bedürfen der Zustimmung der Pfarrerin oder des
Pfarrers.
(2)  Der Auftrag endet
1. mit Ablauf seiner Befristung,
2. auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers im Eh-

renamt,
3. auf Antrag der Gemeinde oder Einrichtung, in der

der Auftrag ausgeübt wird,
4. auf Antrag einer aufsichtführenden Person oder

Stelle,
5. mit Verlegung der Hauptwohnung außerhalb der

Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, in der zuletzt ein geordneter kirchlicher
Dienst ausgeübt wurde, sofern nicht im Einzelfall
eine andere Regelung getroffen wird,

6. mit Erreichen der Regelaltersgrenze, sofern nicht
mit Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers et-
was anderes bestimmt wird,

7. bei Dienstunfähigkeit.

§ 113
Beendigung und Ruhen des

Pfarrdienstverhältnisses im Ehrenamt
(1)  Das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt endet au-
ßer in den in diesem Kirchengesetz genannten Fällen,
wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer im Ehrenamt
haupt- oder nebenberuflich eine Tätigkeit ausübt, die
geeignet ist, zu einem Widerstreit mit den Dienst-
pflichten zu führen oder das Ansehen der Kirche oder
des Amtes zu beeinträchtigen und diese auch nach
Aufforderung durch die Aufsicht führende Person
oder Stelle nicht beendet, oder wenn eine Amtspflicht-
verletzung vorliegt, die im Pfarrdienstverhältnis auf
Lebenszeit mindestens eine Kürzung der Bezüge zur
Folge hätte. Die für die Berufung zuständige Stelle
entscheidet darüber, ob die Voraussetzungen nach
Satz 1, 2. Halbsatz vorliegen und stellt den Tag der
Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses fest. § 5 fin-
det Anwendung.
(2)  Nach Beendigung eines Auftrages ruht das Pfarr-
dienstverhältnis im Ehrenamt bis zur Erteilung eines
neuen Auftrages. Die Rechte aus der Ordination ruhen
im Sinne des § 5 Absatz 5 Satz 2, sofern nicht etwas
anderes bestimmt wird. Die Verpflichtung einen Auf-
trag zu übernehmen, bleibt bestehen, sofern die Pfar-
rerin oder der Pfarrer im Ehrenamt nicht beurlaubt ist.
Die Rechte und Pflichten aus dem Pfarrdienstverhält-
nis, insbesondere Lebensführungs- und Verschwie-
genheitspflichten, bleiben bestehen, soweit das Ruhen
nicht entgegensteht.
(3)  Nach Erreichen der Regelaltersgrenze und bei
Dienstunfähigkeit findet § 94 Absatz 2 Satz 1 und 4
und Absatz 3 und 4 entsprechende Anwendung.

§ 114
Besondere Regelungen für

Pfarrdienstverhältnisse im Ehrenamt
(1)  Die Unfallfürsorge für Pfarrerinnen und Pfarrer im
Ehrenamt und ihre Hinterbliebenen richtet sich nach
den Vorschriften des Beamtenversorgungsgesetzes
des Bundes zum Dienstunfallschutz der Ehrenbeam-
ten. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich eine andere Regelung
treffen.
(2)  Haupt- und nebenberufliche Tätigkeiten bedürfen
der Anzeige, aber nicht der Genehmigung. Die An-
zeigepflicht entfällt in den Fällen des § 66 Absatz 1.
(3)  Ein Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt kann nicht
in ein Pfarrdienstverhältnis anderer Art, ein solches
Pfarrdienstverhältnis nicht in ein Pfarrdienstverhältnis
im Ehrenamt umgewandelt werden.
(4)  Das Nähere, insbesondere die mögliche Teilnah-
me der Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt an Pfarr-
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konventen und Sitzungen des Leitungsorgans der Ge-
meinde oder Einrichtung, in der sie regelmäßig Dienst
tun, regeln die Evangelische Kirche in Deutschland,
die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich.

Teil 10 Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 115
Zuständigkeiten, Anstellungskörperschaften,

Beteiligung kirchlicher Stellen
Soweit in diesem Kirchengesetz keine andere Zustän-
digkeit bestimmt ist, ist für Entscheidungen nach die-
sem Kirchengesetz die jeweilige oberste kirchliche
Verwaltungsbehörde zuständig. Die Evangelische
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse können die in diesem
Kirchengesetz bestimmten Anstellungskörperschaf-
ten sowie die Zuständigkeiten und Beteiligungen
kirchlicher Stellen oder Amtsträgerinnen und Amts-
träger je für ihren Bereich in eigener Weise regeln.

§ 116
Vorbehalt für Staatskirchenverträge und

Bestimmungen im Zusammenhang mit dem
öffentlichen Dienst

(1)  Besondere Bestimmungen in Verträgen mit dem
Bund und mit den Ländern werden durch dieses Kir-
chengesetz nicht berührt.
(2)  Soweit für ordinierte Hochschullehrerinnen und
-lehrer der evangelischen Theologie an staatlichen
Hochschulen oder für Pfarrerinnen und Pfarrer im
Dienst anderer Personen des öffentlichen Rechts be-
sondere Rechtsverhältnisse bestehen, bleiben diese
unberührt.

§ 117
Regelungszuständigkeiten

(1)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se treffen die zur Ausführung dieses Kirchengesetzes
erforderlichen Regelungen. Sie können insbesondere
Regelungen zur Ausgestaltung des Verfahrens erlas-
sen. Abweichungen von Bestimmungen dieses Kir-
chengesetzes sind nur in den gesondert genannten Fäl-
len möglich.
(2)  Die Bestimmungen der Evangelischen Kirche in
Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse zu Ausbildung, Prüfung, Besol-
dung, Versorgung, Erstattungen und sonstigen Leis-
tungen, zur Errichtung und Besetzung von Stellen und
Erteilung von Aufträgen sowie zu Haushalt, Visitation
und Lehrbeanstandung bleiben unberührt.

§ 118
Übergangsbestimmungen

(1)  Die Gliedkirchen können die Begründung mittel-
barer Pfarrdienstverhältnisse vorsehen.
(2)  Die Gliedkirchen können bestimmen, dass die Or-
dination erst im Laufe der Probezeit oder bei der Be-

rufung in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit
stattfindet, sofern ihr Recht dies bei Inkrafttreten die-
ses Kirchengesetzes vorsieht. Die in Satz 1 genannten
Gliedkirchen können je für ihren Bereich bestimmen,
dass Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt bei Dienst-
beginn zunächst vorläufig mit der öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung beauftragt
werden und die Ordination erst später vollzogen wird.
(3)  Neben einer Amtsbezeichnung nach diesem Kir-
chengesetz kann eine bei Inkrafttreten dieses Kirchen-
gesetzes nach dem Herkommen mit einer Stelle ver-
bundene oder nach dem Recht der Evangelischen Kir-
che in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse bisher übliche Bezeich-
nung geführt werden. Gliedkirchen, die bei Inkrafttre-
ten dieses Kirchengesetzes die Amtsbezeichnung
"Pfarrerin" oder "Pfarrer" ausschließlich im Falle des
Innehabens einer Pfarrstelle verwenden, können Pfarr-
dienstverhältnisse im Ehrenamt als Pastorenverhält-
nisse im Ehrenamt mit der Amtsbezeichnung "Pasto-
rin im Ehrenamt" oder "Pastor im Ehrenamt" begrün-
den. Gliedkirchen, die bei Inkrafttreten dieses Kir-
chengesetzes Ordinierte im Sinne des § 111 Absatz 1
in ein Prädikantenverhältnis berufen, können von der
Anwendung der §§ 111 bis 114 ganz oder teilweise
absehen.
(4)  In Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttreten die-
ses Kirchengesetzes aus kirchenverfassungsrechtli-
chen Gründen keine Visitation vorsieht, findet § 57
keine Anwendung.
(5)  Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttreten dieses
Kirchengesetzes Bestimmungen zum Vorruhestand
oder von diesem Kirchengesetz abweichende Rege-
lungen zur Dauer von Beurlaubungen enthält, können
diese Regelungen beibehalten. Die Gliedkirchen kön-
nen aus dringenden kirchlichen Gründen vorsehen,
dass Pfarrerinnen und Pfarrer vor Begründung eines
Pfarrdienstverhältnisses auf Lebenszeit ohne ihren
Antrag im Teildienst beschäftigt werden können.
(6)  Kirchengesetzliche Regelungen der Gliedkirchen,
nach denen Pfarrerinnen und Pfarrer mit Genehmi-
gung auf eine ihnen übertragene Stelle verzichten kön-
nen, können fortgeführt werden. Nach Genehmigung
des Verzichts soll der Pfarrerin oder dem Pfarrer vor-
läufig eine andere Aufgabe übertragen werden. Ist die
Übertragung einer anderen Stelle oder eines anderen
Auftrages im Sinne des § 25 innerhalb eines Jahres
nach Genehmigung des Verzichts nicht durchführbar,
werden diese Pfarrerinnen und Pfarrer in den Warte-
stand versetzt.
(7)  Kirchengesetzliche Regelungen der Gliedkirchen,
die für die Versetzung und die Versetzung in den War-
testand engere Voraussetzungen vorsehen, können
ganz oder teilweise beibehalten werden.
(8)  Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttreten dieses
Kirchengesetzes keine Versetzung in den Wartestand
vorsieht, können von der Anwendung der Regelungen
über den Wartestand ganz oder teilweise absehen.
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§ 119
Bestehende Pfarrdienstverhältnisse

(1)  Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes bestim-
men sich die Rechtsverhältnisse der Pfarrerinnen und
Pfarrer nach diesem Kirchengesetz.
(2)  Erworbene Rechte bleiben unberührt.

§ 120
(Inkrafttreten)

§ 121
(Außerkrafttreten)

VII.
Kirchengesetz über die Besoldung und

Versorgung der Pfarrerinnen und
Pfarrer sowie der Kirchenbeamtinnen

und Kirchenbeamten in der
Evangelischen Kirche in Deutschland
(Besoldungs- und Versorgungsgesetz

der EKD – BVG.EKD)
(ABl. EKD Nr. 4 S. 101 vom 15. April 2021

Die 36. ordentliche Lippische Landessynode hat auf
Ihrer Tagung am 22. November 2016 die Zustimmung
zum Kirchengesetz über die Besoldung und Versor-
gung der Pfarrerinnen und Pfarrer sowie der Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten in der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland (Besoldungs- und Ver-
sorgungsgesetz der EKD (BVG.EKD) erklärt
(GVOBl. Bd. 16 Nr. 7 S. 134) und den Rat der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland gebeten, das Kir-
chengesetz für die Lippische Landeskirche zum 1. Juli
2017 in Kraft zu setzen.
Durch das Kirchengesetz zur Änderung dienstrechli-
cher Regelungen 2020 der Evangelischen Kirche in
Deutschland - Dienstrechtsänderungsgesetz 2020 -
DRÄG 2020 vom 9. November 2020 (ABl. EKD S.
280) wurde das Besoldungs- und Versorgungsgesetz
der EKD angepasst.
Nachfolgend wird die Neufassung des Kirchengeset-
zes über die Besoldung und Versorgung der Pfarre-
rinnen und Pfarrer sowie der Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten in der Evangelischen Kirche in
Deutschland in der seit dem 1. Januar 2021 geltenden
Fassung bekannt gegeben.

Kirchengesetz über die Besoldung und
Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer

sowie der Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten in der Evangelischen Kirche

in Deutschland (Besoldungs- und
Versorgungsgesetz der EKD – BVG.EKD)
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Übergangsbestimmungen
Verweisung auf aufgehobene Vorschriften

Teil 6 Altersgeld
§ 48
§ 49
§ 50
§ 51
§ 52
§ 53

§ 54

Anwendung von Bundesrecht
Abweichungen vom Bundesrecht
Ausschluss von Altersgeld
Erlöschen des Anspruchs auf Altersgeld
Aberkennung des Altersgeldes
Zusammentreffen von Altersgeld mit Mindest-
ruhegehalt
Zusammentreffen von Altersgeld mit Renten
und anderem Einkommen

§ 55 Entsprechende Anwendung

Teil 7 Übergangs- und Schlussvorschriften
§ 56
§ 56a
§ 57

§ 58

Fortführung vorhandenen Rechts
Unfallfürsorge
Fortführung vorhandenen Rechts zur Unfall-
fürsorge
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Teil 1 - Allgemeines

Kapitel 1 - Geltungsbereich, Verweisungen auf
das Bundesrecht, Verwaltungsverfahren

§ 1
Geltungsbereich, Anwendungsbereich

(1)  Dieses Kirchengesetz regelt die Besoldung und
Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer in einem öf-
fentlich-rechtlichen Pfarrdienstverhältnis, der Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten, der Vikarinnen
und Vikare in einem öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis sowie der Anwärterinnen und Anwärter der
Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse. Es gilt
ferner für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten sowie die Anwärterinnen und Anwärter der Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts, über die die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, eine Gliedkirche oder ein gliedkirchlicher Zu-
sammenschluss die Aufsicht führt.
(2)  Zu den Dienstbezügen gehören neben den Dienst-
bezügen im Sinne des Bundesbesoldungsgesetzes
auch die Besoldung während des Wartestandes (War-
testandsbesoldung) sowie die Besoldung neben Ver-
sorgung im Ruhestand.
(3)  Zu den sonstigen Bezügen gehören
1. Anwärter- und Vikarsbezüge,
2. Dienstwohnung und
3. vermögenswirksame Leistungen.
Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in
Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse dies für den jeweiligen Bereich
bestimmt, können zur Besoldung ferner ein woh-
nungsbezogener Bestandteil der Bezüge und jährliche
Sonderzahlungen gehören.
(4)  Versorgungsbezüge sind die in § 2 des Beamten-
versorgungsgesetzes genannten Bezüge, soweit in die-
sem Kirchengesetz oder aufgrund dieses Kirchenge-
setzes nicht etwas anderes geregelt ist.

§ 2
Anwendung von Bundesrecht

(1)  Besoldung und Versorgung richten sich nach den
entsprechend anzuwendenden Bestimmungen des für
die Bundesbeamtinnen und Bundesbeamten jeweils
geltenden Besoldungs- und Versorgungsrechts, so-
weit in diesem Kirchengesetz oder aufgrund dieses
Kirchengesetzes nicht etwas anderes bestimmt ist.
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(2)  Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
kann neue Vorschriften des Bundes zur Besoldung und
Versorgung im kirchlichen Interesse innerhalb von
drei Monaten nach Veröffentlichung längstens bis
zum Ablauf von neun Monaten nach Veröffentlichung
vorläufig durch Rechtsverordnung von der Anwen-
dung ausschließen. Die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
eine entsprechende Möglichkeit zur Aussetzung neuer
Vorschriften des Bundes durch Kirchengesetz regeln,
soweit sie Regelungsgegenstände betreffen, die auf-
grund von Öffnungsklauseln abweichend von diesem
Kirchengesetz geregelt werden können. Satz 2 gilt
entsprechend, soweit Gliedkirchen auf das Recht eines
Bundeslandes verweisen.
(3)  Anstelle der im Besoldungs- und Versorgungs-
recht des Bundes in Bezug genommenen Regelungen
des Bundesbeamtengesetzes und des Beamtenstatus-
gesetzes sind die jeweils geltenden Regelungen des
Pfarrdienstgesetzes der Evangelischen Kirche in
Deutschland und des Kirchenbeamtengesetzes der
Evangelischen Kirche in Deutschland sowie der Aus-
führungsgesetze der Evangelischen Kirche in
Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse oder die Regelungen der ver-
gleichbaren Kirchengesetze und Rechtsverordnungen
der Gliedkirchen zu dem jeweiligen Regelungsgegen-
stand anzuwenden.
(4)  - aufgehoben -

§ 3
Gleichstellung von kirchlichem öffentlichem

Dienst und außerkirchlichem öffentlichem Dienst
(1)  Bei der Anwendung der besoldungs- und versor-
gungsrechtlichen Vorschriften ist der kirchliche
Dienst im Sinne des § 4 wie der außerkirchliche öf-
fentliche Dienst bei einem Dienstherrn im Sinne des
Bundesbesoldungsgesetzes zu behandeln.
(2)  Kirchliche Belange und kirchliche Interessen gel-
ten als öffentliche Belange und öffentliche Interessen
im Sinne der Besoldungs- und Versorgungsregelun-
gen des Bundes.

§ 4
Kirchlicher Dienst

(1)  Kirchlicher Dienst ist Tätigkeit im Dienst
1. der Evangelischen Kirche in Deutschland, der

Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse,

2. des Bundes der Evangelischen Kirchen in der
Deutschen Demokratischen Republik, seiner
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse,

3. der Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des
öffentlichen Rechts, über die die Evangelische Kir-
che in Deutschland, eine Gliedkirche oder ein
gliedkirchlicher Zusammenschluss die Aufsicht
führt, und

4. ihrer Rechtsvorgänger.
(2)  Dem Dienst nach Absatz 1 kann gleichgestellt
werden eine Tätigkeit
1. in missionarischen, diakonischen und sonstigen

kirchlichen Werken und Einrichtungen, die der
Evangelischen Kirche in Deutschland, den Glied-
kirchen oder den gliedkirchlichen Zusammen-
schlüssen zugeordnet worden sind, sowie

2. in Anstalten und Einrichtungen, die dem Evange-
lischen Werk für Diakonie und Entwicklung der
Evangelischen Kirche in Deutschland oder dem
Diakonischen Werk einer Gliedkirche angeschlos-
sen sind, ohne Rücksicht auf deren Rechtsform,

3. in anderen Zusammenschlüssen von Kirchen mit
ihren Einrichtungen, einschließlich Mission und
Diakonie, sowie

4. in einer anderen christlichen Kirche.

§ 5
Verwaltungsverfahren

Für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit
nach diesem Kirchengesetz gelten ergänzend die Be-
stimmungen des Verwaltungsverfahrens- und -zustel-
lungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, soweit diese nicht zu den Bestimmungen dieses
Kirchengesetzes in Widerspruch stehen und soweit
nicht in diesem Kirchengesetz oder anderen Kirchen-
gesetzen der Evangelischen Kirche in Deutschland,
der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse für den jeweiligen Bereich etwas anderes be-
stimmt ist.

Kapitel 2 - Ausnahmen vom Bundesrecht,
Regelungszuständigkeiten, Zuständigkeiten

§ 6
Ausnahmen vom Bundesrecht, eigene

kirchliche Regelungen
(1)  Bestimmungen des Besoldungs- und Beamtenver-
sorgungsrechtes des Bundes, die Vergabebudgets oder
Sondervermögen betreffen, haushaltsrechtlichen Cha-
rakter haben oder die innere Ordnung der Beschäfti-
gungsstellen des Bundes betreffen, finden keine An-
wendung.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich für die Besoldung und
Versorgung von Mitgliedern kirchenleitender Organe
und Personen in kirchenleitenden Ämtern sowie für
Besoldungs- und Versorgungstatbestände, die vom
Bundesrecht und von diesem Kirchengesetz nicht er-
fasst sind, durch Kirchengesetz oder aufgrund Kir-
chengesetzes eigene Regelungen erlassen.

§ 7
Verzichtsmöglichkeit

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen durch Kirchengesetz je für ihren Bereich eine Re-
gelung treffen, nach der widerruflich auf einen Teil der
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Besoldung oder Versorgung verzichtet werden kann.
Der Verzicht darf den angemessenen Lebensunterhalt
der Bezugsberechtigten und ihrer Familien nicht ge-
fährden.

§ 8
Ausführungsbestimmungen, Abweichungen

(1)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se treffen je für ihren Bereich die zur Ausführung die-
ses Kirchengesetzes erforderlichen Regelungen. Ver-
waltungsvorschriften, Richtlinien und Durchfüh-
rungshinweise, die sie hierzu erlassen, können vom
Bundesrecht abweichen.
(2)  Abweichungen von Bestimmungen dieses Kir-
chengesetzes sind nur in den gesondert genannten Fäl-
len möglich.

§ 9
Eigene Regelungen zur Höhe der Bezüge

(1)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich die
Besoldungshöhe abweichend vom Bundesrecht be-
stimmen. Sie können hierzu
1. die Besoldungshöhe

a) als Prozentsatz der Besoldung des Bundes (Be-
messungssatz) oder

b) als Besoldung eines Bundeslandes oder als
Prozentsatz der Besoldung eines Bundeslan-
des,

2. die Zahl der Stufen,
3. die vor einem Stufenaufstieg zurückzulegenden

Zeiten,
4. die bei der Stufenfestsetzung als Erfahrungszeiten

anzuerkennenden Zeiten,
5. die Anpassung der Bezüge,
6. die Minderung nach § 14a des Bundesbesoldungs-

gesetzes und
7. den Abzug nach § 50f des Beamtenversorgungs-

gesetzes
abweichend regeln.
(2)  Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse, deren Besoldungshöhe sich am Recht
eines Bundeslandes orientiert, können eine von § 70
des Beamtenversorgungsgesetzes abweichende Rege-
lung dieses Bundeslandes je für ihren Bereich durch
Kirchengesetz übernehmen.
(3)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich eigene Regelungen zu
den Bestandteilen und zur Höhe von Anwärter- und
Vikarsbezügen erlassen.

§ 10
Öffnungsklauseln

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen durch Kirchengesetz je für ihren Bereich vom
Bundesrecht abweichende Regelungen erlassen zur
Gewährung und Höhe von
1. vermögenswirksamen Leistungen,
2. Sonderzahlungen, Einmalzahlungen,
3. Zuschlägen bei Altersteildienst,
4. Zuschlägen beim Hinausschieben des Eintritts in

den Ruhestand auf einen Zeitpunkt nach Erreichen
der Regelaltersgrenze sowie bei Wiederverwen-
dung nach Erreichen der Regelaltersgrenze,

5. Auslandsbesoldungen,
6. nichtruhegehaltfähigen Zuschlägen bei begrenzter

Dienstfähigkeit und
7. Besoldung bei Familienpflegezeit und Vorschüs-

sen bei Familienpflegezeit.

§ 11
Rechtsverordnungen

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
kann mit Zustimmung der Kirchenkonferenz von be-
soldungs- und versorgungsrechtlichen Rechtsverord-
nungen des Bundes abweichende Regelungen mit
Wirkung für die Evangelische Kirche in Deutschland,
die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse beschließen, um sie kirchlichen Gegebenhei-
ten und Erfordernissen anzupassen. Er kann Verord-
nungsermächtigungen im Besoldungs- und Versor-
gungsrecht des Bundes, die der Bund noch nicht aus-
geübt hat, mit Zustimmung der Kirchenkonferenz mit
Wirkung für die Evangelische Kirche in Deutschland,
die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse ausüben. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für
Regelungsgegenstände, die nach diesem Kirchenge-
setz für den jeweiligen Bereich der Evangelischen
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse zu regeln sind. Öff-
nungsklauseln bleiben unberührt.

§ 12
Zuständigkeiten

(1)  Soweit in diesem Kirchengesetz keine andere Zu-
ständigkeit bestimmt ist, ist für Entscheidungen nach
diesem Kirchengesetz die jeweilige oberste kirchliche
Verwaltungsbehörde oder die von ihr benannte Stelle
zuständig. Satz 1 gilt entsprechend für Entscheidun-
gen, die nach Bundesrecht von Bundes- oder Landes-
regierungen, Bundesministerien, obersten Dienstbe-
hörden oder obersten Rechtsaufsichtsbehörden zu
treffen sind.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich für die Zuständigkeiten
und Beteiligungen kirchlicher Stellen oder Amtsträ-
gerinnen und Amtsträger eigene Regelungen erlassen.
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Kapitel 3 - Gemeinsame Regelungen für
Besoldung und Versorgung

§ 13
Familienzuschlag

(1)  Der Familienzuschlag wird aus öffentlichen Mit-
teln einschließlich der kirchlichen Mittel an verschie-
dene Personen dem Grunde nach und unabhängig vom
tatsächlichen Zahlbetrag insgesamt nur einmal voll
gewährt. Werden beim Zusammentreffen der Ansprü-
che mehrerer Personen auf Familienzuschlag darauf
entfallende Beträge von anderer Seite ohne Berück-
sichtigung des § 40 Absatz 4 und 5 des Bundesbesol-
dungsgesetzes oder vergleichbarer Vorschriften ge-
zahlt, so wendet die kirchliche Seite diese Bestim-
mungen auf die kirchlichen Bezüge entsprechend an,
so dass mehrere Berechtigte unabhängig vom tatsäch-
lichen Zahlbetrag insgesamt so viele Anteile des Fa-
milienzuschlags erhalten, als ob alle Berechtigten im
kirchlichen Dienst tätig wären. Im Falle von Versor-
gungsbezügen wird Satz 2 unabhängig von der Höhe
des Ruhegehaltssatzes der verschiedenen Berechtig-
ten angewendet.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können in Abweichung von Absatz 1 durch Kir-
chengesetz vorsehen, dass Familienzuschlag nach die-
sem Kirchengesetz neben den von anderer Seite ge-
währten Leistungen bis zu der in Satz 2 bezeichneten
Höchstgrenze gezahlt wird. Höchstgrenze ist die Sum-
me der Familienzuschläge, die sich bei Anwendung
der Vorschriften über das Zusammentreffen mehrerer
Ansprüche auf Familienzuschlag auch auf die nicht
nach diesem Kirchengesetz Anspruchsberechtigten
ergeben würde.
(3)  Empfängerinnen und Empfänger von Bezügen
nach diesem Kirchengesetz haben der zuständigen
Stelle jede Änderung der Verhältnisse, die die Ge-
währung des Familienzuschlags beeinflussen kann,
unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Der Familienzu-
schlag steht insoweit unter dem Vorbehalt der Rück-
forderung.

§ 14
Zusammentreffen von Besoldung und

Versorgung mit Einkommen aus einem
politischen Amt oder Mandat

(1)  Ansprüche auf Besoldung nach diesem Kirchen-
gesetz ruhen neben
1. einer Abgeordnetenentschädigung oder neben ei-

nem Einkommen aus einem Amtsverhältnis,
2. Übergangsgeld aus einem Abgeordnetenmandat

oder einem Amtsverhältnis,
3. Versorgungsansprüchen aus einem Abgeordneten-

mandat oder einem Amtsverhältnis
um 50 Prozent des Betrages, um den die Summe beider
Bezüge die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der
Endstufe der im kirchlichen Dienst erreichten Besol-
dungsgruppe übersteigt; der Kürzungsbetrag darf je-
doch weder 50 Prozent des nichtkirchlichen Einkom-

mens, Übergangsgeldes oder Versorgungsbezugs
noch 50 Prozent des kirchlichen Einkommens über-
steigen. In gleicher Weise ruhen Ansprüche auf Ver-
sorgung nach diesem Kirchengesetz neben einer Ab-
geordnetenentschädigung oder neben einem Einkom-
men aus einem Amtsverhältnis.
(2)  Ansprüche auf Versorgung nach diesem Kirchen-
gesetz ruhen neben
1. einem Übergangsgeld aus einem Abgeordneten-

mandat oder einem Amtsverhältnis,
2. Versorgungsansprüchen aus einem Abgeordneten-

mandat oder einem Amtsverhältnis
um 50 Prozent des Betrages, um den die Summe beider
Bezüge 71,75 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus
der sich das Ruhegehalt nach diesem Kirchengesetz
berechnet, übersteigt; der Kürzungsbetrag darf jedoch
50 Prozent des Übergangsgeldes oder des nichtkirch-
lichen Versorgungsanspruchs nicht übersteigen.
(3)  Kinderbezogene Familienzuschläge und Leistun-
gen wegen Kindererziehung erhöhen die jeweilige
Höchstgrenze nach Absatz 1 und 2; sie sind Bestand-
teile der Dienst- oder Versorgungsbezüge, Entschädi-
gung oder Amtsbezüge, soweit sie neben diesen ge-
währt werden. Auf familienrechtlichem Versorgungs-
ausgleich beruhende Renten- und Versorgungsansprü-
che oder Minderungen von Renten- und Versorgungs-
ansprüchen bleiben unberücksichtigt.
(4)  Die sich nach diesem Kirchengesetz, dem Bun-
desbesoldungsgesetz und Beamtenversorgungsgesetz
ergebenden Ruhens-, Anrechnungs- und Kürzungsbe-
träge für die Kürzungen der Besoldung und Versor-
gung werden je für sich ermittelt. Für die sich an-
schließende Berechnung des Zahlbetrages wird die je-
weilige Ruhensberechnung nach Absatz 1 bis 3 vor der
Anwendung von Ruhens-, Anrechnungs- und Kür-
zungsvorschriften nach dem Bundesbesoldungsgesetz
und dem Beamtenversorgungsgesetz durchgeführt.
Die Regelungen dieses Kirchengesetzes über die An-
rechnung von Renten aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung und des sich daraus ergebenden Steuervor-
teils bleiben unberührt.
(5)  Abgeordnete im Sinne dieses Kirchengesetzes
sind Mandatsträger eines Parlamentes des Bundes
oder der Länder oder einer zwischen- oder überstaat-
lichen Einrichtung.
(6)  Amtsverhältnis im Sinne dieses Kirchengesetzes
ist die Ausübung eines leitenden politischen Amtes.
Dazu gehören insbesondere das Amt der Bundesprä-
sidentin oder des Bundespräsidenten, der Bundes-
kanzlerin oder des Bundeskanzlers, der Ministerprä-
sidentin oder des Ministerpräsidenten eines Landes,
einer Ministerin oder eines Ministers des Bundes oder
eines Landes, einer Parlamentarischen Staatssekretä-
rin oder eines Parlamentarischen Staatssekretärs des
Bundes oder eines Landes, ferner die entsprechenden
Ämter der Stadtstaaten und die leitenden politischen
Ämter bei einer zwischen- oder überstaatlichen Ein-

Gesetz- und Verordnungsblatt der Lippischen Landeskirche Band 17 Nr. 9 vom 30. Juni 2021   385



richtung. § 66 des Beamtenversorgungsgesetzes bleibt
unberührt.
(7)  Die Ruhensregelungen nach Absatz 1 und 2 finden
keine Anwendung, soweit die Kürzung oder das Ru-
hen der nichtkirchlichen Bezüge wegen des Zusam-
mentreffens mit Besoldung oder Versorgung nach die-
sem Kirchengesetz bereits durch bundes- oder landes-
rechtliche Vorschriften oder seitens der zwischen-
oder überstaatlichen Einrichtung bestimmt werden.

§ 15
Verwendung im öffentlichen Dienst,

Zusammentreffen mehrerer Bezüge
(1)  Wendet ein früherer Dienstherr die Vorschriften
über das Zusammentreffen von mehreren Versor-
gungsbezügen nicht an, wird § 54 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes entsprechend angewendet. Wendet
ein früherer Dienstherr die Vorschriften über das Zu-
sammentreffen von Versorgungsbezügen mit Ver-
wendungseinkommen nicht an, wird § 53 des Beam-
tenversorgungsgesetzes entsprechend angewendet.
Werden Versorgungsbezüge vom früheren Dienst-
herrn ungekürzt gewährt, so werden die aktiven
Dienstbezüge in entsprechender Anwendung des § 53
des Beamtenversorgungsgesetzes gekürzt.
(2)  Verwendung im öffentlichen Dienst ist eine Be-
schäftigung im Sinne des § 53 Absatz 8 des Beamten-
versorgungsgesetzes und die Verwendung im kirchli-
chen Dienst im Sinne des § 4.

§ 16
Besoldung, Versorgung und

Versorgungsbeiträge bei Dienstverhältnissen
auf Zeit bei einem anderen Dienstherrn

(1)  Wird während einer Beurlaubung ohne Bezüge ein
Pfarrdienstverhältnis auf Zeit im Sinne des Pfarr-
dienstgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land oder vergleichbarer gliedkirchlicher Regelungen
oder ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit im Sinne
des Kirchenbeamtengesetzes der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (Dienstverhältnis auf Zeit) bei ei-
nem anderen Dienstherrn begründet, richtet sich die
Besoldung nach dem Recht des aufnehmenden Dienst-
herrn.
(2)  Bei Wiederaufnahme des Dienstes bei dem beur-
laubenden Dienstherrn bemessen sich die Bezüge
nach dem Recht des beurlaubenden Dienstherrn und
nach der Besoldungsgruppe, die der beurlaubten Per-
son in dem ruhenden Dienstverhältnis zuletzt zustand.
Dies gilt nicht, wenn die beurlaubte Person in dem
bisher ruhenden Dienstverhältnis befördert wird oder
vor Beendigung der Beurlaubung etwas Abweichen-
des schriftlich zugesichert wurde.
(3)  Die Versorgung richtet sich nach dem Recht des
beurlaubenden Dienstherrn und nach der Besoldungs-
gruppe, die der beurlaubten Person in dem ruhenden
Dienstverhältnis zuletzt zustand. Dies gilt nicht, wenn
der beurlaubende Dienstherr im Einvernehmen mit
dem Dienstherrn des Dienstverhältnisses auf Zeit et-
was Abweichendes schriftlich zusichert. Die Zusiche-

rung soll in den ersten sechs Monaten des Dienstver-
hältnisses auf Zeit gegeben werden.
(4)  Der beurlaubende Dienstherr erkennt die Dienst-
zeit in dem Dienstverhältnis auf Zeit als ruhegehalt-
fähige Dienstzeit an, wenn sich der Dienstherr des
Dienstverhältnisses auf Zeit verpflichtet, für seine
Dauer an den beurlaubenden Dienstherrn einen Ver-
sorgungsbeitrag zu entrichten. Zeiten eines Teildiens-
tes sind zu dem Teil ruhegehaltfähig, der dem Ver-
hältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit
entspricht. Der beurlaubende Dienstherr kann die Ru-
hegehaltfähigkeit bei Vorliegen eines kirchlichen In-
teresses unter Verzicht auf einen Versorgungsbeitrag
zusichern.
(5)  Die Höhe des Versorgungsbeitrages richtet sich
nach Maßgabe des Rechts des beurlaubenden Dienst-
herrn nach den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen aus
der Endstufe der Besoldungsgruppe, die der beurlaub-
ten Person in dem ruhenden Dienstverhältnis zuletzt
zustand. Der Versorgungsbeitrag während des Dienst-
verhältnisses auf Zeit entspricht einem näher zu ver-
einbarenden Prozentsatz der nach Satz 1 berechneten
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge.
(6)  Hat der beurlaubende Dienstherr nach Absatz 3
Satz 2 schriftlich zugesichert, die ruhegehaltfähigen
Dienstbezüge nach einer höheren Besoldungsgruppe
als nach Absatz 3 Satz 1 zu bemessen, wird der Ver-
sorgungsbeitrag nach Absatz 5 um einen Prozentsatz
der Differenz der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge
zwischen der Besoldungsgruppe nach Absatz 3 Satz 1
und der zugesicherten höheren Besoldungsgruppe er-
höht. Im Falle der Wiederaufnahme des Dienstes bei
dem beurlaubenden Dienstherrn wird der Erhöhungs-
betrag bis zum Beginn des Ruhestandes fortgezahlt.
Der Erhöhungsbetrag wird im Falle einer Beförderung
in dem zuvor ruhenden Dienstverhältnis angepasst.
(7)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz oder aufgrund Kir-
chengesetzes für besondere Fälle vorsehen, dass sie als
Dienstherr eines Dienstverhältnisses auf Zeit die Ver-
sorgung einer in ihrem Bereich im Dienstverhältnis
auf Zeit tätigen Person ergänzen, wenn der beurlau-
bende Dienstherr keine Zusicherung nach Absatz 6
abgegeben hat. Die Ergänzung darf höchstens bis zur
Höhe der Versorgung erfolgen, die der beurlaubten
Person zustehen würde, wenn sie Versorgung aus ih-
rem letzten Amt im Dienstverhältnis auf Zeit beziehen
würde. Darüber hinausgehende Ansprüche können ge-
gen den Dienstherrn des Dienstverhältnisses auf Zeit
nicht begründet werden.
(8)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz bestimmen, dass in
besonderen Fällen zur Sicherung der Gesamtversor-
gung von der Anwendung der §§ 53a bis 56 des Be-
amtenversorgungsgesetzes abgesehen werden kann,
wenn anstelle einer beamtenrechtlichen Versorgung
nach diesem Kirchengesetz eine andere Alterssiche-
rung vereinbart wurde.
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§ 16a
Besoldung und Versorgung bei Hinausschieben

des Ruhestandes und Wiederverwendung,
Besoldung neben Versorgung bei Dienst im

Ruhestand
(1)  Der Zuschlag bei einem Hinausschieben des Ru-
hestandes bemisst sich im Falle des Teildienstes nach
dem nach § 6 Absatz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes
zustehenden Grundgehalt.
(2)  Die Regelungen des Bundesbesoldungsgesetzes
zur Besoldung beim Hinausschieben des Ruhestandes
und des Absatzes 1 finden in Fällen der Wiederver-
wendung nach Erreichen der Regelaltersgrenze ent-
sprechende Anwendung, wenn nicht die Evangelische
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse etwas anderes be-
stimmt haben.
(3)  Beim erneuten Eintritt in den Ruhestand findet
§ 85a des Beamtenversorgungsgesetzes mit der Maß-
gabe entsprechende Anwendung, dass der hiernach
gewährleistete Betrag den regelmäßigen Versor-
gungsanpassungen unterliegt. Sofern der erste Eintritt
in den Ruhestand vor Vollendung des sechzigsten Le-
bensjahres wegen Dienstunfähigkeit erfolgte, gilt § 13
Absatz 1 Satz 2 des Beamtenversorgungsgesetzes ent-
sprechend. Wenn sich das Ruhegehalt bei der ersten
Versetzung in den Ruhestand vermindert hat, so ver-
ringern sich diese Versorgungsabschläge für jedes
Jahr der Wiederverwendung um 3,6%. Die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ih-
ren Bereich durch Kirchengesetz abweichende Rege-
lungen erlassen.
(4)  Wird nach Erreichen der Regelaltersgrenze oder
in Fällen der Wiederverwendung ein mit niedrigeren
Dienstbezügen verbundenes Amt bekleidet als das zu-
vor übertragene, so wird das Ruhegehalt nach den hö-
heren ruhegehaltfähigen Dienstbezügen des früheren
Amtes und der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit
berechnet, sofern die Voraussetzungen für eine Ver-
sorgung aus diesem Amt bei Erreichen der Regelal-
tersgrenze bzw. beim Beginn des ersten Ruhestandes
gegeben waren. § 5 Absatz 5 des Beamtenversor-
gungsgesetzes findet in diesen Fällen keine Anwen-
dung. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein
mit niedrigeren Dienstbezügen verbundenes Amt vor
Erreichen der Regelaltersgrenze zugleich mit einer
Verfügung des späteren Hinausschiebens des Ruhe-
standes übertragen wird.
(5)  § 65 des Beamtenversorgungsgesetzes oder ver-
gleichbare Vorschriften finden bei Dienst im Ruhe-
stand keine Anwendung, sofern dies nicht aufgrund
kirchengesetzlicher Vorschriften bestimmt ist. Die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je
für ihren Bereich durch Rechtsverordnung Regelun-
gen zur Besoldung neben Versorgung bei Dienst im
Ruhestand erlassen.

Teil 2 - Besoldung

Kapitel 1 - Grundgehalt,
Wartestandsbesoldung und Zulagen

§ 17
Höhe des Grundgehaltes der Pfarrerinnen und

Pfarrer
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer erhalten ein Grundgehalt
nach der Besoldungsgruppe 13 der Besoldungsord-
nung A.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich durch Kirchengesetz
oder aufgrund Kirchengesetzes Regelungen erlassen,
nach denen Pfarrerinnen und Pfarrer nach Ablauf einer
bestimmten Dienstzeit ein Grundgehalt nach Besol-
dungsgruppe 14 der Besoldungsordnung A erhalten.
(3)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich durch Kirchengesetz
oder aufgrund Kirchengesetzes Regelungen erlassen,
nach denen Pfarrerinnen und Pfarrer mit besonderen
Stellen oder Aufträgen ein höheres Grundgehalt er-
halten.
(4)  § 9 bleibt unberührt.

§ 18
Zuordnung der Ämter

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse re-
geln die Zuordnung der Ämter zu den Besoldungs-
gruppen je für ihren Bereich durch Kirchengesetz oder
aufgrund Kirchengesetzes in Anlehnung an die Besol-
dungsordnungen des Bundesbesoldungsgesetzes oder
eines Landesbesoldungsgesetzes. Die §§ 18 und 19
des Bundesbesoldungsgesetzes bleiben unberührt.

§ 19
Anwärter- und Vikarsbezüge

§ 66 des Bundesbesoldungsgesetzes findet keine An-
wendung.

§ 20
Besoldung bei Wegfall von Zulagen und

Verleihung eines anderen Amtes
Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen für Pfarrerinnen und Pfarrer, die besondere Stellen
oder Aufträge wahrnehmen, durch Kirchengesetz je
für ihren Bereich von den §§ 13 und 19a des Bundes-
besoldungsgesetzes abweichende Regelungen erlas-
sen.

§ 21
Besoldung während der Mutterschutzfrist und

der Elternzeit
Mutterschutzrechtliche Beschäftigungsverbote, Mut-
terschutzfristen und Stillzeiten berühren die Ansprü-
che auf Dienst-, Anwärter- oder Vikarsbezüge nicht.
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Während der Elternzeit besteht Anspruch auf diese
Bezüge, soweit Dienst geleistet wird.

§ 22
Besoldung während des Wartestandes

(Wartestandsbesoldung)
(1)  Die Höhe der Wartestandsbesoldung entspricht in
dem Monat, in dem der Wartestand wirksam wird, so-
wie in den ersten drei Kalendermonaten des Warte-
standes den Dienstbezügen, die bei Wahrnehmung des
bisherigen Amtes im bisherigen Dienstumfang zuste-
hen würden. Ging der Versetzung in den Wartestand
eine Beurlaubung ohne Bezüge voran, so werden für
die Wartestandsbesoldung die Bezüge zugrunde ge-
legt, die bei Wahrnehmung des vor der Beurlaubung
ausgeübten Amtes im damaligen Dienstumfang zuste-
hen würden.
(2)  Bei Wahrnehmung eines Wartestandsauftrages
entspricht die Höhe der Wartestandsbesoldung wäh-
rend und nach Ablauf des Zeitraums nach Absatz 1
mindestens der Höhe der Dienstbezüge, die bei Wahr-
nehmung dieses Auftrages zustünden, wenn keine
Versetzung in den Wartestand erfolgt wäre.
(3)  Die Wartestandsbesoldung beträgt nach Ablauf
des Zeitraums nach Absatz 1 vorbehaltlich der Rege-
lung des Absatzes 4 71,75 Prozent der Dienstbezüge,
die bei Wahrnehmung des bisherigen Amtes in einem
vollen Dienstauftrag zustehen würden. Änderungen
beim Familienzuschlag sind zu berücksichtigen. Ging
der Versetzung in den Wartestand eine Beurlaubung
ohne Bezüge voran, so werden für die Wartestands-
besoldung die Bezüge zugrunde gelegt, die bei Wahr-
nehmung des vor der Beurlaubung ausgeübten Amtes
in einem vollen Dienstauftrag zustehen würden.
(4)  Ging der Versetzung in den Wartestand oder einer
Beurlaubung ohne Bezüge vor Versetzung in den War-
testand ein Teildienst voran, so darf die Wartestands-
besoldung nach Absatz 3 die aus dem Teildienst zu-
stehenden Dienstbezüge nicht übersteigen. Sie darf je-
doch 50 Prozent der Dienstbezüge bei Wahrnehmung
eines vollen Dienstauftrages in dem bisherigen Amt
nicht unterschreiten.
(5)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich durch Kirchengesetz
1. einen von Absatz 1 abweichenden, längeren Zeit-

raum bestimmen und
2. die Anrechenbarkeit von Einkünften während des

Wartestandes regeln.
(6)  Disziplinarrechtliche Bestimmungen zur Höhe der
Wartestandsbesoldung bleiben unberührt.

§ 23
Zulagen und Leistungsbesoldung

(1)  Die Regelungen zur Gewährung einer Zulage für
Beamtinnen und Beamte
1. in obersten Behörden gemäß Nr. 7 der Vorbemer-

kungen zu Bundesbesoldungsordnungen A und B

in Verbindung mit Anlage IX zum Bundesbesol-
dungsgesetz und

2. im Falle der Verringerung der Besoldung aufgrund
eines Dienstherrnwechsels gemäß § 19b des Bun-
desbesoldungsgesetzes

finden keine Anwendung. Die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse können durch Kirchengesetz je
für ihren Bereich die Gewährung der genannten Zula-
gen vorsehen.
(2)  Die Regelungen des Bundesbesoldungsgesetzes
über
1. Aufstieg oder Verbleiben in Grundgehaltsstufen

aufgrund von Leistungseinschätzungen gemäß
§ 27 Absatz 4 bis 7,

2. Prämien und Zulagen für besondere Leistungen
gemäß § 42a,

3. Zulagen für Professorinnen und Professoren, die
Drittmittel einwerben gemäß § 35,

4. Zulagen für besondere Erschwernisse gemäß § 47
und

5. Zulagen für Mehrarbeit gemäß § 48
finden nur Anwendung, wenn dies durch die Evange-
lische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen oder
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich bestimmt wurde. In diesem Fall können Rechts-
verordnungen für den jeweiligen Bereich erlassen
werden.
(3)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz oder aufgrund Kir-
chengesetzes je für ihren Bereich vom Bundesbesol-
dungsgesetz abweichende Regelungen
1. zu den Voraussetzungen für die Gewährung von

Zulagen,
2. zur Gewährung weiterer Zulagen sowie
3. zur Höhe und Ruhegehaltfähigkeit von Zulagen
erlassen.

Kapitel 2 - Dienstwohnung
§ 24

Dienstwohnungsvergütung,
wohnungsbezogener Bestandteil der Bezüge,

Nutzungsentschädigung
(1)  Für die Dauer der Zuweisung einer Dienstwoh-
nung ist auf die Bezüge eine Dienstwohnungsvergü-
tung anzurechnen.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich
von Absatz 1 abweichend regeln, dass für die Dauer
der Zuweisung einer Dienstwohnung ein wohnungs-
bezogener Bestandteil der Bezüge einbehalten wird.
Sie können bestimmen, dass der Familienzuschlag der
Stufe 1 in diese Berechnung einzubeziehen ist.
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(3)  Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die
Festsetzung der Dienstwohnungsvergütung oder des
wohnungsbezogenen Bestandteils der Bezüge sowie
der Betriebskosten haben keine aufschiebende Wir-
kung.
(4)  Solange die Dienstwohnung während einer Beur-
laubung oder Elternzeit ohne Bezüge überlassen bleibt
oder nach Beendigung des Dienstwohnungsverhält-
nisses vorübergehend weiter bewohnt wird, ist eine
Nutzungsentschädigung zu entrichten.

§ 25
Weitere Regelungen

(1)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se bestimmen je für ihren Bereich durch Kirchengesetz
oder aufgrund Kirchengesetzes, inwieweit kirchliche
Körperschaften verpflichtet sind, eine Dienstwohnung
zur Verfügung zu stellen. Sie können je für ihren Be-
reich Regelungen durch Rechtsverordnung erlassen,
insbesondere zu
1. Ausstattung der Dienstwohnung,
2. Art der Nutzung sowie Möglichkeiten der Einzie-

hung, Untervermietung oder Umnutzung von Tei-
len der Dienstwohnung,

3. Höhe der Dienstwohnungsvergütung oder des
wohnungsbezogenen Bestandteils der Bezüge,

4. Art und Umfang der von Besoldungsempfängerin-
nen und -empfängern zu tragenden Betriebskosten,

5. Zeitraum, Vornahme und Kostentragung für
Schönheitsreparaturen,

6. Vornahme und Kostentragung für Kleinreparatu-
ren,

7. Beendigung des Dienstwohnungsverhältnisses,
Nachnutzung und Räumung.

(2)  Vorhandene Regelungen der Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse gelten für den je-
weiligen Bereich fort.

Teil 3 - Versorgung

§ 26
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge

(1)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich in
Anlehnung an das Recht eines Bundeslandes einen
anderen als den in § 5 Absatz 1 Satz 1 des Beamten-
versorgungsgesetzes genannten Faktor bestimmen
oder von einer Vervielfältigung absehen. Sie können
vom Faktor des gewählten Bundeslandes abweichen,
wenn dieses allgemein gewährte Bezügebestandteile
oder Sonderzahlungen in die allgemeine Grundge-
haltstabelle einbezieht, soweit die Abweichung erfor-
derlich ist, um abzubilden, dass diese Bezügebestand-
teile oder Sonderzahlungen bisher nicht oder nur zum
Teil an Versorgungsberechtigte der Kirche gewährt
wurden.

(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich für
Pfarrerinnen und Pfarrer, die besondere Stellen oder
Aufträge wahrnehmen, von § 5 Absatz 5 des Beam-
tenversorgungsgesetzes abweichende Regelungen er-
lassen. Dies gilt ebenfalls, wenn eine Stelle, ein Auf-
trag oder ein Amt mit ruhegehaltfähigen Zulagen ver-
bunden war.

§ 27
Zeiten in dem in Artikel 3 des

Einigungsvertrages genannten Gebiet
Zeiten im privatrechtlichen oder öffentlich-rechtli-
chen Dienstverhältnis gelten als Dienstzeiten im Sinne
des § 4 Absatz 1 des Beamtenversorgungsgesetzes,
wenn sie vor dem 3. Oktober 1990 in dem in Artikel
3 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990
(BGBl. 1990 II S. 885, 889) genannten Gebiet bei ei-
nem kirchlichen Arbeitgeber zurückgelegt wurden.
§ 12b des Beamtenversorgungsgesetzes findet keine
Anwendung.

§ 28
Ruhegehaltfähige Dienstzeiten

(1)  Die in einem außerkirchlichen, inländischen, öf-
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnis hauptberuflich
verbrachten Zeiten können als ruhegehaltfähige
Dienstzeit berücksichtigt werden. Sie sind ruhegehalt-
fähig, soweit mit dem kirchlichen Dienstherrn Ver-
sorgungslastenteilung vereinbart wird. Nach Satz 1
oder 2 berücksichtigte Zeiten gelten als regelmäßige
ruhegehaltfähige Dienstzeit.
(2)  Zeiten einer hauptberuflichen Beschäftigung kön-
nen als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, soweit
sie für das zuerst übertragene kirchliche Amt förder-
lich sind. Ergänzend zu den §§ 10 und 11 des Beam-
tenversorgungsgesetzes können andere Zeiten einer
hauptberuflichen Beschäftigung, die für das zuerst
übertragene kirchliche Amt förderlich sind, ganz oder
teilweise berücksichtigt werden. Im Ausland ver-
brachte Zeiten, die als ruhegehaltfähige Dienstzeit be-
rücksichtigt werden können, werden nur insoweit als
ruhegehaltfähig berücksichtigt, als sich durch ihre Be-
rücksichtigung keine höhere Gesamtversorgung ergibt
als die in § 55 Absatz 2 des Beamtenversorgungsge-
setzes bezeichnete Höchstgrenze.
(3)  Die Berücksichtigung der Zeit einer Beurlaubung
ohne Dienstbezüge als ruhegehaltfähige Dienstzeit ge-
mäß § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 zweiter Halbsatz
des Beamtenversorgungsgesetzes ist in der Regel von
der Erhebung eines Versorgungsbeitrages abhängig zu
machen, dessen Höhe vom beurlaubenden Dienstherrn
bestimmt wird. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.
(4)  Ruhegehaltfähig sind die Zeiten eines Wartestan-
des in einem kirchengesetzlich geregelten Dienstver-
hältnis. Nicht ruhegehaltfähig sind Zeiten eines War-
testandes ohne Wartestandsauftrag im Sinne des Dis-
ziplinargesetzes der Evangelischen Kirche in
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Deutschland sowie Zeiten des Dienstes im Ruhestand,
in denen Besoldung neben Versorgung bezogen wird.
(5)  § 12 Absatz 1a des Beamtenversorgungsgesetzes
findet keine Anwendung. Nicht ruhegehaltfähig ist der
berufsmäßige Wehrdienst in der Nationalen Volksar-
mee der Deutschen Demokratischen Republik.
(6)  Endet ein Dienstverhältnis durch Entlassung kraft
Kirchengesetzes wegen
1. Erklärung des Austritts aus der evangelischen Kir-

che,
2. Verlustes der Rechte aus der Ordination,
3. Aufgabe des Dienstes unter Umständen, aus denen

zu entnehmen ist, dass er nicht wieder aufgenom-
men werden soll,

4. Nichtaufnahme des Dienstes trotz Aufforderung
oder nach einer Beurlaubung oder

5. Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe durch ein
deutsches Gericht,

sind Zeiten vor der Entlassung nicht ruhegehaltfähig.

§ 29
Höhe des Ruhegehaltes und Zusammentreffen

mit Erwerbseinkommen in besonderen Fällen
(1)  Für Versorgungsberechtigte, die nach § 88 Absatz
4 und § 92 des Pfarrdienstgesetzes der Evangelischen
Kirche in Deutschland und § 64 des Kirchenbeamten-
gesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland vor
Erreichen der Regelaltersgrenze in den Ruhestand ver-
setzt werden, vermindert sich das Ruhegehalt für jedes
Jahr des vorzeitigen Ausscheidens um 3,6 Prozent,
höchstens aber um 14,4 Prozent.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich die
Höchstgrenze für Versorgungsabschläge bei Verset-
zung in den Ruhestand vor Erreichen der Regelalters-
grenze niedriger festsetzen, als in Absatz 1 und § 14
Absatz 3 Satz 1und § 69h des Beamtenversorgungs-
gesetzes bestimmt. Ist die Versetzung in den Ruhe-
stand auf eigenen Antrag nach ihrem Recht zu einem
früheren Zeitpunkt möglich, als im Pfarrdienstgesetz
der Evangelischen Kirche in Deutschland und Kir-
chenbeamtengesetz der Evangelischen Kirche in
Deutschland vorgesehen, so können sie die Höchst-
grenze für Versorgungsabschläge für diese Fälle der
Versetzung in den Ruhestand durch Kirchengesetz
entsprechend höher festsetzen. Versorgungsabschläge
nach Satz 1 und 2 betragen 3,6 Prozent pro Jahr.
(3)  In den Fällen des Absatzes 1 findet § 53 Absatz 2
Nummer 1 des Beamtenversorgungsgesetzes entspre-
chende Anwendung.

§ 30
Unterhaltsbeitrag in vom

Beamtenversorgungsgesetz nicht erfassten Fällen
(1)  Bei Vorliegen einer besonderen Bedürftigkeit und
unbilligen Härte kann auch in Fällen, in denen die Vo-
raussetzungen des Beamtenversorgungsgesetzes zur

Gewährung eines Unterhaltsbeitrages nicht erfüllt
sind, ein jederzeit widerruflicher Unterhaltsbeitrag bis
zur Höhe des Ruhegehaltes gewährt werden. § 26 des
Beamtenversorgungsgesetzes gilt entsprechend.
(2)  Die besonderen Bestimmungen über die Bewilli-
gung von Unterhaltsbeiträgen in Disziplinarverfahren
und Verfahren bei Lehrbeanstandungen bleiben unbe-
rührt.
(3)  Im Falle der Entlassung kann, sofern kein An-
spruch auf Altersgeld besteht, zur Vermeidung einer
Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung unwiderruflich ein Unterhaltsbeitrag in Höhe
der gesetzlichen Rente gewährt werden, die aufgrund
einer Nachversicherung zustehen würde.
(4)  Die Gewährung eines Unterhaltsbeitrages ist nicht
mit der Gewährung von Beihilfe in Krankheits-, Pfle-
ge- und Geburtsfällen verbunden, sofern nicht im Ein-
zelfall etwas anderes bestimmt wird.

§ 31
Widerruf von Unterhaltsbeiträgen

Widerrufliche Unterhaltsbeiträge sollen widerrufen
werden, wenn die oder der Berechtigte aus der evan-
gelischen Kirche ausgetreten ist oder das Ansehen der
Kirche erheblich schädigt.

§ 32
Kindererziehungszuschlag in besonderen Fällen

(1)  Von § 50a Absatz 1 Satz 2 und § 50e des Beam-
tenversorgungsgesetzes abweichende Regelungen der
Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können
für den jeweiligen Bereich beibehalten und fortentwi-
ckelt werden. Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können auch von den §§ 50a bis 50e des
Beamtenversorgungsgesetzes abweichende Regelun-
gen treffen, sofern sie entsprechendes Landesrecht an-
wenden. Im Falle der Sätze 1 und 2 ist die Anwendung
des § 45a Absatz 2 ausgeschlossen und es findet § 85
Absatz 7 des Beamtenversorgungsgesetzes in der bis
zum 31. August 2020 geltenden Fassung oder eine
entsprechende landesrechtliche Regelung Anwen-
dung. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich die Anwendung des
§ 45a Absatz 2 beschließen.
(2)  § 85 Absatz 7 des Beamtenversorgungsgesetzes in
der bis zum 31. August 2020 geltenden Fassung gilt
auch, wenn das Kind vor dem 1. Januar 1992 nach
Berufung in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhält-
nis geboren wurde, das in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBl. II S. 885,
889) genannten Gebiet bestand. § 45a Absatz 1 und
§ 45b Absatz 5 finden Anwendung. Die Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können ab-
weichende Regelungen für den jeweiligen Bereich
beibehalten und fortentwickeln.
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(3)  Soweit die Kindererziehungszeit in der Zeit liegt,
für die nach § 41 ein Sockelbetrag gewährt wird, wird
eine Rente wegen Kindererziehung auf die Versor-
gung angerechnet und kein Kindererziehungszuschlag
gewährt. § 45a Absatz 2 findet keine Anwendung. Die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können ab-
weichende Regelungen für den jeweiligen Bereich
beibehalten und fortentwickeln.
(4)  Soweit eine vollständige Freistellung während der
Kindererziehungszeit aufgrund anderer kirchenge-
setzlicher Vorschriften als ruhegehaltfähig gilt, wird
eine Rente wegen Kindererziehung auf die Versor-
gung angerechnet und kein Kindererziehungszuschlag
oder Zuschlag nach § 45a Absatz 2 gewährt. Die Evan-
gelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können abwei-
chende Regelungen für den jeweiligen Bereich beibe-
halten und fortentwickeln.

§ 32a
Ausnahmen vom Einkommensbegriff des § 53

des Beamtenversorgungsgesetzes
Umlagezahlungen zu Direktversicherungen, zusätzli-
chen Altersrenten, Zusatzversorgung, Betriebsrenten,
Pensionskassen und Pensionsfonds sowie Sach- und
Geldleistungen nach dem Bundesfreiwilligendienst-
gesetz gelten nicht als Einkommen im Sinne des § 53
des Beamtenversorgungsgesetzes.

§ 33
Erlöschen von Versorgungsbezügen wegen

Verurteilung
§ 59 des Beamtenversorgungsgesetzes findet keine
Anwendung.

§ 34
Verteilung der Versorgungslasten

§ 107b des Beamtenversorgungsgesetzes findet zwi-
schen kirchlichen Dienstherren keine Anwendung, so-
weit nicht die Anwendung für vor dem Inkrafttreten
dieses Kirchengesetzes abgeschlossene Personal-
wechsel vereinbart wurde.

Teil 4 - Besoldungs- und versorgungsrechtliche
Folgen einer Pflichtversicherung in der

gesetzlichen Rentenversicherung

§ 35
Rentenanrechnung

(1)  Auf die Dienstbezüge werden Leistungen aus der
gesetzlichen Rentenversicherung und berufsständi-
schen Versorgung, die ausschließlich auf Beitragszah-
lungen eines kirchlichen Dienstherrn beruhen, in vol-
ler Höhe angerechnet.
(2)  Auf die Versorgungsbezüge werden Leistungen
aus der gesetzlichen Rentenversicherung und berufs-
ständischen Versorgung für Zeiten, die als ruhegehalt-
fähig berücksichtigt werden oder für die ein Sockel-
betrag zusteht, in voller Höhe angerechnet.

(3)  Zu den Leistungen aus der gesetzlichen Renten-
versicherung im Sinne der Absätze 1 und 2 zählen
nicht
1. der Waisenrentenzuschlag nach § 78 des Sechsten

Buches Sozialgesetzbuch,
2. Renten wegen Kindererziehung,
3. Renten aus nichtgewerbsmäßiger Pflege,
4. Renten, die durch eine Nebentätigkeit neben einem

öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis erworben
wurden.

(4)  Renten, Rentenerhöhungen und Rentenminderun-
gen, die auf einem familienrechtlichen Versorgungs-
ausgleich beruhen, bleiben unberücksichtigt. Dasselbe
gilt für Renten im Sinne des § 55 Absatz 4 des Beam-
tenversorgungsgesetzes.
(5)  Anzurechnen ist - unter dem Vorbehalt des Ab-
satzes 4 - der im Rentenbescheid oder in der Renten-
anpassungsmitteilung ausgewiesene monatliche Ren-
tenbetrag, nicht aber der Zahlbetrag. Nicht angerech-
net werden Rententeile, die von der jeweiligen Ren-
tenversicherung oder berufsständischen Versorgung
wegen eines anderweitigen Einkommens angerechnet
oder ruhend gestellt werden. Im Falle einer Kapitali-
sierung der Rente oder der berufsständischen Versor-
gung ist § 55 Absatz 1 Satz 3 bis 9 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes für die Berechnung der anzurech-
nenden Rente entsprechend anzuwenden.
(6)  Die Rentenanrechnung wird nach Anwendung von
Ruhens-, Anrechnungs- und Kürzungsvorschriften
dieses Kirchengesetzes und des Beamtenversorgungs-
gesetzes durchgeführt. Hieran anschließend wird nach
Maßgabe des gliedkirchlichen Rechts ein Steuervor-
teil im Sinne des § 40 abgeschöpft und danach der
Abzug für Pflegeleistungen gemäß § 50f des Beam-
tenversorgungsgesetzes vorgenommen.
(7)  Sind Rententeile nach Absatz 2 anzurechnen und
zusätzlich andere Rententeile nach § 55 des Beamten-
versorgungsgesetzes zu berücksichtigen und erreicht
das Ruhegehalt die Höchstversorgung, werden Renten
ausschließlich nach § 55 des Beamtenversorgungsge-
setzes berücksichtigt, sofern derselbe Zugangsfaktor
zugrunde zu legen und kein Steuervorteilsausgleich
vorzunehmen ist.
(8)  § 55 des Beamtenversorgungsgesetzes bleibt un-
berührt.

§ 36
Erstattung von Beiträgen zur

Rentenversicherung
(1)  Besteht ein Anspruch auf Erstattung von Beiträgen
zur gesetzlichen Rentenversicherung oder berufsstän-
dischen Versorgung, für die ein kirchlicher Dienstherr
die gesamten Beitragsleistungen erbracht hat, so ist
auf Veranlassung des Dienstherrn Beitragserstattung
zu beantragen und der Anspruch an den Dienstherrn
abzutreten. Bei Verletzung dieser Pflicht werden die
Dienst- und Versorgungsbezüge um den fiktiv berech-
neten Abtretungsbetrag gekürzt.
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(2)  Hat die Bezügeempfängerin oder der Bezügeemp-
fänger sich Beiträge zur Rentenversicherung oder be-
rufsständischen Versorgung erstatten lassen, für die
ein kirchlicher Dienstherr die gesamten Beitragsleis-
tungen erbracht hat, so sind diese Erstattungen an den
Dienstherrn abzuführen; ansonsten werden die Bezü-
ge um den durch die Beitragserstattung verminderten
Teil der Rente gekürzt.

§ 37
Mitwirkungspflichten

Die Bezügeempfängerin oder der Bezügeempfänger
ist verpflichtet, alle Voraussetzungen für die Zahlung
der Versorgungsbezüge und Rentenbezüge herbeizu-
führen, insbesondere die nach den Vorschriften der
gesetzlichen Rentenversicherung und der Zusatzver-
sorgung erforderlichen Anträge zu stellen, Willenser-
klärungen abzugeben und Nachweise vorzulegen.
Renten wegen Alters sind so rechtzeitig zu beantragen,
dass der Rentenanspruch mit Erreichen der Regelal-
tersgrenze nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch
oder ab einem vom Dienstherrn bestimmten Zeitpunkt
entstehen kann. Im Fall des Hinausschiebens des Ru-
hestandes gemäß § 87a des Pfarrdienstgesetzes der
Evangelischen Kirche in Deutschland oder § 66a des
Kirchenbeamtengesetzes der Evangelischen Kirche in
Deutschland kann der Rentenbeginn auf den Zeitpunkt
des Ruhestandsbeginns hinausgeschoben werden.
Kommt die oder der Verpflichtete dieser Verpflich-
tung schuldhaft nicht nach, so wird die sich für den
Fall der rechtzeitigen Erfüllung der Verpflichtung er-
gebende fiktive Rente auf die Versorgungsbezüge
oder auf die Dienstbezüge angerechnet. Die Sätze 1
bis 4 gelten entsprechend für Hinterbliebene von Ver-
sorgungsberechtigten bezüglich der Hinterbliebenen-
rente.

§ 38
Ausfallgarantie

(1)  Bis zum Erlass des Rentenbescheides oder bei
Verzögerung der Zahlung im Einzelfall wird den Be-
soldungs- und Versorgungsberechtigten gegen Abtre-
tung des Nachzahlungsanspruches Vorschuss in Höhe
der zu erwartenden Rentenbezüge gewährt. Die Aus-
fallgarantie gilt nicht für den Fall, dass Besoldungs-
oder Versorgungsberechtigte den Ausfall verschuldet
oder zu vertreten haben.
(2)  Verweigert oder entzieht die gesetzliche Renten-
versicherung die Leistungen oder tritt sonst ein Ausfall
der Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung ein, so findet § 35 für die Zeit des Leistungsaus-
falles keine Anwendung, wenn die Bezügeempfänge-
rin oder der Bezügeempfänger ihre oder seine An-
sprüche insoweit an den Dienstherrn abtritt.

§ 39
Öffnungsklausel

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen je für ihren Bereich durch Kirchengesetz von den
§§ 35bis 38 abweichende Regelungen treffen.

§ 40
Steuervorteilsausgleich

(1)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich regeln, inwieweit der
sich bei den Dienst- und Versorgungsbezügen erge-
bende Vorteil, der auf die geringere Besteuerung der
Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung zu-
rückzuführen ist, abgeschöpft wird. Dies gilt nicht für
das Sterbegeld, Rentenminderungen, die auf einem
familienrechtlichen Versorgungsausgleich beruhen,
und den Steuervorteil, der sich aufgrund der Renten-
anrechnung nach den allgemeinen Bestimmungen er-
gibt.
(2)  Das Nähere kann durch Rechtsverordnung gere-
gelt werden. Vorhandene Regelungen der Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse gelten
für den jeweiligen Bereich fort und können für ihn
fortentwickelt werden.

§ 41
Sockelbetrag für Versicherte der

Rentenversicherung der DDR
(1)  Für Versorgungsberechtigte, die im Jahr 1955
oder früher geboren wurden, wird die Zeit vor Voll-
endung des 27. Lebensjahres nicht als ruhegehaltfähi-
ge Dienstzeit berücksichtigt, wenn die Voraussetzung-
en für einen Anspruch auf Rente erfüllt sind, der ganz
oder teilweise auf Beiträgen aus der Vereinbarung
über die Rentenversorgung für auf Lebenszeit ange-
stellte Mitarbeiter der evangelischen Kirchen und de-
ren Hinterbliebene vom 28. März 1980 (ABl. EKD
1981 S. 17) und deren Fortführungen nach dem Sechs-
ten Buch Sozialgesetzbuch beruht.
(2)  Im Fall des Absatzes 1 beträgt das Ruhegehalt für
die Zeit vor Vollendung des 27. Lebensjahres 17,9375
Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (Sockel-
betrag). Ausbildungszeiten werden auch dann nicht als
ruhegehaltfähige Dienstzeiten berücksichtigt, wenn
sie nach Vollendung des 27. Lebensjahres verbracht
wurden.
(3)  Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für das Vorliegen
der Voraussetzungen des § 14 Absatz 3 Satz 5 und 6
des Beamtenversorgungsgesetzes. Für ihr Vorliegen
werden auch für die Zeiten vor Vollendung des 27.
Lebensjahres die allgemeinen Regeln angewandt.
(4)  Im Falle des Absatzes 1 findet § 14a Absatz 1
Nummer 1 des Beamtenversorgungsgesetzes keine
Anwendung.
(5)  Anderslautende Regelungen der Evangelischen
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse für die Personengrup-
pe nach Absatz 1 können durch Kirchengesetz für den
jeweiligen Bereich beibehalten und fortentwickelt
werden. Werden die Bestimmungen über den Sockel-
betrag nicht angewendet, so ist eine Regelung über die
Ruhegehaltfähigkeit von Ausbildungszeiten, die vor
dem 3. Oktober 1990 in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBl. 1990 II
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S. 885, 889) genannten Gebiet zurückgelegt wurden,
zu treffen.

Teil 5 - Übergangsbestimmungen für Besoldung
und Versorgung

§ 42
Vor Inkrafttreten des BVG-EKD vorhandene

Versorgungsempfängerinnen und -empfänger
(1)  Die Rechtsverhältnisse der vor Inkrafttreten dieses
Kirchengesetzes vorhandenen Versorgungsempfän-
gerinnen und -empfänger und ihrer Hinterbliebenen
richten sich nach diesem Kirchengesetz. Hinsichtlich
der
1. Ruhegehaltfähigkeit von Dienstbezügen,
2. ruhegehaltfähigen Dienstzeiten,
3. Ruhegehaltssätze für am 31. Dezember 1991 vor-

handene Bezügeempfängerinnen und Bezügeemp-
fänger nach § 85 des Beamtenversorgungsgeset-
zes,

4. Versorgungsabschläge im Sinne des § 14 Absatz
3, § 69d Absatz 3 und § 69h des Beamtenversor-
gungsgesetzes und aufgrund Versetzungen in den
Ruhestand nach Bestimmungen des Pfarrdienstge-
setzes der Evangelischen Kirche in Deutschland,
des Kirchenbeamtengesetzes der Evangelischen
Kirche in Deutschland oder gliedkirchlicher Rege-
lungen,

5. Zeiten, für die Leistungen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung oder berufsständischen Versor-
gung auf die Versorgung angerechnet werden,

6. Leistungen für Kindererziehung
richten sie sich nach dem Recht, das bei ihrem Dienst-
herrn an dem Tag gültig war, bevor dieses Kirchen-
gesetz für seinen Bereich in Kraft trat. In Abweichung
von Satz 2 Nummer 5 und 6 werden ab 1. Januar 2021
1. Rentenleistungen wegen Kindererziehung nicht

auf Versorgung angerechnet, auch wenn sie einen
Rentenanspruch nach dem Sechsten Buch Sozial-
gesetzbuch nur in Verbindung mit Rentenleistun-
gen begründen, die ausschließlich auf Beitrags-
zahlungen eines kirchlichen Dienstherrn beruhen,

2. für Kindererziehungszuschläge für ein vor dem 1.
Januar 1992 und vor Berufung in ein öffentlich-
rechtliches Dienstverhältnis geborenes Kind die
Regelungen des § 50a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1
des Beamtenversorgungsgesetzes angewendet,

3. Versorgungsempfängerinnen und -empfängern,
die keine Rente wegen Kindererziehung beziehen,
ruhegehaltfähige Dienstzeiten für ein vor dem 1.
Januar 1992 und nach Berufung in ein öffentlich-
rechtliches Dienstverhältnis geborenes Kind unter
Anwendung des § 85 Absatz 7 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes in der bis zum 31. August 2020
geltenden Fassung anerkannt und ein Zuschlag ge-
mäß § 45a Absatz 2 gewährt,

4. Versorgungsempfängerinnen und -empfängern,
die eine Rente wegen Kindererziehung für ein vor
dem 1. Januar 1992 und nach Berufung in ein öf-

fentlich-rechtliches Dienstverhältnis geborenes
Kind beziehen, ruhegehaltfähige Dienstzeiten un-
ter Anwendung des § 85 Absatz 7 des Beamten-
versorgungsgesetzes in der bis zum 31. August
2020 geltenden Fassung anerkannt und unter An-
wendung des § 45a Absatz 1 Rentenleistungen we-
gen Kindererziehung mit Ausnahme von 0,5 Ent-
geltpunkten auf die Versorgung angerechnet,

5. soweit die Kindererziehungszeit in der Zeit liegt,
für die nach einer dem § 41 vergleichbaren glied-
kirchlichen Regelung ein Sockelbetrag gewährt
wird, kein Kindererziehungszuschlag gewährt,
Nummer 3 nicht angewendet, eine Rente wegen
Kindererziehung auf die Versorgung angerechnet
und § 45a Absatz 1 angewendet,

6. soweit eine vollständige Freistellung während der
Kindererziehungszeit aufgrund anderer kirchenge-
setzlicher Vorschriften als ruhegehaltfähig gilt, ei-
ne Rente wegen Kindererziehung auf die Versor-
gung angerechnet und kein Kindererziehungszu-
schlag oder Zuschlag nach § 45a Absatz 2 gewährt.

Satz 3 Nummer 1 sowie Nummer 4 bis 6 findet frü-
hestens ab Bezug einer Rente wegen Kindererziehung
Anwendung. Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können je für ihren Bereich entscheiden,
Satz 3 Nummer 1 und 4 bereits mit Wirkung vom 1.
Januar 2019 anzuwenden und zu Satz 3 Nummer 5 und
6 abweichende Regelungen beibehalten und fortent-
wickeln. Die Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die
Versorgung der Hinterbliebenen.
(2)  Die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes gül-
tigen Regelungen zum Zusammentreffen von Besol-
dung und Versorgung mit Einkommen aus einem po-
litischen Amt oder Mandat finden Anwendung für die
bei Inkrafttreten vorhandenen Versorgungsempfänge-
rinnen und Versorgungsempfänger, nicht aber für
künftige Hinterbliebene.

§ 43
Vor Inkrafttreten des BVG-EKD

bestandskräftige Bescheide und Vereinbarungen
(1)  Bestandskräftige Bescheide in besoldungs- und
versorgungsrechtlichen Fragen, die vor Inkrafttreten
dieses Kirchengesetzes nach dem zum Zeitpunkt ihres
Erlasses bei dem jeweiligen Dienstherrn gültigen
Recht ergangen sind, gelten fort. Die darin festgesetz-
ten
1. ruhegehaltfähigen Besoldungsbestandteile,
2. ruhegehaltfähigen Dienstzeiten,
3. Ruhegehaltssätze für am 31. Dezember 1991 vor-

handene Bezügeempfängerinnen und Bezügeemp-
fänger nach § 85 des Beamtenversorgungsgeset-
zes,

4. Versorgungsabschläge im Sinne des § 14 Absatz
3, § 69d Absatz 3 und § 69h des Beamtenversor-
gungsgesetzes und aufgrund Versetzungen in den
Ruhestand nach Bestimmungen des Pfarrdienstge-
setzes der Evangelischen Kirche in Deutschland,
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des Kirchenbeamtengesetzes der Evangelischen
Kirche in Deutschland oder gliedkirchlicher Rege-
lungen,

5. Zeiten, für die Leistungen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung oder berufsständischen Versor-
gung auf die Versorgung angerechnet werden,

6. Leistungen für Kindererziehung
gelten auch für die Versorgung der Hinterbliebenen.
Die Sätze 1 und 2 finden keine Anwendung, soweit
gemäß § 42 Absatz 1 Satz 3 bis 6 etwas anderes gilt.
(2)  Vereinbarungen zwischen kirchlichen Diensther-
ren über die Leistung von Versorgungsbeiträgen gel-
ten fort, wenn die Vereinbarung abgeschlossen wurde,
ehe dieses Kirchengesetz für beide Vertragsparteien in
Kraft getreten war.

§ 44
Vorhandene Personen im Wartestand

Personen, die sich bei Inkrafttreten dieses Kirchenge-
setzes im Wartestand befinden, erhalten mit Inkraft-
treten Wartestandsbesoldung nach § 22, mindestens
aber in Höhe des bisherigen Wartegeldes.

§ 45
Fortgelten früherer Übergangsbestimmungen

Regelungen der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse aus Anlass früherer Änderungen des Be-
amtenversorgungsgesetzes, die von den Regelungen
der §§ 69a, 69d, 69e, 69f, 69g, 69h und 85 des Beam-
tenversorgungsgesetzes abweichen, gelten für den je-
weiligen Bereich fort und können fortentwickelt wer-
den.

§ 45a
Übergangsregelung aus Anlass des Besol-

dungsstrukturenmodernisierungsgesetzes
durch das Dienstrechtsänderungsgesetz 2020

(1)  § 69m Absatz 3 des Beamtenversorgungsgesetzes
findet keine Anwendung.
(2)  Am 31. Dezember 2020 vorhandene Versorgungs-
empfängerinnen und -empfänger, die die Vorausset-
zungen des § 85 Absatz 7 des Beamtenversorgungs-
gesetzes in der bis zum 31. August 2020 geltenden
Fassung erfüllen und in der Zeit der Kindererziehung
nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung oder ei-
nem berufsständischen Versorgungswerk versichert
waren, erhalten unter weiterer Anwendung der ge-
nannten Vorschrift zusätzlich einen Zuschlag in Höhe
des Betrages, der am 1. Januar 2021 einem Kinderer-
ziehungszuschlag für sechs Kalendermonate gemäß
§ 50a Absatz 4 des Beamtenversorgungsgesetzes ent-
spricht. Der Zuschlag wird einmalig festgesetzt und
nimmt als Bestandteil des Ruhegehalts an linearen
Anpassungen der Versorgungsbezüge sowie an Än-
derungen des Bemessungssatzes teil. Auf ihn finden
die Bestimmungen des § 50a Absatz 1 Satz 2, Absatz
6 und 7 des Beamtenversorgungsgesetzes entspre-
chende Anwendung.

(3)  Absatz 2 gilt entsprechend für die Versorgung der
Hinterbliebenen.

§ 45b
Übergangsregelung aus Anlass des Besol-

dungsstrukturenmodernisierungsgesetzes
durch das Dienstrechtsänderungsgesetz 2020
für Fälle einer nach § 35 anzurechnenden Rente

(1)  Auf die Rechtsverhältnisse der am 31. Dezember
2020 vorhandenen Versorgungsempfängerinnen und -
empfänger findet § 35 Absatz 2 Satz 2 in der bis zum
31. Dezember 2020 geltenden Fassung Anwendung,
wenn nach dem 31. Dezember 2018 keine Entgelt-
punkte zu einer bisher bezogenen Rente wegen Kin-
dererziehung und keine weiteren Rentenzeiten, die auf
die Wartezeit im Sinne des § 50 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch anrechenbar sind, erworben wur-
den.
(2)  Auf die Rechtsverhältnisse der am 31. Dezember
2020 vorhandenen Versorgungsempfängerinnen und
-empfänger findet § 35 Absatz 3 in der bis zum 31.
Dezember 2020 geltenden Fassung Anwendung,
wenn weder die Voraussetzungen des § 50a Absatz 1
Satz 2 noch des § 85 Absatz 7 des Beamtenversor-
gungsgesetzes in der bis 31. August 2020 geltenden
Fassung vorliegen und nach dem 1. Januar 2021 keine
weiteren Rentenzeiten, die auf die Wartezeit im Sinne
des § 50 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch anre-
chenbar sind, erworben wurden.
(3)  Für am 31. Dezember 2020 vorhandene Versor-
gungsempfängerinnen und empfänger, die eine Rente
aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder einer
berufsständischen Versorgung erhalten haben, in der
Rentenleistungen wegen der Erziehung eines nach
dem 31. Dezember 1991 geborenen Kindes enthalten
sind, können die Evangelische Kirche in Deutschland,
die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich entscheiden, § 35 Absatz
3 in der ab 1. Januar 2021 geltenden Fassung bereits
mit Wirkung vom 1. Januar 2019 anzuwenden.
(4)  Für die Zeit vom 1. Januar 2019 bis zum 31. De-
zember 2020 werden bei am 31. Dezember 2020 vor-
handenen Versorgungsempfängerinnen und -empfän-
gern, die vor dem 1. Januar 2021 eine Rente aus der
gesetzlichen Rentenversicherung oder einer berufs-
ständischen Versorgung erhalten, in der Rentenleis-
tungen wegen der Erziehung eines vor dem 1. Januar
1992 geborenen Kindes enthalten sind, das vor der
Berufung in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhält-
nis geboren wurde, Rentenleistungen für diese Kinder
nach § 35 Absatz 2 und 3 in der bis zum 31. Dezember
2020 geltenden Fassung angerechnet, wobei Renten-
leistungen wegen Kindererziehung im Umfang von
0,5 Entgeltpunkten je Kind anrechnungsfrei bleiben.
Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen für diese Fälle stattdessen je für ihren Bereich ent-
scheiden, § 35 Absatz 2 und 3 in der ab 1. Januar 2021
geltenden Fassung bereits mit Wirkung vom 1. Januar
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2019 für zuvor vorhandene Versorgungsempfängerin-
nen und -empfänger anzuwenden.
(5)  Für am 31. Dezember 2020 vorhandene Versor-
gungsempfängerinnen und -empfänger, die eine An-
wartschaft oder einen Anspruch auf Rente aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung oder einer berufsstän-
dischen Versorgung haben, in der Rente wegen der
Erziehung eines vor dem 1. Januar 1992 geborenen
Kindes enthalten ist, das nach Berufung in ein öffent-
lich-rechtliches Dienstverhältnis geboren wurde, fin-
det § 35 Absatz 2 und 3 in der bis zum 31. Dezember
2020 geltenden Fassung und § 85 Absatz 7 des Be-
amtenversorgungsgesetzes in der bis zum 31. August
2020 geltenden Fassung weiterhin Anwendung. Ab
Entstehung des Rentenanspruchs, frühestens aber ab
1. Januar 2019, bleiben je Kind 0,5 Entgeltpunkte ei-
ner zuzuordnenden Rente wegen Kindererziehung an-
rechnungsfrei. § 45a Absatz 1 findet Anwendung.

§ 46
Übergangsbestimmungen

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen durch Kirchengesetz je für ihren Bereich eigene
Übergangsbestimmungen treffen und vorhandene frü-
here Übergangsbestimmungen fortführen und fortent-
wickeln.

§ 47
Verweisung auf aufgehobene Vorschriften

Soweit in Kirchengesetzen und Rechtsverordnungen
auf Vorschriften oder Bezeichnungen verwiesen wird,
die durch dieses Kirchengesetz oder durch Regelun-
gen zur Ausführung dieses Kirchengesetzes außer
Kraft treten oder aufgehoben werden, treten an ihre
Stelle die entsprechenden Vorschriften oder die Be-
zeichnungen dieses Kirchengesetzes oder der entspre-
chenden Regelungen zu seiner Ausführung.

Teil 6 - Altersgeld

§ 48
Anwendung von Bundesrecht

(1)  Das Altersgeldgesetz des Bundes in der jeweils
geltenden Fassung findet für den Personenkreis des
§ 1 Absatz 1 entsprechende Anwendung, soweit nicht
die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse die
Anwendung je für ihren Bereich durch Kirchengesetz
ausgeschlossen haben.
(2)  Altersgeld gehört nicht zu den Versorgungsbezü-
gen.

§ 49
Abweichungen vom Bundesrecht

(1)  Regelungen des Bundesbesoldungsgesetzes und
des Beamtenversorgungsgesetzes, auf die im Alters-
geldgesetz verwiesen wird, gelten in der Fassung, die
sie durch dieses Kirchengesetz und die Regelungen
der Evangelische Kirche in Deutschland, der Glied-

kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse er-
halten haben.
(2)  Die altersgeldfähigen Dienstbezüge sind unter Be-
rücksichtigung der Regelungen dieses Kirchengeset-
zes über die Ruhegehaltfähigkeit von Dienstbezügen
und Zulagen und der Bestimmungen der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse zu berechnen.
(3)  Anspruch auf Altersgeld entsteht abweichend von
§ 3 des Altersgeldgesetzes nach einer altersgeldfähi-
gen Dienstzeit von sieben Jahren bei einem Dienst-
herrn nach § 1 Absatz 1 dieses Kirchengesetzes.
(4)  Altersgeldfähig sind abweichend von § 6 des Al-
tersgeldgesetzes Dienstzeiten in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis, die
1. bei einem Dienstherrn im Sinne des § 1 Absatz 1

zurückgelegt wurden oder
2. ruhegehaltfähig im Sinne der §§ 16 und 28 sind,
sofern für diese Zeiten keine Versicherung in der ge-
setzlichen Rentenversicherung oder berufsständi-
schen Versorgung bestand. § 41 findet keine Anwen-
dung.
(5)  § 16 des Altersgeldgesetzes findet zwischen kirch-
lichen Dienstherren keine Anwendung.

§ 50
Ausschluss von Altersgeld

Es besteht kein Anspruch auf Altersgeld, wenn Grün-
de für einen Aufschub der Beitragszahlung im Sinne
des § 184 Absatz 2 des Sechsten Buches Sozialge-
setzbuch gegeben sind oder der Wechsel in ein öffent-
lich-rechtliches Dienstverhältnis der Evangelischen
Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche oder eines
gliedkirchlichen Zusammenschlusses erfolgt.

§ 51
Erlöschen des Anspruchs auf Altersgeld

(1)  - aufgehoben -
(2)  Der Anspruch auf Altersgeld erlischt, wenn die
oder der Berechtigte in einem ordentlichen Strafver-
fahren durch Urteil eines deutschen Gerichts wegen
einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von
mindestens einem Jahr rechtskräftig verurteilt worden
ist. Das Erlöschen wird am ersten Tag des Kalender-
monats wirksam, der einen Monat nach Eintritt der
Rechtskraft beginnt.
(3)  Die altersgeldberechtigte Person ist verpflichtet,
Tatsachen nach Absatz 2 unverzüglich anzuzeigen.
Kommt sie der Verpflichtung nach Satz 1 schuldhaft
nicht nach, so kann ihr das Altersgeld ganz oder teil-
weise auch für die Vergangenheit entzogen werden.
(4)  Wird eine Entscheidung nach Absatz 2 in einem
strafgerichtlichen Wiederaufnahmeverfahren rechts-
kräftig durch eine Entscheidung ersetzt, die kein Er-
löschen des Altersgeldanspruchs zur Folge hat, so gilt
der Anspruch auf Altersgeld als nicht unterbrochen.
Im Falle einer zwischenzeitlich erfolgten Nachversi-
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cherung in der gesetzlichen Rentenversicherung sind
§§ 35 und 36 entsprechend anzuwenden.
(5)  Zur Vermeidung einer Nachversicherung in der
gesetzlichen Rentenversicherung kann unwiderruflich
ein Unterhaltsbeitrag in Höhe der gesetzlichen Rente
gewährt werden, die aufgrund einer Nachversicherung
zustehen würde.

§ 52
Aberkennung des Altersgeldes

(1)  Der Anspruch auf Altersgeld wird durch Verwal-
tungsakt aberkannt, wenn die entlassene Person
1. vor der Entlassung eine Amtspflichtverletzung be-

gangen hat, die nach Disziplinarrecht zur Entfer-
nung aus dem Dienst führen würde oder

2. nach der Entlassung der Kirche oder ihrem Anse-
hen so erheblich geschadet hat, dass ihr Verhalten
unter dem Maßstab des § 20 Absatz 3 des Diszi-
plinargesetzes der Evangelischen Kirche in
Deutschland zur Entfernung aus dem Dienst führen
würde.

§ 51 Absatz 5 kann entsprechend angewendet werden.
Ist bei der Entlassung auf Antrag bereits ein Diszipli-
narverfahren anhängig, geht dieses in ein Verfahren
auf Aberkennung von Altersgeld über. § 4 Absatz 3
des Altersgeldgesetzes findet keine Anwendung.
(2)  Hat die Zahlung des Altersgeldes zum Zeitpunkt
der Aberkennung bereits begonnen, wird bis zur Un-
anfechtbarkeit der Aberkennung ein Teil des monat-
lichen Altersgeldes einbehalten. § 44 Absatz 2 Satz 1
des Disziplinargesetzes der Evangelischen Kirche in
Deutschland gilt entsprechend. Der Zahlungsbetrag
darf die Höhe der gesetzlichen Rente, die im Falle der
Nachversicherung zustehen würde, nicht unterschrei-
ten.
(3)  Zuständig für die Aberkennung des Altersgeldes
ist die letzte disziplinaraufsichtführende Stelle im Sin-
ne des § 4 des Disziplinargesetzes der Evangelischen
Kirche in Deutschland.
(4)  Die Regelungen des Disziplinargesetzes der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland gelten für das Aber-
kennungsverfahren mit den sich aus der Natur des Al-
tersgeldes ergebenden Maßgaben entsprechend. Die
Aberkennung gilt für Verfahren und Rechtsmittel als
Erlass einer Disziplinarverfügung.

§ 53
Zusammentreffen von Altersgeld mit

Mindestruhegehalt
Besteht neben einem Anspruch auf Altersgeld ein An-
spruch auf Mindestruhegehalt, ruht der Anspruch auf
Altersgeld. Wurden altersgeldfähige Dienstzeiten
nicht oder nicht vollständig als ruhegehaltfähige
Dienstzeiten berücksichtigt, so wird für die Berech-
nung des Altersgeldes als altersgeldfähige Dienstzeit
die Zeit zugrunde gelegt, um die die Summe aus ru-
hegehaltfähiger Dienstzeit und nicht als ruhegehaltfä-
hig berücksichtigter altersgeldfähiger Dienstzeit die

Zeit von 19 Jahren und 236 Tagen übersteigt. Im Üb-
rigen ruht der Anspruch auf Altersgeld.

§ 54
Zusammentreffen von Altersgeld mit Renten

und anderem Einkommen
(1)  Die §§ 35, 36 und 40 finden für das Altersgeld
entsprechende Anwendung. § 13 des Altersgeldgeset-
zes bleibt unberührt.
(2)  Die §§ 14, 15 sind entsprechend anzuwenden.

§ 55
Entsprechende Anwendung

Die Regelungen dieses Kirchengesetzes über
1. Gleichstellung von kirchlichem öffentlichem

Dienst und außerkirchlichem öffentlichem Dienst
(§ 3),

2. kirchlichen Dienst (§ 4),
3. Verwaltungsverfahren (§ 5),
4. Ausnahmen vom Bundesrecht, eigene kirchliche

Regelungen (§ 6),
5. Ausführungsbestimmungen (§ 8),
6. eigene Regelungen zur Höhe der Bezüge (§ 9),
7. Zuständigkeiten (§ 12),
8. Familienzuschlag (§ 13),
9. Mitwirkungspflichten (§ 37),
10. die Fortgeltung alten Rechts (§§ 42, 43, 45 und

46)
sind für das Altersgeld entsprechend anzuwenden.

Teil 7 - Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 56
Fortführung vorhandenen Rechts

(1)  Gliedkirchen, die bei Vorliegen eines doppelten
Dienstverhältnisses neben einem Dienstverhältnis
zum Staat das Ruhen der Ansprüche auf Besoldung
und Versorgung vorsehen, können diese Regelungen
für ihren Bereich fortführen und fortentwickeln.
(2)  Gliedkirchen können bei Inkrafttreten dieses Kir-
chengesetzes vorhandene Regelungen je für ihren Be-
reich beibehalten und fortentwickeln, nach denen
Pfarrerinnen und Pfarrer
1. im Probedienst und in Pfarrstellen außerhalb des

Pfarrstellenplans ein um höchstens 10 Prozent ver-
mindertes Gehalt nach § 17 Absatz 1 erhalten,

2. im Probedienst während einer im eigenen Interesse
längstens für drei Jahre erfolgten Beauftragung mit
einem besonderen Dienst, der nicht in einem kirch-
lichen Dienst in der Gliedkirche besteht, ein
Grundgehalt der Besoldungsgruppe 10 der Besol-
dungsordnung A erhalten.

§ 9 bleibt unberührt.
(3)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
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se können Regelungen, die bei Inkrafttreten dieses
Kirchengesetzes
1. weitere Ausbildungszeiten oder
2. Zeiten vor Vollendung des 17. Lebensjahres
als ruhegehaltfähige Dienstzeiten berücksichtigen, für
den jeweiligen Bereich beibehalten und fortentwi-
ckeln.
(4)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können Regelungen, die von § 14 Absatz 3 Satz 5
und 6 des Beamtenversorgungsgesetzes abweichen,
für den jeweiligen Bereich beibehalten und fortentwi-
ckeln.
(4a)  Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können Regelungen, die bei Inkrafttreten
dieses Kirchengesetzes ein höheres Waisengeld als die
Regelungen des § 24 Absatz 3 des Beamtenversor-
gungsgesetzes vorsehen, beibehalten und fortentwi-
ckeln.
(5)  Gliedkirchen können bei Inkrafttreten dieses Kir-
chengesetzes vorhandene Regelungen je für ihren Be-
reich beibehalten und fortentwickeln, nach denen Ren-
tenbezüge im Sinne des § 35 Absatz 2 Satz 2 in der bis
31. Dezember 2020 geltenden Fassung nicht auf die
Versorgung angerechnet werden.
(6)  Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können Regelungen, die bei Inkrafttreten
dieses Kirchengesetzes ausdrücklich die Anwendung
der Regelungen eines Bundeslandes über das Alters-
geld vorsehen, beibehalten und fortentwickeln.

§ 56a
Unfallfürsorge

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen durch Kirchengesetz bestimmen, dass Unfallfür-
sorge auch für außerdienstliche, im kirchlichen Inter-
esse liegende Tätigkeiten zugesagt werden kann.

§ 57
Fortführung vorhandenen Rechts zur

Unfallfürsorge
(1)  Gliedkirchen, die bei Inkrafttreten dieses Kirchen-
gesetzes in § 1 Absatz 1 genannte Personen in der ge-
setzlichen Unfallversicherung versichert haben und
deshalb keine Unfallfürsorge gewähren, können diese
Regelung für den jeweiligen Bereich beibehalten und
fortentwickeln.
(2)  Bis zum Erlass des Leistungsbescheides der ge-
setzlichen Unfallversicherung oder bei Verzögerung
der Zahlung im Einzelfall wird in Fällen des Absatzes
1 den in § 30 des Beamtenversorgungsgesetzes ge-
nannten Personen gegen Abtretung des Nachzah-
lungsanspruches Vorschuss in Höhe der zu erwarten-
den Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung
gewährt.
(3)  Verweigert oder entzieht die gesetzliche Unfall-
versicherung im Einzelfall die Leistungen oder tritt

sonst ein Ausfall der Leistungen der gesetzlichen Un-
fallversicherung im Einzelfall ein, so gewährt der
Dienstherr gegen Abtretung der Ansprüche gegen die
gesetzliche Unfallversicherung Leistungen in entspre-
chender Anwendung der Vorschriften des Siebten Bu-
ches Sozialgesetzbuch.

§ 58
(Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

VIII.
Neufassung des Gesamtvertrages

zwischen der VG Musikedition und der
Evangelischen Kirche in Deutschland

über das Vervielfältigen von Noten und
Liedtexten

(ABl. EKD Nr. 6 S. 152 vom 15. Juni 2021)
Um die Bedingungen für das Vervielfältigen von ur-
heberrechtlich geschützten Noten und Liedtexten ge-
genüber der VG Musikedition zu regeln, vertritt die
Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) die ein-
zelnen Gliedkirchen, deren gliedkirchliche und glied-
kirchenübergreifenden lnstitutionen und Einrichtun-
gen, die Kirchengemeinden und Kirchengemeinde-
verbände sowie sonstige kirchliche Vereinigungen,
lnstitutionen und Einrichtungen. Rückwirkend ist zum
1. Mai 2021 ist ein neuer Gesamtvertrag geschlossen
worden, der nachfolgend bekannt gegeben wird:

Gesamtvertrag
über das Vervielfältigen

von Noten und Liedtexten

z w i s c h e n  d e r
VG MUSIKEDITION - Verwertungsgesellschaft -

Rechtsfähiger Verein kraft Verleihung,
Friedrich-Ebert-Str. 104, 34119 Kassel,

vertreten durch den Geschäftsführer Christian Krauß
und den Präsidenten Sebastian Mohr

- nachstehend als "VG Musikedition" bezeichnet -
u n d  d e r

Evangelischen Kirche in Deutschland,
Herrenhäuser Str. 12, 30419 Hannover

diese vertreten durch ihren Rat,
dieser vertreten durch den Präsidenten des Kirchen-
amtes, Dr. Hans Ulrich Anke,

- nachstehend als "EKD“ bezeichnet -

Präambel
1. Die VG Musikedition ist eine urheberrechtliche

Verwertungsgesellschaft, die für ihre Mitglieder -
Verlage, Komponisten, Textdichter, Herausgeber
- als Treuhänderin zahlreiche grafische Vervielfäl-
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tigungsrechte und gesetzliche Vergütungsansprü-
che verwaltet.

2. Die EKD ist eine Körperschaft des öffentlichen
Rechts und vertritt die Gemeinschaft von 20 recht-
lich selbstständigen Landeskirchen.

3. Zwischen VG Musikedition und EKD existieren
Pauschalverträge bzgl. des Vervielfältigens von
Noten und Liedtexten für den Gemeindegesang in
Gottesdiensten und anderen kirchlichen Veranstal-
tungen sowie hinsichtlich der Nutzung von Aus-
gaben und Werken, die gem. § 70 und § 71 Urhe-
bergesetz (UrhG) geschützt sind.

4. Das Vervielfältigen von Noten (und Liedtexten)
von geschützten Werken der Musik ist gem. § 53
Absatz 4a UrhG grundsätzlich unzulässig bzw. nur
mit Einwilligung des Berechtigten möglich. In den
(u.a.) unter Ziffer 6 genannten Fällen ist dies die
VG Musikedition.

5. a) Berechtigte nach diesem Gesamtvertrag sind
die EKD, die Gliedkirchen in der Bundesre-
publik Deutschland, ihre gliedkirchlichen und
gliedkirchenübergreifenden lnstitutionen und
Einrichtungen, ihre Kirchengemeinden und
Kirchengemeindeverbände sowie ihre Verei-
nigungen, lnstitutionen und Einrichtungen
wie zum Beispiel kirchliche Stiftungen oder
Vereine, die an der Verwirklichung des kirch-
lichen Auftrags im Sinne der evangelischen
Kirche mitwirken, sowie sonstige Einrichtun-
gen und Vereinigungen, die der evangeli-
schen Kirche zugeordnet sind.

b) Ziel dieses Gesamtvertrages ist es, einerseits
den Berechtigten nach Ziffer 5. a) eine legale
und praktikable Möglichkeit zum begrenzten
Vervielfältigen von Noten (und Liedtexten)
von geschützten Werken der Musik zu geben,
andererseits zu gewährleisten, dass die Rech-
teinhaber die im Urheberrechtsgesetz vorge-
sehene angemessene Vergütung für ihre kre-
ative Leistung erhalten.

c) Unberührt von der in Ziffer 5. a) dieses Ver-
trages festgelegten Definition der "berechtig-
ten Einrichtungen" der evangelischen Kirche
bleiben die in weiteren Verträgen zwischen
der VG Musikedition und der EKD vorge-
nommenen Definitionen der "berechtigten
Einrichtungen"; eine Bezugnahme auf Ziffer
5. a) dieses Vertrages ist im Rahmen der Aus-
legung der genannten weiteren Verträge aus-
geschlossen.

6. Sofern Nutzungen nicht bereits durch bestehende
Pauschalverträge oder durch Verträge mit Dritten
abgedeckt sind, umfasst dieser Gesamtvertrag die
nachstehenden Bereiche, falls es sich um Nutzun-
gen handelt, bei denen die erforderlichen Rechte
von der VG Musikedition wahrgenommen werden:
- Vervielfältigungen in Kinderbetreuungsein-

richtungen,
- Vervielfältigungen in Einrichtungen der Er-

wachsenenbildung,

- Vervielfältigungen in nicht-gewerblichen Ein-
richtungen der Aus- und Weiterbildung,

- Vervielfältigungen in und durch Kirchenge-
meinden, soweit die Vervielfältigungen nicht
von Pauschalverträgen mit der VG Musikedi-
tion umfasst sind,

- Vervielfältigungen in Musikschulen,
- Vervielfältigungen in Familienbildungsstätten,

Einrichtungen der Alten- und Wohlfahrtspfle-
ge, Krankenhäusern sowie sonstigen Heil- und
Pflegeeinrichtungen,

- Vervielfältigungen durch Musikpädagogen für
den privaten Instrumental- und Gesangsunter-
richt.

7. Nach Abschluss eines einfachen Lizenzvertrages
mit der VG Musikedition ist es den Berechtigten
gestattet, im vertraglich bestimmten Umfang Ver-
vielfältigungen von Noten (und Liedtexten) anzu-
fertigen und zu verwenden. Für die Bereiche "Ver-
vielfältigungen in Musikschulen und in Kinderbet-
reuungseinrichtungen" erfolgt der Abschluss eines
einfachen Lizenzvertrages mit der GEMA, die für
diese Bereiche von der VG Musikedition ein lnkas-
somandat erhalten hat.

2. Meldebogen
a) Die EKD verpflichtet sich, den sog. "Meldebo-

gen" (Anlage 1 - nicht abgedruckt), der Bestand-
teil dieser Vereinbarung ist, auf ihrer Homepage
in der jeweils aktuellsten, von der VG Musikedi-
tion bereitgestellten Fassung zu veröffentlichen
und zum Download anzubieten, verbunden mit
dem Hinweis, den "Meldebogen" für alle Nutz-
ungen nach Ziffer 6 der Präambel anzuwenden.

b) Die EKD wird die Gliedkirchen über die in der
EKD üblichen Informationswege über den Ge-
samtvertrag und den "Meldebogen" informieren.
Sie wird die Gliedkirchen um eine Weiterleitung
der Informationen sowie um einen Hinweis auf
die vertraglichen Bestimmungen und den Mel-
debogen an die in den Gliedkirchen gem. Ziffer
5. a) Berechtigten bitten und die Hinweise auf
ihrer Homepage veröffentlichen.

c) Seitens der Gemeinden ist der "Meldebogen"
wiederum an die Rechtsträger und Einrichtungen
weiterzuleiten, die den Gemeinden zuzuordnen
sind.

3. Vergütung /Nachlass
a) Für die jeweiligen Nutzungen gelten die von der

VG Musikedition auf ihrer Website veröffent-
lichten Tarife inkl. der jeweiligen allgemeinen
Bedingungen.

b) Auf sämtliche Beträge werden 20% Gesamtvert-
ragsnachlass gewährt. Dieser Nachlass wird nur
dann gewährt, wenn die Einholung der Lizenzen
durch die Berechtigten ordnungs- und fristgemäß
im Sinne der jeweils aktuell gültigen Tarife inkl.
ihrer allgemeinen Bedingungen erfolgt und die
für die Verteilung der Vergütungen erforderliche
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Titellisten (Musikfolgen) fristgerecht übermittelt
werden, die EKD der vereinbarten Vertragshilfe
gemäß Ziffer 1 und 2 in vollem Umfang nach-
kommt und die entsprechenden Nutzungen auf
eigene Rechnung der Berechtigten gem. Ziffer 5.
a) erfolgen.

c) Berechtigte dieses Gesamtvertrages, die die Hö-
he der veröffentlichten Tarife bestreiten, so dass
Verfahren bei der Schiedsstelle des Deutschen
Patent- und Markenamts oder vor ordentlichen
Gerichten eingeleitet werden, haben keinen An-
spruch auf den Gesamtvertragsnachlass.

4. Vertragsdauer
a) Dieser Vertrag tritt rückwirkend zum 1. Mai 2021

in Kraft. Er endet automatisch zum 31.12.2023,
ohne dass es einer gesonderten Kündigung be-
darf.

b) Es besteht Einvernehmen, dass für vor dem
1. Mai 2021 gestellte Rechnungen, die den Zeit-
raum ab dem 1. Mai 2021 betreffen, aufgrund des
unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwandes
kein rückwirkender Gesamtvertragsnachlass ge-
währt wird.

5. Meinungsverschiedenheiten
lm Falle von Meinungsverschiedenheiten kann die VG
Musikedition die EKD zur Vermeidung von Rechts-
streitigkeiten um Vermittlung bitten. Dies gilt umge-
kehrt in gleicher Weise.

6. Gerichtsstand /Salvatorische Klausel
a) Gerichtsstand ist Kassel.
b) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinba-

rung bedürfen der Schriftform, mündliche Ne-
benabreden bestehen nicht Sollte eine der Be-
stimmungen dieses Vertrages ungültig werden,
so bleibt der Vertrag im Übrigen aufrechterhal-
ten.

Kassel, 26. Mai 2021 Hannover, 15. Mai 2021
Christian K r a u ß
Sebastian M o h r

Dr. Hans Ulrich A n k e

WAHLEN

IX.
Ersatzwahlen in synodale Gremien

Die 37. ordentliche Landessynode hat auf Ihrer Ta-
gung am 11. und 12. Juni 2021 folgende Ersatzwahlen
in synodale Gremien vorgenommen:
Rechts- und Innenausschuss:
- Pfr. Holger T e ß n o w
Theologischer Ausschuss:
- Pfr. Dr. Sven L e s e m a n n

Schulkammer:
- Herr Fynn B e u g h o l t

Detmold, den 29. Juni 2021
Der Landeskirchenrat

PERSONALNACHRICHTEN

X.
Personalnachrichten

Verstorben
Frau Renate Mäckler, bis zu ihrem Eintritt in den Ru-
hestand im Sekretariat der Beratungsstelle für Ehe-,

Familien- und Lebensfragen tätig, ist am 22. Mai
2021im Alter von 86 Jahren verstorben.
Pfarrer in Ruhe Jürgen Möller, zuletzt tätig als Vor-
steher des Ev. Diakonissenhauses in Detmold, ist am
27. Mai 2021 im Alter von 91 Jahren verstorben.
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Landespfarrer in Ruhe Dr. theol. Helmut Eßer, zuletzt
tätig in der Landespfarrstelle für Diakone und in der
Geschäftsführung des Diakonischen Werkes der Lip-
pischen Landeskirche, ist am 4. Juni 2021 im Alter von
90 Jahren verstorben.

Frau Ulla Günzel, bis zu ihrem Ruhestand in der Bau-
und Liegenschaftsabteilung des Landeskirchenamtes
tätig, ist am 9. Juni 2021 im Alter von 73 Jahren ver-
storben.
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